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Gesetz zur Anderung des Erneuerbare-Energien-Gesetzes und weiterer
energierechtlicher Vorschriften® 2

Vom ...

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Inhaltstubersicht
Artikel 1 Anderung des Erneuerbare-Energien-Gesetzes
Artikel 2 Anderung des Energiewirtschaftsgesetzes
Artikel 3 Anderung der Stromnetzzugangsverordnung
Artikel 4 Anderung der Marktstammdatenregisterverordnung
Artikel 5 Anderung des Messstellenbetriebsgesetzes
Artikel 6 Anderung der Biomassestrom-Nachhaltigkeitsverordnung
Artikel 7 Anderung der Erneuerbare-Energien-Ausfiihrungsverordnung
Artikel 8 Anderung der Besondere-Ausgleichsregelung-Gebiihrenverordnung
Artikel 9 Anderung der EEG- und Ausschreibungsgebiihrenverordnung
Artikel 10  Anderung der Erneuerbare-Energien-Verordnung
Artikel 11 Anderung der Besondere-Ausgleichsregelung-Durchschnittsstrompreis-Verordnung
Artikel 12 Anderung der Grenziiberschreitende-Erneuerbare-Energien-Verordnung
Artikel 13 Anderung der Herkunfts- und Regionalnachweis-Durchfiihrungsverordnung
Artikel 14 Anderung der Herkunfts- und Regionalnachweis-Gebiihrenverordnung
Artikel 15  Anderung der Innovationsausschreibungsverordnung
Artikel 16  Anderung der Kraft-Wérme-Kopplungsgesetz-Gebiihrenverordnung
Artikel 17 Anderung des Kraft-Warme-Kopplungsgesetzes
Artikel 18  Anderung der KWK-Ausschreibungsverordnung
Artikel 19 Anderung des Windenergie-auf-See-Gesetzes

Acrtikel 20 Anderung"der Verordnung zur Anrechnung von strombasierten Kraftstoffen und mitverarbeiteten
biogenen Olen auf die Treibhausgasquote

Artikel 21 Anderung des Gesetzes zur Beschleunigung des Energieleitungsausbaus
Artikel 22 Anderung des Kohleverstromungsbeendigungsgesetzes

Artikel 23 Anderung des Gesetzes zur Reduzierung und zur Beendigung der Kohleverstromung und zur Ande-
rung weiterer Gesetze

Artikel 24 Inkrafttreten, AulRerkrafttreten

1 Dieses Gesetz dient der Umsetzung der Richtlinie (EU) 2018/2001 des Europaischen Parlamentes und des Rates vom 11. Dezember 2018 zur
Forderung der Nutzung von Energie aus erneuerbaren Quellen.

2 Notifiziert gemaR der Richtlinie (EU) 2015/1535 des Européaischen Parlaments und des Rates vom 9. September 2015 (iber ein Informationsver-
fahren auf dem Gebiet der technischen Vorschriften und der Vorschriften fur die Dienste der Informationsgesellschaft (ABI. L 241 vom
17.9.2015, S. 1).
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Artikel 1

Anderung des Erneuerbare-Energien-Gesetzes

Das Erneuerbare-Energien-Gesetz vom 21. Juli 2014 (BGBI. 1 S. 1066), das zuletzt durch Artikel 6 des Ge-
setzes vom 8. August 2020 (BGBI. | S. 1818) gedndert worden ist, wird wie folgt geéndert:

1. Die Abkiirzung des Gesetzes wird wie folgt gefasst:

,EEG 2021°.

2. Die Inhaltsubersicht wird wie folgt gedndert:

2)

b)

c)

d)

f)

9)

h)

Nach der Angabe zu § 4 wird folgende Angabe eingefigt:

»$4a  Strommengenpfad®.

Die Angabe zu § 6 wird wie folgt gefasst:

»$ 6  (weggefallen).

Nach der Angabe zu § 10a wird folgende Angabe eingefugt:

,»$ 10b Vorgaben zur Direktvermarktung*,

Die Angaben zu den 8§ 23b und 23c werden durch die folgenden Angaben ersetzt:

,»$ 23b Besondere Bestimmungen zur Einspeiseverglitung bei ausgeférderten Anlagen
8§ 23c  Besondere Bestimmung zum Mieterstromzuschlag

823d Anteilige Zahlung®.

Die Angabe zu § 28 wird durch die folgenden Angaben ersetzt:

,»$ 28  Ausschreibungsvolumen und Ausschreibungstermine fir Windenergie an Land
8 28a  Ausschreibungsvolumen und Ausschreibungstermine fir solare Strahlungsenergie
8 28b  Ausschreibungsvolumen und Ausschreibungstermine fiir Biomasse

828c  Ausschreibungsvolumen und Ausschreibungstermine fiir innovative Anlagenkonzepte®.
Die Angaben zu den 8§ 36¢ und 36d werden wie folgt gefasst:

,»$ 36¢c Ausschluss von Geboten fur Windenenergieanlagen an Land

836d Zuschlagsverfahren fiir Windenergieanlagen an Land“.

Nach der Angabe zu § 36i werden die folgenden Angaben eingefigt:

,»$ 36] Zusatzgebote

8 36k Finanzelle Beteiligung von Kommunen®.

Die Angabe zu Teil 3 Abschnitt 3 Unterabschnitt 3 wird wie folgt gefasst:

,,unterabschnitt 3

Ausschreibungen fiir Solaranlagen des ersten Segments®.

Die Angaben zu den 8§ 37, 37a und 37b werden wie folgt gefasst:
,»$ 37  Gebote fiir Solaranlagen des ersten Segments

§ 37a Sicherheiten flir Solaranlagen des ersten Segments



)

k)

m)
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8 37b  Hochstwert fiir Solaranlagen des ersten Segments®.

Die Angaben zu den 8§ 37d, 38, 38a und 38b werden wie folgt gefasst:

,»$ 37d Erldéschen von Zuschlagen fiir Solaranlagen des ersten Segments

838  Zahlungsherechtigung fiir Solaranlagen des ersten Segments

§38a Ausstellung von Zahlungsberechtigungen fiir Solaranlagen des ersten Segments
838b Anzulegender Wert fiir Solaranlagen des ersten Segments*.

Nach der Angabe zu § 38b werden die folgenden Angaben eingeflgt:

,,Unterabschnitt 4
Ausschreibungen fir Solaranlagen des zweiten Segments

838c Gebote fur Solaranlagen des zweiten Segments

838d Sicherheiten flr Solaranlagen des zweiten Segments

8 38e Hdochstwert flir Solaranlagen des zweiten Segments

8 38f  Erldschen von Zuschlagen fiir Solaranlagen des zweiten Segments

§38g Zahlungsherechtigung fiir Solaranlagen des zweiten Segments

§38h  Ausstellung von Zahlungsberechtigungen fiir Solaranlagen des zweiten Segments
838i  Anzulegender Wert fiir Solaranlagen des zweiten Segments®.

Die Angabe zu Teil 3 Abschnitt 3 Unterabschnitt 4 wird wie folgt gefasst:

,,Unterabschnitt 5

Ausschreibungen filir Biomasseanlagen®.

Die Angaben zu den 88 39d bis 39h werden wie folgt gefasst:

,»$ 39d Zuschlagsverfahren flir Biomasseanlagen

8 3%  Erldschen von Zuschldgen flir Biomasseanlagen

§ 39f  Anderungen nach Erteilung des Zuschlags fiir Biomasseanlagen

839g Einbeziehung bestehender Biomasseanlagen

8 39h  Dauer des Zahlungsanspruchs fiir Biomasseanlagen®.

Die Angabe zum bisherigen Teil 3 Abschnitt 3 Unterabschnitt 5 wird gestrichen.
Die Angabe zu § 39i wird durch die folgenden Angaben ersetzt:

,»$ 391 Besondere Zahlungsbedingungen fiir Biomasseanlagen

Unterabschnitt 6

Ausschreibungen fur Biomethananlagen

§39] Anwendbarkeit des Unterabschnitts 5
8 39k Gebote fur Biomethananlagen in der Sudregion
§ 391  Hochstwert fir Biomethananlagen

§39m Besondere Zahlungsbestimmungen fur Biomethananlagen
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P)
)

aa)

bb)

Unterabschnitt 7

Innovationsausschreibungen

839n Innovationsausschreibungen®.

In der Angabe zu 8 46 wird die Angabe ,,bis 2018 gestrichen.

Die Angaben zu den 8§ 46a, 46b und 47 werden wie folgt gefasst:

,,$ 46a (weggefallen)

§46b (weggefallen)

847  (weggefallen)”.

Nach der Angabe zu § 48 wird folgende Angabe eingeflgt:

,»$ 48a Mieterstromzuschlag bei solarer Strahlungsenergie®.

Nach der Angabe zu § 51 wird folgende Angabe eingefugt:

»$ 5la Verlidngerung des Vergiitungszeitraums bei negativen Preisen®.
In der Angabe zu § 53 werden die Worter ,,und des Mieterstromzuschlags® gestrichen.
Die Angabe zu § 53a wird wie folgt gefasst:

,,§ 53a (weggefallen).

Die Angabe zu § 54 wird durch die folgenden Angaben ersetzt:

,»$ 54 Verringerung des Zahlungsanspruchs bei Ausschreibungen fir Solaranlagen des ersten Seg-
ments

8 54a Verringerung des Zahlungsanspruchs bei Ausschreibungen fiir Solaranlagen des zweiten Seg-
ments*.

Die Angabe zu § 61d wird wie folgt gefasst:

,»$ 61d (weggefallen).

Nach der Angabe zu 8§ 64 wird folgende Angabe eingefugt:

,»$ 64a Herstellung von Wasserstoff in stromkostenintensiven Unternehmen®.
Nach der Angabe zu § 65 werden folgende Angaben zu § 65a und § 65b eingefiigt:
,,$ 65a Verkehrsunternehmen mit elektrisch betriebenen Bussen im Linienverkehr
8 65b Landstromanlagen®.

Nach der Angabe zu § 69a werden die folgenden Angaben eingefligt:

,,Abschnitt 3

Griiner Wasserstoff

8 69b Herstellung von Griinem Wasserstoff™.

Nach der Angabe zu § 84 wird folgende Angabe zu 8§ 84a eingefiigt:

»$ 84a Aufgaben des Bundesamtes fiir Sicherheit in der Informationstechnik®.
Die Angabe zu § 87 wird wie folgt gefasst:

»$ 87  (weggefallen).
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cc) Die Angaben zu den 88 88b und 88c werden wie folgt gefasst:
,,§ 88b  Verordnungsermachtigung zur Anschlussférderung von Giillekleinanlagen
8 88c Verordnungserméchtigung zur Zielerreichung™.

dd) Die Angabe zu 8§ 93 wird wie folgt gefasst:
»$ 93 Verordnungsermichtigung zu Anforderungen an Griinen Wasserstoff™.

ee) Die Angabe zu Teil 7 Abschnitt 2 wird wie folgt gefasst:

,,Abschnitt 2

Kooperationsausschuss, Monitoring, Berichte®.

ff) Die Angaben zu den 8§ 97 bis 101 werden wie folgt gefasst:
,»$ 97  Kooperationsausschuss
898  Jahrliches Monitoring zur Zielerreichung
§99  Erfahrungsbericht

Abschnitt 3

Ubergangsbestimmungen

§100 Allgemeine Ubergangsbestimmungen
8101 Anschlussforderung fur Altholz-Anlagen®.
gg) Nach der Angabe zu § 104 wird die folgende Angabe eingefugt:
»$ 105 Beihilferechtlicher Genehmigungsvorbehalt®.
hh) Folgende Angabe wird angefligt:
»Anlage 5  Siidregion®.
8 1 Absatz 2 und 3 wird durch die folgenden Absétze 2 bis 4 ersetzt:

»(2) Ziel dieses Gesetzes ist es, den Anteil des aus erneuerbaren Energien erzeugten Stroms am Brut-
tostromverbrauch auf 65 Prozent im Jahr 2030 zu steigern.

(3) Ziel dieses Gesetzes ist es ferner, dass vor dem Jahr 2050 der gesamte Strom, der im Staatsgebiet
der Bundesrepublik Deutschland einschlief3lich der deutschen ausschlieRlichen Wirtschaftszone (Bundesge-
biet) erzeugt oder verbraucht wird, treibhausgasneutral erzeugt wird.

(4) Der fir die Erreichung der Ziele nach den Absétzen 2 und 3 erforderliche Ausbau der erneuerbaren
Energien soll stetig, kosteneffizient und netzvertraglich erfolgen.*

§ 3 wird wie folgt gedndert:
a) In Nummer 3 wird die Angabe ,,39j* durch die Angabe ,,39n* ersetzt.
b) Nach Nummer 3 wird folgende Nummer 3a eingefugt:

»3a. ausgeforderte Anlagen® Anlagen, die vor dem 1. Januar 2021 in Betrieb genommen worden sind
und bei denen der urspriingliche Anspruch auf Zahlung nach der fiir die Anlage mal3geblichen
Fassung des Erneuerbare-Energien-Gesetzes beendet ist; mehrere ausgeforderte Anlagen sind zur
Bestimmung der GrofRe nach den Bestimmungen dieses Gesetzes zu ausgeforderten Anlagen als
eine Anlage anzusehen, wenn sie nach der fir sie malgeblichen Fassung des Erneuerbare-Ener-
gien-Gesetzes zum Zweck der Ermittlung des Anspruchs auf Zahlung als eine Anlage galten,*.
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c)

d)

f)

9)

h)

)

k)

—6-—

Nach Nummer 4 werden die folgenden Nummern 4a und 4b eingefigt:

»4a. ,,Ausschreibungen fiir Solaranlagen des ersten Segments® Ausschreibungen, bei denen Gebote
flr Freiflachenanlagen und flr Solaranlagen abgegeben werden kdnnen, die auf, an oder in bau-
lichen Anlagen errichtet werden sollen, die weder Gebdaude noch Larmschutzwénde sind,

4bh. ,,Ausschreibungen fiir Solaranlagen des zweiten Segments* Ausschreibungen, bei denen Gebote
flr Solaranlagen abgegeben werden kénnen, die auf, an oder in einem Geb&ude oder einer Larm-
schutzwand errichtet werden sollen,*.

In Nummer 18 wird die Angabe ,,Dezember 2011 durch die Angabe ,,November 2018 ersetzt.
Nach Nummer 29 wird folgende Nummer 29a eingefligt:

,»29a. ,,hocheffiziente KWK-Anlage* eine KWK-Anlage, die den VVorgaben der Richtlinie 2012/27/EU
des Europaischen Parlaments und des Rates vom 25. Oktober 2012 zur Energieeffizienz, zur An-
derung der Richtlinien 2009/125/EG und 2010/30/EU und zur Aufhebung der Richtlinien
2004/8/EG und 2006/32/EG (ABI. L 315 vom 14.11.2012, S. 1), die zuletzt durch die Richtlinie
(EU) 2019/944 (ABI. L 158 vom 14.6.2019, S. 125) gedndert worden ist, in der jeweils geltenden
Fassung entspricht,*.

Nummer 34 wird wie folgt gefasst:

»34. ,,Marktwert* der fiir die Berechnung der Hohe der Marktpramie fiir den Strom aus einer Anlage
nach Anlage 1 Nummer 2 maRgebliche Wert:

a) der energietragerspezifische Marktwert von Strom aus erneuerbaren Energien oder aus Gru-
bengas, der sich nach Anlage 1 Nummer 3 aus dem tatséchlichen Monatsmittelwert des
Spotmarktpreises bezogen auf einen Kalendermonat ergibt (Monatsmarktwert), oder

b) der energietragerspezifische Marktwert von Strom aus erneuerbaren Energien oder aus Gru-
bengas, der sich nach Anlage 1 Nummer 4 aus dem tatsachlichen Jahresmittelwert des Spot-
marktpreises bezogen auf ein Kalenderjahr ergibt (Jahresmarktwert),

soweit der Marktwert maRgeblich ist fiir Strom, der in einer VerauRerungsform einer Einspeise-
vergiitung verduflert wird, ist ,,Marktwert* der Wert, der mal3geblich wire, wenn dieser Strom
direkt vermarktet wiirde,".

In Nummer 39 werden die Worter ,,das Anlagenregister nach § 6 Absatz 2 Satz 1 dieses Gesetzes oder
ab dem Kalendertag nach 8 6 Absatz 2 Satz 3 dieses Gesetzes™ gestrichen.

Nach Nummer 42 wird folgende Nummer 42a eingefligt:

»42a. , ,Spotmarktpreis” der Strompreis in Cent pro Kilowattstunde, der sich in der Preiszone fir
Deutschland aus der Kopplung der Orderblcher aller Strombdérsen in der vortdgigen Auktion von
Stromstundenkontrakten ergibt; wenn die Kopplung der Orderbiicher aller Strombérsen nicht o-
der nur teilweise erfolgt, ist fiir die Dauer der unvollstandigen Kopplung der Durchschnittspreis
aller Stromborsen gewichtet nach dem jeweiligen Handelsvolumen zugrunde zu legen,”.

Nummer 43a wird wie folgt gefasst:

»43a. ,,Stromborse’ eine Borse, an der fiir die Preiszone fiir Deutschland Stromprodukte gehandelt wer-
den konnen,*.

Nach Nummer 43b wird folgende Nummer 43c eingefigt:
»43c. ,,Stidregion* das Gebiet, das die Gebietskorperschaften umfasst, die in Anlage 5 aufgefiihrt sind,".

In Nummer 45 werden nach den Wortern ,,Umwandlungsgesetz oder* die Worter ,,jede Anwachsung
im Sinn des § 738 des Biirgerlichen Gesetzbuches sowie* eingefugt.

Nach Nummer 50 wird folgende Nummer 50a eingefigt:

»J0a. ,,Zuschlag® der Verwaltungsakt, mit dem die Bundesnetzagentur ein Gebot in einem Ausschrei-
bungsverfahren bezuschlagt,“.
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8 4 wird durch die folgenden 88 4 und 4a ersetzt:

»$ 4
Ausbaupfad
Das Ziel nach § 1 Absatz 2 soll erreicht werden durch
1. eine Steigerung der installierten Leistung von Windenergieanlagen an Land auf

a) 57 Gigawatt im Jahr 2022,

b) 62 Gigawatt im Jahr 2024,

c) 65 Gigawatt im Jahr 2026,

d) 68 Gigawatt im Jahr 2028 und

e) 71 Gigawatt im Jahr 2030,

2. eine Steigerung der installierten Leistung von Windenergieanlagen auf See nach MaRgabe des Wind-
energie-auf-See-Gesetzes,

3. eine Steigerung der installierten Leistung von Solaranlagen auf
a) 63 Gigawatt im Jahr 2022,
b) 73 Gigawatt im Jahr 2024,
c) 83 Gigawatt im Jahr 2026,
d) 95 Gigawatt im Jahr 2028 und
e) 100 Gigawatt im Jahr 2030 und
4. eine installierte Leistung von Biomasseanlagen von 8 400 Megawatt im Jahr 2030.

8 4a
Strommengenpfad

Um Uberprifen zu kénnen, ob die erneuerbaren Energien in der flr die Erreichung des Ziels nach § 1
Absatz 2 erforderlichen Geschwindigkeit ausgebaut werden, werden folgende Zwischenziele fir die Strom-
erzeugung aus erneuerbaren Energien festgelegt:

259 Terawattstunden im Jahr 2021,
269 Terawattstunden im Jahr 2022,
281 Terawattstunden im Jahr 2023,
295 Terawattstunden im Jahr 2024,
308 Terawattstunden im Jahr 2025,
318 Terawattstunden im Jahr 2026,
330 Terawattstunden im Jahr 2027,
350 Terawattstunden im Jahr 2028 und
376 Terawattstunden im Jahr 2029.

w © o N o g kb~ w0 DN RE

5 wird wie folgt geéndert:

a) In Absatz 1 werden die Worter ,,Staatsgebiet der Bundesrepublik Deutschland einschlieBlich der deut-
schen ausschlieBlichen Wirtschaftszone (Bundesgebiet)* durch das Wort ,,Bundesgebiet® ersetzt.
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b)

c)

d)

f)

Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

»(2) Soweit die Zahlungen flir Strom aus erneuerbaren Energien durch Ausschreibungen ermittelt
werden, sollen auch Gebote fiir Anlagen im Staatsgebiet eines anderen Mitgliedstaates oder mehrerer
anderer Mitgliedstaaten der Européischen Union im Umfang von 5 Prozent der gesamten jéhrlich zu
installierenden Leistung an Anlagen bezuschlagt werden kénnen. Der Umfang nach Satz 1 kann in dem
MaR Uberschritten werden, in dem Gebote fur Windenenergieanlagen auf See bezuschlagt werden sol-
len. Zu dem Zweck nach Satz 1 kénnen die Ausschreibungen

1. gemeinsam mit einem anderen Mitgliedstaat oder mehreren anderen Mitgliedstaaten der Europai-
schen Union durchgefihrt werden oder

2. fir Anlagen im Staatsgebiet eines anderen Mitgliedstaates oder mehrerer anderer Mitgliedstaaten
der Europdischen Union gedffnet werden.

Néheres zu den Ausschreibungsverfahren kann in einer Rechtsverordnung nach § 88a geregelt werden.*
Absatz 3 wird wie folgt geéndert:

aa) In dem Satzteil vor der Nummerierung werden die Worter ,,Absatz 2 Satz 2 durch die Worter
,,Absatz 2 Satz 3 ersetzt.

bb) Nummer 1 wird wie folgt gefasst:

,1. sie mit den beteiligten Mitgliedstaaten der Européischen Union voélkerrechtlich vereinbart
worden sind und diese volkerrechtliche Vereinbarung Instrumente der Kooperationsmalf3-
nahmen im Sinn der Artikel 5, 8 bis 10 oder 13 der Richtlinie (EU) 2018/2001 des Europé-
ischen Parlaments und des Rates zur Forderung der Nutzung von Energie aus erneuerbaren
Quellen vom 11. Dezember 2018 (ABI. L 382 vom 21.12.2018, S. 82), die durch die Dele-
gierte Verordnung (EU) 2019/807 (ABI. L 133 vom 21.5.2019, S. 1) vervollstandigt worden
ist, zur Forderung der Nutzung von Energie aus erneuerbaren Quellen nutzt,*.

cc) Folgender Satz wird angefugt:
»Satz 1 Nummer 2 ist nicht auf Ausschreibungen fiir Windenergieanlagen auf See anzuwenden.*

In Absatz 4 Satz 1 werden in dem Satzteil vor der Nummerierung die Worter ,,Absatz 3 Nummer 1<
durch die Worter ,,Absatz 3 Satz 1 Nummer 1¢ ersetzt.

Absatz 5 wird wie folgt gefasst:

»(5) Auf das Ziel nach § 1 Absatz 2, den nationalen Beitrag zum Gesamtziel der Européischen
Union im Jahr 2030 nach Artikel 3 Absatz 2 der Richtlinie (EU) 2018/2001 sowie den nationalen Anteil
an Energie aus erneuerbaren Quellen am Bruttoendenergieverbrauch nach Artikel 32 Absatz 4 der Ver-
ordnung (EU) 2018/1999 des Européischen Parlaments und des Rates vom 11. Dezember 2018 Uber
das Governance-System fiir die Energieunion und fiir den Klimaschutz zur Anderung der Verordnungen
(EG) Nr. 663/2009 und (EG) Nr. 715/2009 des Europaischen Parlaments und des Rates, der Richtlinien
94/22/EG, 98/70/EG, 2009/31/EG, 2009/73/EG, 2010/31/EU, 2021/27/EU und 2013/30/EU des Euro-
paischen Parlaments und des Rates, der Richtlinien 2009/119/EG und (EU) 2015/652 des Rates und Zur
Aufhebung der Verordnung (EU) Nr. 525/2013 des Europdischen Parlaments und des Rates (ABI. L
328 vom 21.12.2018, S. 1), die zuletzt durch die Delegierte Verordnung (EU) 2020/1044 (ABI. L 230
vom 17.7.2020, S. 1) vervollstéandigt worden ist, werden alle Anlagen nach den Abséatzen 1 und 2 und
der in ihnen erzeugte Strom angerechnet; dies ist fiir die Anlagen nach Absatz 2 nur nach MaRRgabe der
volkerrechtlichen Vereinbarung anzuwenden und fir Anlagen nach Absatz 1 nicht anzuwenden, sofern
und soweit die Zahlungen nach dem Fordersystem eines anderen Mitgliedstaates der Européischen
Union geleistet werden und eine volkerrechtliche Vereinbarung eine Anrechnung auf die Ziele dieses
Mitgliedstaates regelt.*

Dem Absatz 6 wird folgender Satz angefugt:

,»Fir Windenenergieanlagen auf See ist Absatz 2 Satz 2 entsprechend anzuwenden.*

§ 6 wird aufgehoben.
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§ 8 wird wie folgt gedndert:

a)

b)

Absatz 5 wird wie folgt geéndert:

aa) Inden Sétzen 1 und 2 Nummer 2 wird jeweils das Wort ,,Einspeisewilligen* durch das Wort ,,An-
schlussbegehrenden® ersetzt.

bb) Folgender Satz wird angefligt:

,,Ubermitteln Netzbetreiber Anschlussbegehrenden im Fall von Anlagen mit einer installierten
Leistung von bis zu 10,8 Kilowatt den Zeitplan nach Satz 1 nicht innerhalb von einem Monat nach
Eingang des Netzanschlussbegehrens, konnen die Anlagen angeschlossen werden.*

Absatz 6 Satz 1 wird wie folgt geéndert:

aa) In dem Satzteil vor Nummer 1 wird das Wort ,,Einspeisewilligen* durch das Wort ,,Anschlussbe-
gehrenden® ersetzt.

bb) In Nummer 2 wird das Wort ,,Einspeisewillige* durch das Wort ,,Anschlussbegehrende* ersetzt.

cc) In Nummer 4 werden die Worter ,,Absatz 1 und 2 durch die Worter ,,Absatz 1 bis 2* ersetzt.

§ 9 wird wie folgt gedndert:

a)

Die Absatze 1 und 2 werden durch die folgenden Absatze 1 bis 2 ersetzt:

»(1) Vorbehaltlich abweichender VVorgaben einer Verordnung nach § 95 Nummer 2 missen Be-
treiber von Anlagen und KWK-Anlagen mit einer installierten Leistung von mehr als 25 Kilowatt und
Betreiber von Anlagen, die hinter einem Netzanschluss betrieben werden, hinter dem auch mindestens
eine steuerbare Verbrauchseinrichtung nach § 14a des Energiewirtschaftsgesetzes betrieben wird, ab
dem Zeitpunkt, zu dem das Bundesamt fiir Sicherheit in der Informationstechnik die technische Mog-
lichkeit nach § 30 des Messstellenbetriebsgesetzes in Verbindung mit § 84a Nummer 1 und 2 feststellt,
ihre ab diesem Zeitpunkt in Betrieb genommenen Anlagen mit technischen Einrichtungen ausstatten,
die notwendig sind, damit (ber ein Smart-Meter-Gateway nach § 2 Nummer 19 des Messstellenbe-
triebsgesetzes Netzbetreiber oder andere Berechtigte jederzeit entsprechend der VVorgaben in Schutz-
profilen und Technischen Richtlinien nach dem Messstellenbetriebsgesetz

1. die Ist-Einspeisung abrufen kénnen und

2. die Einspeiseleistung stufenweise oder, sobald die technische Mdéglichkeit besteht, stufenlos fern-
gesteuert regeln kénnen.

(1a) Vorbehaltlich abweichender VVorgaben einer Verordnung nach § 95 Nummer 2 miissen Be-
treiber von Anlagen und KWK-Anlagen mit einer installierten Leistung von mehr als 7 Kilowatt und
héchstens 25 Kilowatt, die nicht hinter einem Netzanschluss betrieben werden, hinter dem auch min-
destens eine steuerbare Verbrauchseinrichtung nach § 14a des Energiewirtschaftsgesetzes betrieben
wird, ab dem Zeitpunkt, zu dem das Bundesamt fiir Sicherheit in der Informationstechnik die technische
Mdglichkeit nach § 30 des Messstellenbetriebsgesetzes in Verbindung mit § 84a Nummer 1 feststellt,
ihre ab diesem Zeitpunkt in Betrieb genommenen Anlagen mit technischen Einrichtungen ausstatten,
die notwendig sind, damit tiber ein Smart-Meter-Gateway nach 2 Nummer 19 des Messstellenbetriebs-
gesetzes Netzbetreiber oder andere Berechtigte jederzeit entsprechend der VVorgaben in Schutzprofilen
und Technischen Richtlinien nach dem Messstellenbetriebsgesetz die Ist-Einspeisung abrufen kdnnen.

(1b) Thre Verpflichtungen aus den Abséatzen 1 und 1a kénnen Betreiber auch durch einen Dritten
erfilllen lassen. Ubernimmt die Ausstattung der Anlage mit einem intelligenten Messsystem der nach
dem Messstellenbetriebsgesetz grundzustandige Messstellenbetreiber, geniigt die Beauftragung des
grundzustandigen Messstellenbetreibers nach § 33 des Messstellenbetriebsgesetzes. Ubernimmt die
Ausstattung mit einem intelligenten Messsystem ein Dritter als Messstellenbetreiber im Sinn des Mess-
stellenbetriebsgesetzes, gentigt dessen Beauftragung.

(2) Bis zum Einbau eines intelligenten Messsystems und unbeschadet weiterer Vorgaben im Zu-
sammenhang mit steuerbaren Verbrauchseinrichtungen im Sinn von § 14a des Energiewirtschaftsgeset-
zes miissen Betreiber von
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1. Anlagen und KWK-Anlagen mit einer installierten Leistung von mehr als 25 Kilowatt, die bis zu
dem Zeitpunkt, zu dem das Bundesamt fur Sicherheit in der Informationstechnik die technische
Mdglichkeit nach § 30 des Messstellenbetriebsgesetzes in Verbindung mit § 84a Nummer 1 und 2
feststellt, in Betrieb genommen werden, ihre Anlagen mit technischen Einrichtungen ausstatten,
mit denen der Netzbetreiber jederzeit die Einspeiseleistung ganz oder teilweise zumindest bei
Netzlberlastung ferngesteuert reduzieren kann, oder

2. Solaranlagen mit einer installierten Leistung von hochstens 25 Kilowatt, die bis zu dem Zeitpunkt,
zu dem das Bundesamt fir Sicherheit in der Informationstechnik die technische Mdéglichkeit nach
8 30 des Messstellenbetriebsgesetzes in Verbindung mit 8 84a Nummer 1 feststellt, in Betrieb ge-
nommen werden, ihre Anlagen mit technischen Einrichtungen nach Nummer 1 ausstatten oder am
Verknupfungspunkt ihrer Anlage mit dem Netz die maximale Wirkleistungseinspeisung auf 70
Prozent der installierten Leistung begrenzen.

Die Pflicht nach Satz 1 gilt auch als erfiillt, wenn mehrere Anlagen, die gleichartige erneuerbare Ener-
gien einsetzen und Uber denselben Verknipfungspunkt mit dem Netz verbunden sind, mit einer gemein-
samen technischen Einrichtung ausgestattet sind, mit der der Netzbetreiber jederzeit die Einspeiseleis-
tung ganz oder teilweise zumindest bei Netziiberlastung ferngesteuert reduzieren kann.*

Absatz 3 wird wie folgt gedndert:

aa) In Satz 1 werden die Worter ,,der Absitze 1 und 2¢ durch die Worter ,,der Absétze 1, 1a und 2
ersetzt.

bb) In Satz 2 werden die Worter ,,Absatz 1 oder 2 durch die Worter ,,Absatz 1, 1a oder 2* ersetzt.
Absatz 4 wird wie folgt gefasst:
»(4) (weggefallen)®.
Absatz 6 wird wie folgt gefasst:
»(6) (weggefallen)*.
Absatz 7 wird wie folgt gefasst:
»(7) (weggefallen)“.

Nach § 10a wird folgender § 10b eingefiigt:

,»§ 10b
Vorgaben zur Direktvermarktung
(1) Anlagenbetreiber, die den in ihren Anlagen erzeugten Strom direkt vermarkten, missen

ihre Anlagen mit technischen Einrichtungen ausstatten, tber die das Direktvermarktungsunternehmen
oder die andere Person, an die der Strom verduBert wird, jederzeit

a) die Ist-Einspeisung abrufen kann und

b) die Einspeiseleistung stufenweise oder, sobald die technische Mdglichkeit besteht, stufenlos fern-
gesteuert regeln kann, und

dem Direktvermarktungsunternehmen oder der anderen Person, an die der Strom verduRert wird, die
Befugnis einrdumen, jederzeit

a) die Ist-Einspeisung abzurufen und

b) die Einspeiseleistung ferngesteuert in einem Umfang zu regeln, der fur eine bedarfsgerechte Ein-
speisung des Stroms erforderlich und nicht nach den genehmigungsrechtlichen Vorgaben nach-
weislich ausgeschlossen ist.

Die Pflicht nach Satz 1 Nummer 1 gilt auch als erfiillt, wenn mehrere Anlagen, die (iber denselben Verkn(ip-
fungspunkt mit dem Netz verbunden sind, mit einer gemeinsamen technischen Einrichtung ausgestattet sind,



11

12.

13.

14.

Drucksache 763/20

—-11 -

mit der der Direktvermarktungsunternenmer oder die andere Person jederzeit die Pflicht nach Satz 1 Num-
mer 1 flr die Gesamtheit der Anlagen erfillen kann. Wird der Strom vom Anlagenbetreiber unmittelbar an
einen Letztverbraucher oder unmittelbar an einer Strombdrse verauRRert, sind die Satze 1 und 2 entsprechend
anzuwenden mit der Mal3gabe, dass der Anlagenbetreiber die Befugnisse des Direktvermarktungsunterneh-
mers oder der anderen Person wahrnimmt.

(2) Die Pflicht nach Absatz 1 muss bei Anlagen, die nach dem Ablauf des ersten Kalendermonats nach
der Bekanntmachung des Bundesamtes fiir Sicherheit in der Informationstechnik nach § 30 des Messstellen-
betriebsgesetzes in Verbindung mit § 84a Nummer 3 in Betrieb genommen worden sind, Gber ein Smart-
Meter-Gateway nach 8 2 Nummer 19 des Messstellenbetriebsgesetzes erfillt werden; § 9 Absatz 1b ist ent-
sprechend anzuwenden. Bei Anlagen, die bis zum Ablauf des ersten Kalendermonats nach dieser Bekannt-
machung in Betrieb genommen worden sind, muss die Pflicht nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 ab dem Ein-
bau eines intelligenten Messsystems erflllt werden; bis dahin

1. misssen die Anlagenbetreiber Ubertragungstechniken und Ubertragungswege zur Abrufung der Ist-Ein-
speisung und zur ferngesteuerten Regelung der Einspeiseleistung verwenden, die dem Stand der Tech-
nik bei Inbetriebnahme der Anlage entsprechen und wirtschaftlich vertretbar sind; die Einhaltung des
Stands der Technik wird vermutet, wenn die einschldgigen Standards und Empfehlungen des Bundes-
amtes fur Sicherheit in der Informationstechnik berlicksichtigt werden,

2. konnen die Betreiber von Anlagen mit einer installierten Leistung von hdchstens 100 Kilowatt mit dem
Direktvermarktungsunternehmer oder der anderen Person, an die der Strom verdufBert wird, vertragliche
Regelungen vereinbaren, die von den Pflichten nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 abweichen, wenn der
gesamte in der Anlage erzeugte Strom eingespeist wird, und

3. st 8 21b Absatz 3 auf Anlagen mit einer installierten Leistung von hdchstens 100 Kilowatt nicht anzu-
wenden, wenn der gesamte in der Anlage erzeugte Strom eingespeist wird.

Zur Bestimmung der Grole einer Anlage nach Satz 2 ist § 9 Absatz 3 Satz 1 entsprechend anzuwenden.

(3) Die Nutzung der technischen Einrichtungen zur Abrufung der Ist-Einspeisung und zur ferngesteu-
erten Regelung der Einspeiseleistung sowie die Befugnis, diese zu nutzen, dirfen das Recht des Netzbetrei-
bers zum Einspeisemanagement nach § 14 nicht beschrianken.

§ 14 wird wie folgt geéndert:
a) Absatz 1 wird wie folgt gedndert:

aa) In Satz 1 in dem Satzteil vor Nummer 1 werden die Worter ,,Einrichtung zur ferngesteuerten Re-
duzierung der Einspeiseleistung bei Netziiberlastung im Sinn von § 9 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1,
Satz 2 Nummer 1 oder Absatz 2 Nummer 1 oder 2 Buchstabe a*“ durch die Worter ,,Einrichtung
zur Regelung der Einspeiseleistung im Sinn von § 9 Absatz 1 Nummer 2 oder Absatz 2 Satz 1
Nummer 1 ersetzt.

bb) In Satz 2 werden nach der Angabe ,,§ 9 Absatz 2 die Worter ,,des Erneuerbare-Energien-Gesetzes
in der am 31. Dezember 2020 geltenden Fassung® eingefiigt.

b) In Absatz 2 wird die Angabe ,,§ 9 Absatz 1 durch die Woérter ,,§ 9 Absatz 1 und 2 ersetzt.
¢) Absatz 3 Satz 3 wird aufgehoben.
§ 15 Absatz 1 wird wie folgt gedndert:

a) In Satz 1 werden die Worter ,,abweichend von § 13 Absatz 5 des Energiewirtschaftsgesetzes fiir 95
Prozent der durch die Worter ,,fiir die* ersetzt.

b) Satz 2 wird aufgehoben.

In 8 19 Absatz 1 Nummer 2 werden die Worter ,,Absatz 1 und 2* durch die Worter ,,Absatz 1 Nummer 1,
Nummer 2 oder Nummer 3 ersetzt.

§ 20 wird wie folgt gefasst:
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»§ 20
Marktpramie

Der Anspruch auf die Zahlung der Marktpramie nach § 19 Absatz 1 Nummer 1 besteht nur fir Kalen-

dermonate, in denen

1.
2.

der Strom direkt vermarktet wird,

der Anlagenbetreiber dem Netzbetreiber das Recht einrdumt, diesen Strom als ,,Strom aus erneuerbaren
Energien oder aus Grubengas, finanziert aus der EEG-Umlage* zu kennzeichnen, und

der Strom in einem Bilanz- oder Unterbilanzkreis bilanziert wird, in dem ausschlieBlich bilanziert wird:

a) Strom aus erneuerbaren Energien oder aus Grubengas, der in der VerauBerungsform der Markt-
pramie direkt vermarktet wird, oder

b)  Strom, der nicht unter Buchstabe a fallt und dessen Einstellung in den Bilanz- oder Unterbilanz-
kreis nicht von dem Anlagenbetreiber oder dem Direktvermarktungsunternehmer zu vertreten ist.*

15. § 21 wird wie folgt geéndert:

a)

b)

Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

»(1) Der Anspruch auf die Zahlung der Einspeisevergitung nach 8 19 Absatz 1 Nummer 2 besteht
nur fiir Kalendermonate, in denen der Anlagenbetreiber den Strom in ein Netz einspeist und dem Netz-
betreiber nach § 11 zur Verfiigung stellt, und zwar fiir

1. Strom aus Anlagen mit einer installierten Leistung von bis zu 100 Kilowatt, deren anzulegender
Wert gesetzlich bestimmt worden ist, dabei verringert sich in diesem Fall der Anspruch nach MaR-
gabe des § 53 Absatz 1,

2. Strom aus Anlagen mit einer installierten Leistung von mehr als 100 Kilowatt fir eine Dauer von
bis zu drei aufeinanderfolgenden Kalendermonaten und insgesamt bis zu sechs Kalendermonaten
pro Kalenderjahr (Ausfallvergiitung), dabei verringert sich in diesem Fall der Anspruch nach Mal3-
gabe des § 53 Absatz 3 und bei Uberschreitung einer der Hochstdauern nach dem ersten Halbsatz
nach MalRgabe des § 52 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3, oder

3. Strom aus

a) ausgeforderten Windenergieanlagen an Land, bei denen der urspriingliche Anspruch auf Zah-
lung nach der fur die Anlage maRgeblichen Fassung des Erneuerbare-Energien-Gesetzes am
31. Dezember 2020 oder 31. Dezember 2021 beendet ist, oder

b) ausgefdrderten Anlagen, die keine Windenergieanlagen an Land sind und eine installierte
Leistung von bis zu 100 Kilowatt haben,

dabei verringert sich in diesen Fallen der Anspruch nach Mal3gabe des § 53 Absatz 1 oder 2.«
Absatz 3 Satz 1 wird wie folgt gedndert:

aa) In dem Satzteil vor Nummer 1 werden nach den Woértern ,,soweit er* die Worter ,,von dem Anla-
genbetreiber oder einem Dritten‘ eingefligt.

bb) In Nummer 1 werden die Wdrter ,,im unmittelbaren rdumlichen Zusammenhang mit diesem Ge-
baude* durch die Worter ,,in demselben Quartier, in dem auch dieses Gebéude liegt,* ersetzt.

Folgender Absatz 4 wird angefugt:

,»(4) Das Bundesministerium fur Wirtschaft und Energie evaluiert den Schwellenwert nach Ab-
satz 1 Nummer 1 innerhalb von einem Jahr nach der Bekanntgabe des Bundesamtes fiir Sicherheit in
der Informationstechnik nach § 10b Absatz 2 Satz 1 und legt einen Vorschlag fiir eine Neugestaltung
der bisherigen Regelung vor.*
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16. 8 21b wird wie folgt geéndert:

17.

18.

a)

b)

c)

d)

Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 wird wie folgt gefasst:
,»2. der Einspeisevergitung nach 8 21 Absatz 1 Nummer 1, Nummer 2 oder Nummer 3,*.
Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 1a eingefugt:

,»(1a) Anlagenbetreiber von ausgefdrderten Windenergieanlagen an Land, bei denen der urspriing-
liche Anspruch auf Zahlung nach der fiir die Anlage mafigeblichen Fassung des Erneuerbare-Energien-
Gesetzes am 31. Dezember 2020 beendet ist, dirfen im Jahr 2021 nur einmal zwischen den Veraulie-
rungsformen der Einspeisevergltung und der sonstigen Direktvermarktung wechseln.«

In Absatz 4 Nummer 2 wird in dem Satzteil vor der Nummerierung das Wort ,,diese* am Ende gestri-
chen, wird in Buchstabe a vor den Wortern ,,den Strom* das Wort ,,diese* eingeftigt wird und in Buch-
stabe c die Angabe ,Nummer 3 durch die Worter ,Nummer 2 in Form der Einspeisevergiitung nach
§ 21 Absatz 1 Nummer 3 oder des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 3 ersetzt.

Folgender Absatz 5 wird angefugt:

,»(5) Furausgeforderte Anlagen ist im Fall der Einspeisevergiitung nach § 19 Absatz 1 Nummer 2
ausschliellich eine Zuordnung nach § 21 Absatz 1 Nummer 3 méglich.

Dem § 21c Absatz 1 wird folgender Satz angefugt:

,Eine ausgeforderte Anlage gilt mit Beendigung des Anspruchs auf Zahlung nach der fiir sie mafigeblichen
Fassung des Erneuerbare-Energien-Gesetzes als der VerauBerungsform nach § 21b Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 2 und 8 21 Absatz 1 Nummer 3 zugeordnet, soweit der Anlagenbetreiber keine andere Zuordnung ge-
troffen hat.*

8§ 22 wird wie folgt geandert:

a)
b)

c)

d)

f)

In Absatz 1 wird die Angabe ,,39j* durch die Angabe ,,39n* ersetzt.
Absatz 2 wird wie folgt gedndert:

aa) In Satz 1 werden nach den Wortern ,,wirksam ist“ die Worter ,,; der Anspruch besteht fiir Strom-
mengen, die mit einer installierten Leistung erzeugt werden, die die bezuschlagte Leistung um bis
zu 15 Prozent Ubersteigt* eingeflgt.

bb) Satz 2 wird wie folgt gedndert:
aaa) In Nummer 1 wird das Komma am Ende durch das Wort ,,und* ersetzt.
bbb)  Nummer 2 wird aufgehoben.
ccc)  Nummer 3 wird Nummer 2.

Absatz 3 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

,Von diesem Erfordernis sind Solaranlagen mit einer installierten Leistung bis einschlieBlich 750 Ki-
lowatt ausgenommen.*

Absatz 4 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

»von diesem Erfordernis sind Biomasseanlagen mit einer installierten Leistung bis einschlielich
150 Kilowatt ausgenommen, es sei denn, es handelt sich um bestehende Biomasseanlagen nach § 39g.*

Absatz 5 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

,»Von diesem Erfordernis sind Pilotwindenergieanlagen auf See nach Maf3igabe des Windenergie-auf-
See-Gesetzes ausgenommen.

Absatz 6 wird wie folgt geéndert:
aa) In Satz 1 werden die Worter ,,Absétzen 2 bis 5“ durch die Worter ,,Absétzen 2 bis 4 ersetzt.

bb) Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefligt:
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,Fir Solaranlagen mit einer installierten Leistung von mehr als 300 Kilowatt bis einschlieBlich
750 Kilowatt, die auf, an, oder in einem Geb&ude oder einer L&rmschutzwand errichtet werden,
konnen abweichend von Satz 1 Gebote bei den Ausschreibungen fur Solaranlagen des zweiten
Segments beriicksichtigt werden.*

cc) Indem neuen Satz 3 werden nach den Wortern ,,Anlagen nach Satz 1 die Worter ,,, Anlagen nach
Satz 2, fur die keine Zahlungsberechtigung nach § 38h besteht,* eingeflgt.

In 8 22a Absatz 1 Satz 4 wird die Angabe ,,§ 25 Satz 3* durch die Worter ,,§ 25 Absatz 1 Satz 3 ersetzt.
§ 23 Absatz 3 wird wie folgt gedndert:
a) In Nummer 1 wird die Angabe ,,§ 39h* durch die Angabe ,,§ 39i* ersetzt.
b)  In Nummer 3 wird die Angabe ,,Absatz 3* durch die Angabe ,,Absatz 8* ersetzt.
c) In Nummer 4 werden die Worter ,,oder eines Mieterstromzuschlags® gestrichen.
d) Nummer 5 wird wie folgt gefasst:
»2. (weggefallen)®.
e) Nummer 8 wird wie folgt gedndert:

aa) In Buchstabe a wird die Angabe ,,§ 54 Absatz 1 durch die Worter ,,§ 54 Absatz 1 oder § 54a Ab-
satz 1¢ ersetzt.

bb) In Buchstabe b wird die Angabe ,,§ 54 Absatz 2* durch die Worter ,,§ 54 Absatz 2 oder § 54a
Absatz 2 ersetzt.

8 23a wird wie folgt gefasst:

»§ 23a
Besondere Bestimmung zur Hohe der Marktpramie

Die Hohe des Anspruchs auf die Marktpramie nach 8 19 Absatz 1 Nummer 1 wird nach Anlage 1 be-
rechnet.*

Nach § 23a wird folgender § 23b eingefiigt:

,»823b
Besondere Bestimmungen zur Einspeisevergitung bei ausgeforderten Anlagen

(1) Beiausgeforderten Anlagen, die keine Windenergieanlagen an Land sind und eine installierte Leis-
tung von bis zu 100 Kilowatt haben, ist als anzulegender Wert flr die Hohe des Anspruchs auf die Einspei-
severgltung nach § 19 Absatz 1 Nummer 2 in Verbindung mit 8 21 Absatz 1 Nummer 3 der Jahresmarktwert
anzuwenden, der sich ab dem Jahr 2021 in entsprechender Anwendung von Anlage 1 Nummer 4 berechnet.

(2) Bei ausgeforderten Windenergieanlagen an Land, bei denen der urspriingliche Anspruch auf Zah-
lung nach der fiir die Anlage maBgeblichen Fassung des Erneuerbare-Energien-Gesetzes am 31. Dezember
2020 oder 31. Dezember 2021 beendet ist, ermittelt die Bundesnetzagentur durch Ausschreibungen nach
MaRgabe der Verordnung nach § 95 Nummer 3a die Anspruchsberechtigten und den anzulegenden Wert fiir
die Hohe des Anspruchs auf die Einspeiseverglitung nach 8 19 Absatz 1 Nummer 2 in Verbindung mit § 21
Absatz 1 Nummer 3 Buchstabe a. Fir die Hohe des Anspruchs auf die Einspeisevergutung fir Strom aus
ausgeforderten Windenergieanlagen an Land, die einen Zuschlag in einer Ausschreibung nach Satz 1 erhal-
ten haben, ist als anzulegender Wert ab dem Beginn des zweiten auf den Gebotstermin einer Ausschreibung
nach Satz 1 folgenden Kalendermonats der in der Ausschreibung ermittelte anzulegende Wert anzuwenden.
Bei ausgefdrderten Windenergieanlagen an Land, bei denen der urspriingliche Anspruch auf Zahlung am
31. Dezember 2020 beendet ist, ist im Jahr 2021 in den Monaten, firr die kein Zuschlag nach Satz 2 wirksam
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ist, als anzulegender Wert der Monatsmarktwert fur Windenergie an Land anzuwenden, der sich in entspre-
chender Anwendung von Anlage 1 Nummer 3 berechnet, zuzlglich

1. 1,0 Cent pro Kilowattstunde fir Strom, der vor dem 1. Juli 2021 erzeugt worden ist,

2. 0,5 Cent pro Kilowattstunde fir Strom, der nach dem 30. Juni 2021 und vor dem 1. Oktober 2021
erzeugt worden ist, und

3. 0,25 Cent pro Kilowattstunde fiir Strom, der nach dem 30. September 2021 und vor dem 1. Januar 2022
erzeugt worden ist.*

Der bisherige § 23b wird § 23c und wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 1 wird aufgehoben.

b) Absatz 2 wird Absatz 1 und in Nummer 3 wird die Angabe ,,Absatz 3* durch die Angabe ,,Absatz 2*
ersetzt.

¢) Absatz 3 wird Absatz 2 und in Satz 1 werden die Worter ,,Absatz 2 Nummer 1 durch die Worter ,,Ab-
satz 1 Nummer 1 ersetzt.

d) Absatz 4 wird Absatz 3 und in Satz 1 wird jeweils die Angabe ,,Absatz 3* durch die Angabe ,,Absatz 2
ersetzt und werden die Worter ,,Absatz 2 Nummer 1¢ durch die Worter ,,Absatz 1 Nummer 1¢ ersetzt.

Der bisherige § 23c wird § 23d.
Dem § 24 Absatz 1 wird folgender Satz angefligt:

,Abweichend von Satz 1 werden Solaranlagen, die nicht an demselben Anschlusspunkt betrieben werden,
zum Zweck der Ermittlung des Anspruchs nach 8 19 Absatz 1 Nummer 3 nicht zusammengefasst.

§ 25 wird wie folgt geéndert:

a) Der Wortlaut wird Absatz 1 und in Satz 1 wird der Punkt am Ende durch die Worter ,,, soweit sich aus
den Bestimmungen dieses Gesetzes nichts anderes ergibt.* ersetzt.

b) Folgender Absatz 2 wird angefligt:

»(2) Abweichend von Absatz 1 ist die Einspeisevergiitung nach § 19 Absatz 1 Nummer 2 in Ver-
bindung mit § 21 Absatz 1 Nummer 3 zu zahlen

1. beiausgeforderten Anlagen, die keine Windenergieanlagen an Land sind und eine installierte Leis-
tung von bis zu 100 Kilowatt haben, bis zum 31. Dezember 2027,

2. bei ausgeforderten Windenergieanlagen an Land, fur die ein Zuschlag aus einer Ausschreibung
nach § 23b Absatz 2 Satz 1 wirksam ist, bis zum 31. Dezember 2022 und

3. bei ausgeforderten Windenergieanlagen an Land, fiir die kein Zuschlag aus einer Ausschreibung
nach § 23b Absatz 2 Satz 1 wirksam ist, bis zum 31. Dezember 2021.“

Dem § 26 Absatz 1 werden die folgenden Satze angefugt:

,»Wird die H6he der Marktpramie nach Anlage 1 Nummer 4 anhand des Jahresmarktwertes berechnet, kon-
nen die Abschlédge flir Zahlungen der Marktpramie anhand des Jahresmarktwertes des Vorjahres bestimmt
werden. Zu hohe oder zu niedrige Abschlége sind mit der Endabrechnung im jeweils folgenden Kalenderjahr
auszugleichen oder zu erstatten.*

8§ 27a Satz 2 Nummer 4 wird wie folgt gefasst:

4. inden Stunden, in denen der Spotmarktpreis negativ ist, oder*.
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29. 8§28 wird durch die folgenden 8§ 28 bis 28c¢ ersetzt:

»3 28
Ausschreibungsvolumen und Ausschreibungstermine fur Windenergie an Land

(1) Die Ausschreibungen fur Windenergieanlagen an Land finden jedes Jahr zu den Gebotsterminen
am 1. Februar, 1. Mai und 1. September statt.

(2) Das Ausschreibungsvolumen betragt

1. imJahr 2021 4 500 Megawatt zu installierender Leistung, davon 1 600 Megawatt als Sonderausschrei-
bungen,

im Jahr 2022 2 900 Megawatt zu installierender Leistung,
im Jahr 2023 3 000 Megawatt zu installierender Leistung,
im Jahr 2024 3 100 Megawatt zu installierender Leistung,
im Jahr 2025 3 200 Megawatt zu installierender Leistung,
im Jahr 2026 4 000 Megawatt zu installierender Leistung,
im Jahr 2027 4 800 Megawatt zu installierender Leistung und

© N o g bk~ D

im Jahr 2028 5 800 Megawatt zu installierender Leistung.

Das Ausschreibungsvolumen nach Satz 1 wird jeweils gleichmaBig auf die Gebotstermine eines Kalender-
jahres verteilt.

(3) Das Ausschreibungsvolumen

1. erhoht sich ab dem Jahr 2024 jeweils um die Mengen, fiir die in dem jeweils dritten vorangegangenen
Kalenderjahr bei den Ausschreibungen fiir Windenergieanlagen an Land nach diesem Gesetz keine Zu-
schldge erteilt werden konnten, und

2. verringert sich jeweils

a) um die Summe der installierten Leistung der Windenergieanlagen an Land, die bei einer Aus-
schreibung eines anderen Mitgliedstaates der Europdischen Union in dem jeweils vorangegange-
nen Kalenderjahr im Bundesgebiet bezuschlagt worden sind, sofern eine Anrechnung im Sinn von
8 5 Absatz 5 volkerrechtlich vereinbart ist, und

b) um die Summe der installierten Leistung der Pilotwindenergieanlagen an Land nach § 22a, die in
dem jeweils vorangegangenen Kalenderjahr ihren Anspruch nach § 19 Absatz 1 erstmals geltend
machen durften.

(4) Die Bundesnetzagentur stellt jahrlich bis zum 15. Mérz eines Jahres die Differenz der installierten
Leistung nach Absatz 3 fest und verteilt die Menge, um die sich das Ausschreibungsvolumen erhéht oder
verringert, gleichmaRig auf die folgenden drei noch nicht bekanntgemachten Ausschreibungen.

(5) Das nach Absatz 1 ermittelte Ausschreibungsvolumen eines Gebotstermins erhoht sich um die Ge-
botsmenge der Zuschlédge, die nach dem 31. Dezember 2020 erteilt und vor der Bekanntgabe des jeweiligen
Gebotstermins nach § 35a entwertet wurden. Nach Satz 1 zu beriicksichtigende Erhéhungen werden dem auf
eine Entwertung folgenden noch nicht bekanntgegebenen Gebotstermin zugerechnet.

(6) Das nach den Absétzen 2 bis 5 errechnete Ausschreibungsvolumen eines Gebotstermins ist von
der Bundesnetzagentur zu reduzieren, wenn zu erwarten ist, dass die ausgeschriebene Menge grofiier als die
eingereichte Gebotsmenge sein wird (drohende Unterzeichnung). Eine drohende Unterzeichnung ist insbe-
sondere dann anzunehmen, wenn

1. die Summe der Leistung der seit dem vorangegangenen Gebotstermin dem Register gemeldeten Ge-
nehmigungen und der Gebotsmenge der im vorangegangenen Gebotstermin nicht zugelassenen Gebote
unter dem Ausschreibungsvolumen des durchzufiihrenden Gebotstermins liegt und
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2. die im vorangegangenen Gebotstermin eingereichte Gebotsmenge kleiner als die ausgeschriebene
Menge des Gebotstermins war.

Das neue Ausschreibungsvolumen des Gebotstermins soll hochstens der Summe der Leistung der seit dem
vorangegangenen Gebotstermin dem Register gemeldeten Genehmigungen und der Gebotsmenge der im
vorangegangenen Gebotstermin nicht zugelassenen Gebote entsprechen. Fur das nach Satz 1 gekirzte Aus-
schreibungsvolumen ist Absatz 3 Nummer 1 entsprechend anzuwenden.

§ 28a
Ausschreibungsvolumen und Ausschreibungstermine flr solare Strahlungsenergie

(1) Die Ausschreibungen fiir Solaranlagen des ersten Segments finden jedes Jahr zu den Gebotstermi-
nen am 1. Mérz, 1. Juni und 1. November statt. Das Ausschreibungsvolumen betragt

1. imJahr 2021 1 850 Megawatt zu installierender Leistung, davon 1 600 Megawatt als Sonderausschrei-
bungen,

2. indem Jahr 2022 1 600 Megawatt zu installierender Leistung,
3. indenJahren 2023, 2024 und 2025 jeweils 1 650 Megawatt zu installierender Leistung und
4. inden Jahren 2026, 2027 und 2028 jeweils 1 550 Megawatt zu installierender Leistung.

Das Ausschreibungsvolumen nach Satz 2 wird jeweils gleichmaRig auf die Gebotstermine eines Kalender-
jahres verteilt. Das Ausschreibungsvolumen

1. erhoht sich ab dem Jahr 2022 jeweils um die Mengen, fir die in dem jeweils vorangegangenen Kalen-
derjahr bei den Ausschreibungen fur Solaranlagen nach diesem Gesetz keine Zuschlage erteilt werden
konnten oder fir die keine Zweitsicherheit hinterlegt worden ist,

2. verringert sich jeweils

a) um die Summe der installierten Leistung der Solaranlagen, die bei einer Ausschreibung eines an-
deren Mitgliedstaates der Europdischen Union in dem jeweils vorangegangenen Kalenderjahr im
Bundesgebiet bezuschlagt worden sind, sofern eine Anrechnung im Sinn von § 5 Absatz 5 volker-
rechtlich vereinbart ist, und

b) um die Summe der installierten Leistung der Freifldchenanlagen, deren anzulegender Wert gesetz-
lich bestimmt worden ist und die im jeweils vorangegangenen Kalenderjahr an das Register als in
Betrieb genommen gemeldet worden sind.

Die Bundesnetzagentur stellt jahrlich bis zum 15. Mé&rz die Menge der installierten Leistung nach Satz 4 fest
und verteilt die Menge, um die sich das Ausschreibungsvolumen erhéht oder verringert, gleichmaRig auf die
folgenden drei Ausschreibungen.

(2) Die Ausschreibungen fur Solaranlagen des zweiten Segments finden jeweils zu den Gebotstermi-
nen am 1. Juni und 1. Dezember statt. Das Ausschreibungsvolumen betréagt

1. inden Jahren 2021 und 2022 jeweils 300 Megawatt zu installierender Leistung,
2. indenJahren 2023 und 2024 jeweils 350 Megawatt zu installierender Leistung,
3. abdem Jahr 2025 jahrlich 400 Megawatt zu installierender Leistung.

Das Ausschreibungsvolumen nach Satz 2 wird jeweils gleichmaRig auf die Gebotstermine eines Kalender-
jahres verteilt. Das Ausschreibungsvolumen erhéht sich ab dem Jahr 2022 jeweils um die Menge, fir die in
dem jeweils vorangegangenen Kalenderjahr bei den Ausschreibungen fur Solaranlagen des zweiten Seg-
ments keine Zuschlége erteilt werden konnten.

(3) Das nach Absatz 1 oder Absatz 2 ermittelte Ausschreibungsvolumen eines Gebotstermins erhoht
sich um die Gebotsmenge der Zuschlage des jeweiligen Segments, die nach dem 31. Dezember 2020 erteilt
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und vor der Bekanntgabe des jeweiligen Gebotstermins nach 8 35a entwertet wurden. Nach Satz 1 zu be-
riicksichtigende Erhéhungen werden dem auf eine Entwertung folgenden noch nicht bekanntgegebenen Ge-
botstermin zugerechnet.

§28b
Ausschreibungsvolumen und Ausschreibungstermine fiir Biomasse

(1) Die Ausschreibungen fiir Biomasseanlagen finden jedes Jahr zu den Gebotsterminen am 1. Mérz
und 1. September statt.

(2) Das Ausschreibungsvolumen betrégt jedes Jahr 600 Megawatt zu installierender Leistung und wird
jeweils gleichmé&Rig auf die Ausschreibungstermine eines Kalenderjahres verteilt. Das Ausschreibungsvolu-
men

1. erhoht sich ab dem Jahr 2024 jeweils um die Mengen, fir die in dem jeweils dritten vorangegangenen
Kalenderjahr bei den Ausschreibungen fiir Biomasseanlagen nach diesem Gesetz keine Zuschlage er-
teilt werden konnten,

2. verringert sich jeweils

a) um die Summe der in dem jeweils vorangegangenen Kalenderjahr installierten Leistung von Bio-
masseanlagen, deren anzulegender Wert gesetzlich bestimmt worden ist und die in dem jeweils
vorangegangenen Kalenderjahr an das Register als in Betrieb genommen gemeldet worden sind,

b) um die Halfte der Summe der installierten Leistung von Anlagenkombinationen, die auch Bio-
masseanlagen enthalten, die bei einer Ausschreibung aufgrund einer Rechtsverordnung nach § 88d
im jeweils vorangegangenen Kalenderjahr bezuschlagt worden sind, und

c) um die Summe der installierten Leistung der Biomasseanlagen, die im jeweils vorangegangenen
Kalenderjahr eine Forderung aufgrund einer Rechtsverordnung nach § 88b in Anspruch genom-
men haben.

(3) Die Bundesnetzagentur stellt jahrlich bis zum 15. Mérz eines Jahres die Differenz der installierten
Leistung nach Absatz 2 fiir jedes Kalenderjahr fest und verteilt die Menge, um die sich das Ausschreibungs-
volumen erhoht oder verringert, gleichméBig auf die folgenden zwei noch nicht bekanntgemachten Aus-
schreibungen.

(4) Die Ausschreibungen fir Biomethananlagen nach Teil 3 Abschnitt 3 Unterabschnitt 6 finden jedes
Jahr zu dem Gebotstermin am 1. Dezember statt. Das Ausschreibungsvolumen betragt jeweils 150 Megawatt
zu installierender Leistung. Das Ausschreibungsvolumen erhoht sich ab dem Jahr 2022 um die Mengen, fur
die in dem jeweils vorangegangenen Kalenderjahr bei den Ausschreibungen fiir Biomethananlagen nach Teil
3 Abschnitt 3 Unterabschnitt 6 keine Zuschlage erteilt werden konnten.

(5) Das nach den Absatzen 2 und 3 oder nach Absatz 4 ermittelte Ausschreibungsvolumen eines Ge-
botstermins erhoht sich um die Gebotsmenge der Zuschlage der jeweiligen Ausschreibungen, die nach dem
31. Dezember 2020 erteilt und vor der Bekanntgabe des jeweiligen Gebotstermins nach § 35a entwertet wur-
den. Nach Satz 1 zu beriicksichtigende Erhéhungen werden dem auf eine Entwertung folgenden noch nicht
bekanntgegebenen Gebotstermin zugerechnet.

8 28c
Ausschreibungsvolumen und Ausschreibungstermine fir innovative Anlagenkonzepte

(1) Die Innovationsausschreibungen nach § 39n finden jedes Jahr zu den Gebotsterminen am 1. April
und 1. August statt.

(2) Das Ausschreibungsvolumen betrégt

1. imJahr 2021 500 Megawatt zu installierender Leistung,
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2. imJahr 2022 600 Megawatt zu installierender Leistung, davon 50 Megawatt fur das Zuschlagsverfahren
der besonderen Solaranlagen,

im Jahr 2023 600 Megawatt zu installierender Leistung,
im Jahr 2024 650 Megawatt zu installierender Leistung,
im Jahr 2025 700 Megawatt zu installierender Leistung,
im Jahr 2026 750 Megawatt zu installierender Leistung,

N o o M~ w

im Jahr 2027 800 Megawatt zu installierender Leistung und
8. imJahr 2028 850 Megawatt zu installierender Leistung.

Das Ausschreibungsvolumen nach Satz 1 wird jeweils gleichmaRig auf die Ausschreibungstermine eines
Kalenderjahres verteilt.

(3) Das Ausschreibungsvolumen erhéht sich ab dem Jahr 2022 jeweils um die Mengen, fiir die in dem
jeweils vorangegangenen Kalenderjahr bei den Innovationsausschreibungen keine Zuschlége erteilt werden
konnten.

(4) Das nach den Absétzen 2 und 3 ermittelte Ausschreibungsvolumen eines Gebotstermins erhéht
sich um die Gebotsmenge der Zuschlége, die nach dem 31. Dezember 2020 erteilt und vor der Bekanntgabe
des jeweiligen Gebotstermins nach § 35a entwertet wurden. Nach Satz 1 zu berticksichtigende Erhdhungen
werden dem auf eine Entwertung folgenden noch nicht bekanntgegebenen Gebotstermin zugerechnet.*

§ 30 wird wie folgt geéndert:
a) Absatz 1 Nummer 1 wird wie folgt gedndert:
aa) In Buchstabe a wird das Komma am Ende durch das Wort ,,und* ersetzt.
bb) In Buchstabe b wird das Wort ,,und“ am Ende gestrichen.
cc) Buchstabe ¢ wird aufgehoben.
b) Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt gefasst:
,,Abweichend von Satz 1
1. besteht fir Zusatzgebote nach § 36j keine MindestgroRe fiir die Gebotsmenge,

2. muss ein Gebot bei den Ausschreibungen fiir Solaranlagen des zweiten Segments eine Mindest-
grofe von 100 Kilowatt umfassen,

3. muss ein Gebot bei Biomasseanlagen und Biomethananlagen nach Teil 3 Abschnitt 3 Unterab-
schnitt 6 eine Mindestgréfie von 150 Kilowatt umfassen, dabei besteht bei Geboten fiir bestehende
Biomasseanlagen nach § 39¢g keine MindestgroBe fiir die Gebotsmenge.*

In 8 32 Absatz 1 Satz 1 werden nach den Wértern ,,Zuschlagsverfahren durch* die Woérter ,,, soweit in den
Unterabschnitten 2 bis 7 oder in der Innovationsausschreibungsverordnung nicht etwas Abweichendes be-
stimmt ist“ eingefugt.

§ 33 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gedndert:

a) In Nummer 2 werden die Worter ,,§§ 36 und 36d, den 88 37 und 37c oder den 88 39 bis 39h* durch die
Worter ,,§§ 36, 36¢ und 36j, den 88 37 und 37c, dem § 38c, den 88 39, 39c, 39g und 39i oder den §8 39j
und 39k* ersetzt.

b)  In Nummer 3 werden die Woérter ,,nach Nummer 1 oder 3 der Anlage zur Ausschreibungsgebihrenver-
ordnung® durch die Worter ,,, die fiir die Durchfithrung des Zuschlagsverfahrens zu erheben ist,“ ersetzt.

§ 35 wird wie folgt geéndert:
a) Absatz 1 wird wie folgt gedndert:

aa) Nummer 2 wird wie folgt gedndert:
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aaa) In Buchstabe b wird das Wort ,,und“ am Ende gestrichen.
bbb)  In Buchstabe ¢ wird das Komma am Ende durch das Wort ,,und“ ersetzt.
ccc)  Folgender Buchstabe d wird angefiigt:

,»d) sofern vorhanden, den Registernummern der bezuschlagten Anlagen,*.

bb) In Nummer 3 werden nach den Wértern ,,die einen Zuschlag erhalten haben, die Worter ,,sofern
einschlédgig, gesondert fiir die Siidregion,* eingefugt.

cc) In Nummer 4 werden nach dem Wort ,,Zuschlagswert* die Worter ,,, sofern einschldgig, gesondert
fiir die Stidregion* eingeflgt.
Folgender Absatz 4 wird angefugt:

»(4) Die Bundesnetzagentur gibt auf ihrer Internetseite spatestens drei Monate nach Ablauf der
Fristen nach § 36e Absatz 1, § 37d Nummer 2, § 389, 8 39e Absatz 1 und § 39f Absatz 5 Nummer 4 die
Projektrealisierungsrate des jeweiligen Gebotstermins bekannt.*

In § 35a Absatz 1 Nummer 4 wird das Wort ,,wenn* durch das Wort ,,soweit* ersetzt.

§ 36 wird wie folgt gedndert:

a)
b)

c)

In Absatz 1 werden jeweils die Worter ,,drei Wochen“ durch die Worter ,,vier Wochen“ ersetzt.
Absatz 2 wird wie folgt gedndert:
aa) In Nummer 1 wird das Wort ,,und“ am Ende durch ein Komma ersetzt.

bb) In Nummer 2 werden die Worter ,,; bezieht sich das Gebot nur auf einen Teil der Anlagen, die von
der Genehmigung umfasst sind, missen die Anlagen, fiir die ein Gebot abgegeben wird, benannt
werden* gestrichen und wird der Punkt am Ende durch das Wort ,,und* ersetzt.

cc) Folgende Nummer 3 wird angefligt:

,»3. sofern das Gebot fir mehrere Anlagen abgegeben wird, die jeweils auf die einzelne Anlage
entfallende Gebotsmenge.*

Folgender Absatz 4 wird angefiigt:

»(4) In den Fallen des § 28 Absatz 6 korrigiert die Bundesnetzagentur das nach § 29 Absatz 1
Nummer 2 bekanntgemachte Ausschreibungsvolumen bis spatestens zwei Wochen vor dem Gebotster-
min. § 29 Absatz 2 ist entsprechend anzuwenden.*

§ 36b wird wie folgt geandert:

a)

b)

In Absatz 1 werden die Worter ,,im Jahr 2017 7,00 Cent“ durch die Worter ,,im Jahr 2021 6 Cent*
ersetzt.

Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

»(2) Der Hochstwert verringert sich ab dem 1. Januar 2022 um 2 Prozent pro Kalenderjahr gegen-
Uber dem im jeweils vorangegangenen Kalenderjahr geltenden Hochstwert und wird auf zwei Stellen
nach dem Komma gerundet. Fiir die Berechnung der Hohe des Hochstwerts aufgrund einer erneuten
Anpassung nach Satz 1 ist der nicht gerundete Wert zugrunde zu legen.*

8 36¢ wird aufgehoben.
§ 36d wird & 36¢.
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Nach dem neuen 8 36¢ wird der folgende § 36d eingeflgt:

,»$ 36d
Zuschlagsverfahren fir Windenergieanlagen an Land

Abweichend von § 32 Absatz 1 fuhrt die Bundesnetzagentur ab dem Jahr 2022 folgendes Zuschlags-
verfahren durch: Sie 6ffnet die fristgerecht eingegangenen Gebote nach dem Gebotstermin. Sie prift die
Zuldssigkeit der Gebote nach den 8§ 33 und 34. Sie separiert die zugelassenen Gebote, die fir Projekte in
der Siidregion abgegeben wurden, und sortiert diese Gebote entsprechend § 32 Absatz 1 Satz 3. Sodann er-
teilt die Bundesnetzagentur allen nach Satz 4 separierten Geboten einen Zuschlag im Umfang ihres Gebots,
bis eine Zuschlagsmenge

1. in den Ausschreibungen der Jahre 2022 und 2023 von 15 Prozent des an diesem Gebotstermin zu ver-
gebenden Ausschreibungsvolumens durch einen Zuschlag erreicht oder erstmalig Gberschritten ist, oder

2. inden Ausschreibungen ab dem Jahr 2024 von 20 Prozent des an diesem Gebotstermin zu vergebenden
Ausschreibungsvolumens durch einen Zuschlag erreicht oder erstmalig tiberschritten ist.

Sodann sortiert die Bundesnetzagentur samtliche zugelassenen Gebote, die nicht bereits nach Satz 5 einen
Zuschlag erhalten haben, entsprechend 8 32 Absatz 1 Satz 3 und erteilt allen Geboten einen Zuschlag im
Umfang ihres Gebots, bis das gesamte Ausschreibungsvolumen erstmals durch den Zuschlag zu einem Gebot
erreicht oder tberschritten ist (Zuschlagsgrenze). Geboten oberhalb der Zuschlagsgrenze wird kein Zuschlag
erteilt.”

§ 36e wird wie folgt geandert:
a) Absatz 1 Satz 2 wird aufgehoben.
b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

»(2) Auf Antrag, den der Bieter vor Ablauf der Frist nach Absatz 1 gestellt hat, verlangert die
Bundesnetzagentur die Frist, nach der der Zuschlag erlischt, wenn gegen die im bezuschlagten Gebot
angegebene Genehmigung nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz nach der Abgabe des Gebots ein
Rechtsbehelf Dritter eingelegt worden ist. Die Verlangerung soll hochstens fiir die Dauer der Giiltigkeit
der Genehmigung ausgesprochen werden, wobei der Verlangerungszeitraum unbeschadet einer Verlan-
gerung nach Absatz 3 eine Dauer von insgesamt 18 Monaten nicht tiberschreiten darf.*

¢) Folgender Absatz 3 wird angefugt:

»(3) Auf Antrag, den der Bieter vor Ablauf der Frist nach Absatz 1 gestellt hat, verlangert die
Bundesnetzagentur die Frist, nach der der Zuschlag erlischt, wenn (ber das Vermégen des Herstellers
des Generators oder eines sonstigen wesentlichen Bestandteils der Windenergieanlagen das Insolvenz-
verfahren er6ffnet worden ist. Die Verlangerung soll hochstens fiir die Dauer der Gultigkeit der Geneh-
migung ausgesprochen werden, wobei der Verldngerungszeitraum unbeschadet einer Verlangerung
nach Absatz 2 eine Dauer von insgesamt 18 Monaten nicht tiberschreiten darf.

§ 36f Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

,Wird die Genehmigung fiir das bezuschlagte Projekt nach der Erteilung des Zuschlags gedndert oder neu
erteilt, bleibt der Zuschlag auf die geénderte oder neu erteilte Genehmigung bezogen, wenn der Standort der
Windenergieanlage um hochstens die doppelte Rotorblattldnge abweicht.*

8§ 369 Absatz 3 wird wie folgt geéndert:

a) Satz 2 wird aufgehoben.

b) Indem neuen Satz 2 werden die Worter ,,den Sétzen 1 und 2* durch die Angabe ,,Satz 1 ersetzt.
¢) Indem neuen Satz 3 wird jeweils die Angabe ,,Satz 3“ durch die Angabe ,,Satz 2 ersetzt.

d) In dem neuen Satz 4 werden die Worter ,,Sétzen 1 bis 3 durch die Worter ,,Sétzen 1 und 2 und wird
die Angabe ,,Satz 4 durch die Angabe ,,Satz 3 ersetzt.
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43. 8§ 36h Absatz 1 wird wie folgt gedndert:
a) In Satz 2 wird die Tabelle wie folgt gefasst:

,,Glite- 60 Pro- 70 Pro- 80 Pro- 90 Pro- | 100 Pro- | 110 Pro- | 120 Pro- | 130 Pro- | 140 Pro- | 150 Pro-
faktor zent zent zent zent zent zent zent zent zent zent

Korrek- | 1,35 1,29 1,16 1,07 1 0,94 0,89 0,85 0,81 0,79¢.
turfaktor

b) In Satz 3 wird die Angabe ,,70 Prozent 1,29 durch die Angabe ,,60 Prozent 1,35 ersetzt.

44. In 8§ 36i wird jeweils die Angabe ,,§ 25 durch die Angabe ,,§ 25 Absatz 1* ersetzt und werden nach der
Angabe ,,§ 36e Absatz 2 die Worter ,,oder Absatz 3 eingefigt.

45. Nach § 36i werden die folgenden 88§ 36j und 36k eingefligt:

»§ 36j
Zusatzgebote

(1) Abweichend von 8§ 36¢ kdnnen Bieter einmalig Gebote fur bezuschlagte Windenergieanlagen an
Land nach deren Inbetriebnahme abgeben, wenn die installierte Leistung der Anlagen um mehr als 15 Pro-
zent erhoht wird oder werden soll (Zusatzgebote).

(2) In Ergénzung zu den Anforderungen an Gebote nach § 30 miissen Zusatzgebote folgende Anfor-
derungen erfullen:

1. die Nummer des bereits erteilten Zuschlags ist anzugeben,
2. die Registernummer der Anlagen, auf die sich das Gebot bezieht, ist anzugeben und

3. der Gebotswert darf weder den geltenden Hochstwert noch den Zuschlagswert des bereits erteilten Zu-
schlags Uberschreiten.

(3) Der Vergutungszeitraum flir Zusatzgebote entspricht dem des nach § 36i zuerst erteilten Zu-
schlags.

(4) Die 88 36a bis 36¢ und 36e bis 369 sind fiir Zusatzgebote entsprechend anzuwenden.

8§ 36k
Finanzielle Beteiligung von Kommunen

(1) Betreiber von Windenergieanlagen an Land, die einen Zuschlag fiir ihre Anlage erhalten, durfen
den Gemeinden, die von der Errichtung der Windenergieanlage betroffen sind, Betrége durch einseitige Zu-
wendung ohne Gegenleistung von insgesamt 0,2 Cent pro Kilowattstunde fiir die tatsachlich eingespeiste
Strommenge und fur die fiktive Strommenge nach Anlage 2 Nummer 7.2 anbieten. Nicht als betroffen gelten
Gemeinden, deren Gemeindegebiet sich nicht zumindest teilweise innerhalb eines um die Windenergiean-
lage gelegenen Umkreises von 2.500 Metern befindet. Sind mehrere Gemeinden betroffen, ist die Hohe der
angebotenen Zahlung pro Gemeinde anhand des Anteils ihres jeweiligen Gemeindegebiets an der Flache des
Umkreises aufzuteilen, so dass insgesamt héchstens der Betrag nach Absatz 1 angeboten wird.

(2) Vereinbarungen (ber Zuwendungen nach Absatz 1 bedurfen der Schriftform und diirfen bereits
vor der Genehmigung der Windenergieanlage nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz geschlossen wer-
den. Sie gelten nicht als Vorteil im Sinn der 8§ 331 bis 334 des Strafgesetzbuchs. Satz 2 ist auch fiir Angebote
zum Abschluss einer solchen Vereinbarung und fir die darauf beruhenden Zuwendungen anzuwenden.

(3) Sofern Betreiber Zahlungen nach Absatz 1 leisten, kdnnen sie die Erstattung des im Vorjahr ge-
leisteten Betrages im Rahmen der Endabrechnung vom Netzbetreiber verlangen.*

46. Der Uberschrift des Teils 3 Abschnitt 3 Unterabschnitt 3 werden die Worter ,,des ersten Segments* angefligt.
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47. § 37 wird wie folgt gedndert:

48.

49.

a)
b)

c)

d)

Der Uberschrift werden die Worter ,,des ersten Segments* angefiigt.
Absatz 1 wird wie folgt geéndert:

aa) In dem Satzteil vor der Nummerierung werden die Worter ,,Gebote fiir Solaranlagen miissen in
Ergdnzung zu 8 30 die Angabe enthalten, ob die Anlagen® durch die Worter ,,Gebote bei den Aus-
schreibungen fur Solaranlagen des ersten Segments dirfen nur fiir Anlagen abgegeben werden,
die* ersetzt.

bb) Nummer 1 wird aufgehoben.
cc) Nummer 2 wird Nummer 1.
dd) Nummer 3 wird Nummer 2 und Buchstabe ¢ wird wie folgt gefasst:

,¢) diezum Zeitpunkt des Beschlusses iiber die Aufstellung oder Anderung des Bebauungsplans
l&ngs von Autobahnen oder Schienenwegen lag, wenn die Freiflachenanlage in einer Entfer-
nung von bis zu 200 Metern, gemessen vom &ulleren Rand der Fahrbahn, errichtet werden
und innerhalb dieser Entfernung ein I&ngs zur Fahrbahn gelegener und mindestens 15 Meter
breiter Korridor freigehalten werden soll,*.

Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

»(2) Geboten bei den Ausschreibungen flr Solaranlagen des ersten Segments muss in Erganzung
zu den Anforderungen nach § 30 eine Erklarung des Bieters beigeftigt werden, dass er Eigentlimer der
Flache ist, auf der die Solaranlagen errichtet werden sollen, oder dass er das Gebot mit Zustimmung
des Eigenttimers dieser Flache abgibt. Geboten fur Solaranlagen kann zusétzlich die Kopie eines be-
schlossenen Bebauungsplans im Sinn des § 30 des Baugesetzbuchs, der in den Fallen des Absatzes 1
Nummer 2 Buchstabe a bis ¢ und f bis i zumindest auch mit dem Zweck der Errichtung von Solaranla-
gen aufgestellt oder ge&ndert worden ist, beigefiigt werden; in diesem Fall ist eine Erklarung des Bie-
ters, dass sich der eingereichte Nachweis nach Satz 2 auf den in dem Gebot angegebenen Standort der
Solaranlagen bezieht, dem Gebot beizufiigen.*

In Absatz 3 werden die Worter ,,Geboten fiir Freiflaichenanlagen® durch die Worter ,,den Ausschreibun-
gen fiir Solaranlagen des ersten Segments* und wird die Angabe ,,10 Megawatt* durch die Angabe ,,20
Megawatt* ersetzt.

8§ 37a wird wie folgt geandert:

a)
b)

Der Uberschrift werden die Worter ,,des ersten Segments* angefiigt.

In dem Satzteil vor der Nummerierung werden die Worter ,,fiir Solaranlagen durch die Worter ,,bei
den Ausschreibungen fiir Solaranlagen des ersten Segments™ ersetzt.

8 37b wird wie folgt geéndert:

a)
b)

c)

Der Uberschrift werden die Worter ,,des ersten Segments* eingefiigt.

Der Wortlaut wird Absatz 1, die Worter | fiir Strom aus Solaranlagen* werden durch die Worter ,,bei
den Ausschreibungen fiir Solaranlagen des ersten Segments* ersetzt, und die Angabe ,,7,50* wird durch
die Angabe ,,5,9¢ ersetzt.

Folgender Absatz 2 wird angefigt:

»(2) Der Hochstwert ergibt sich ab dem 1. Januar 2022 aus dem um 8 Prozent erhéhten Durch-
schnitt der Gebotswerte des jeweils hdchsten noch bezuschlagten Gebots der letzten drei Gebotstermine,
deren Zuschlége bei der Bekanntgabe des jeweiligen Gebotstermins nach § 29 bereits nach & 35 Ab-
satz 1 bekanntgegeben waren, dabei betrégt er jedoch hdchstens 5,9 Cent pro Kilowattstunde. Ein sich
aus der Berechnung ergebender Wert wird auf zwei Stellen nach dem Komma gerundet.«
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§ 37c wird wie folgt geandert:

a) In Absatz 1 werden nach den Wdrtern ,,Zuschlagsverfahren fiir Solaranlagen® die Worter ,,des ersten
Segments* eingefugt.

b) In Absatz 3 wird das Wort ,,Gebote* durch die Worter ,,Gebote bei den Ausschreibungen fiir Solaran-
lagen des ersten Segments* ersetzt.

§ 37d wird wie folgt geéndert:

a) In der Uberschrift werden die Worter ,,Riickgabe und*“ gestrichen und wird das Wort , Solaranlagen®
durch die Worter ,,Solaranlagen des ersten Segments* ersetzt.

b) Absatz 1 wird aufgehoben.
¢) In Absatz 2 wird wie folgt ge&ndert:
aa) Die Absatzbezeichnung ,,(2)* wird gestrichen.

bb) In dem Satzteil vor der Nummerierung werden die Worter ,fiir Solaranlagen‘ durch die Worter
,bei den Ausschreibungen fiir Solaranlagen des ersten Segments® ersetzt.

cc) Nummer 2 wird wie folgt gefasst:

2. soweit die Anlagen nicht innerhalb von 24 Monaten in Betrieb genommen worden sind oder
soweit die Zahlungsberechtigung nach 8§ 38 nicht spétestens 24 Monate nach der 6ffentli-
chen Bekanntgabe des Zuschlags (materielle Ausschlussfrist) beantragt worden ist.*

§ 38 wird wie folgt gedndert:

a)  Inder Uberschrift wird das Wort ,,Solaranlagen durch die Worter ,,Solaranlagen des ersten Segments*
ersetzt.

b) In Absatz 1 werden nach den Wortern ,,ein Zuschlag* die Worter ,,bei einer Ausschreibung fiir Solar-
anlagen des ersten Segments‘ eingeflgt.

§ 38a wird wie folgt gedndert:

a) Inder Uberschrift wird das Wort ,,Solaranlagen* durch die Worter ,,Solaranlagen des ersten Segments*
ersetzt.

b) Absatz 1 wird wie folgt gedndert:

aa) In dem Satzteil vor Nummer 1 wird nach dem Wort ,,Solaranlagen die Angabe ,,nach § 38 ein-
gefiigt.

bb) In Nummer 2 werden die Worter ,,oder diese Angaben im Rahmen des Antrags nach § 38 Absatz 1
gemeldet werden‘ gestrichen.

cc) Nummer 5 wird wie folgt gedndert:
aaa) In Buchstabe a wird die Angabe ,,10“ durch die Angabe ,,20* ersetzt.
bbb)  Dem Buchstaben b wird das Wort ,,und* angefugt.
dd) In Nummer 6 wird das Wort ,,und“ am Ende durch einen Punkt ersetzt.
ee) Nummer 7 wird aufgehoben.
¢) In Absatz 3 Satz 1 werden die Worter ,,Nummer 1 bis 3 durch die Angabe ,,Nummer 1, 4 ersetzt.

d) In Absatz 4 Satz 1 werden nach den Wértern ,,Ausgestellte Zahlungsberechtigungen® die Worter ,,ste-
hen unter der auflésenden Bedingung der Priifung nach Absatz 3 und der Priifung nach § 13 Absatz 1
Satz 2 der Marktstammdatenregisterverordnung. Sie eingeflgt.

§ 38b wird wie folgt geéndert:
a)  Der Uberschrift werden die Worter ,,des ersten Segments* angefiigt.
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b) In Absatz 1 werden nach den Wértern ,,anzulegenden Werts“ die Worter ,,bei den Ausschreibungen fiir
Solaranlagen des ersten Segments* eingefugt.

55. Nach 8§ 38b wird folgender Unterabschnitt 4 eingefugt:

,,Unterabschnitt 4

Ausschreibungen fiir Solaranlagen des zweiten Segments

§ 38c
Gebote fur Solaranlagen des zweiten Segments

(1) Gebote bei den Ausschreibungen fiir Solaranlagen des zweiten Segments dirfen nur fir Anlagen
abgegeben werden, die auf, an oder in einem Gebdude oder einer Larmschutzwand errichtet werden sollen.

(2) In Ergénzung zu den Anforderungen nach § 30 darf die Gebotsmenge bei den Ausschreibungen
flr Solaranlagen des zweiten Segments pro Gebot eine zu installierende Leistung von 20 Megawatt nicht
Uberschreiten.

§ 38d
Sicherheiten fiir Solaranlagen des zweiten Segments

Die Hohe der Sicherheit nach § 31 bei den Ausschreibungen fiir Solaranlagen des zweiten Segments
bestimmt sich aus der Gebotsmenge multipliziert mit 70 Euro pro Kilowatt zu installierender Leistung.

§ 38e
Hochstwert fir Solaranlagen des zweiten Segments

(1) Der Hochstwert bei den Ausschreibungen fiir Solaranlagen des zweiten Segments betrdgt 9 Cent
pro Kilowattstunde.

(2) Der Hochstwert verringert sich ab dem 1. Januar 2022 um 1 Prozent pro Kalenderjahr gegeniiber
dem im jeweils vorangegangenen Kalenderjahr geltenden Hochstwert und wird auf zwei Stellen nach dem
Komma gerundet. Fiir die Berechnung der Hohe des Hochstwerts aufgrund einer erneuten Anpassung nach
Satz 1 ist der nicht gerundete Wert zugrunde zu legen.

8§ 38f
Erldschen von Zuschlégen fur Solaranlagen des zweiten Segments

Der Zuschlag erlischt bei Geboten bei den Ausschreibungen fiir Solaranlagen des zweiten Segments,
soweit die Anlagen nicht innerhalb von 12 Monaten in Betrieb genommen worden sind oder soweit die
Zahlungsberechtigung nach § 38g nicht spétestens 14 Monate nach der ¢ffentlichen Bekanntgabe des Zu-
schlags beantragt worden ist (materielle Ausschlussfrist).
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§ 389
Zahlungsberechtigung fiir Solaranlagen des zweiten Segments

(1) Die Bundesnetzagentur stellt auf Antrag eines Bieters, dem mindestens ein Zuschlag bei einer
Ausschreibung fiir Solaranlagen des zweiten Segments erteilt worden ist, eine Zahlungsberechtigung fir
Solaranlagen aus.

(2) Der Antrag nach Absatz 1 muss die folgenden Angaben enthalten:

1. die Nummer, unter der die Solaranlagen an das Register gemeldet worden sind, oder eine Kopie der
Meldung an das Register,

2. den Umfang der Gebotsmenge pro bezuschlagtem Gebot, der den Solaranlagen zugeteilt werden soll,
einschlieRlich der jeweils flr die Gebote registrierten Zuschlagsnummer und

3. die Angabe des Bieters, dass er der Betreiber der Solaranlagen ist.

8§ 38h
Ausstellung von Zahlungsberechtigungen fir Solaranlagen des zweiten Segments
(1) Die Zahlungsberechtigung fiir Solaranlagen nach § 38g darf nur ausgestellt werden,

1. wenn die Solaranlagen vor der Antragstellung, aber nach der Erteilung des Zuschlags in Betrieb ge-
nommen worden sind und der Bieter zum Zeitpunkt der Antragstellung der Anlagenbetreiber ist,

2. wenn flr die Solaranlage alle erforderlichen Angaben an das Register gemeldet worden sind,

3. soweit fur den Bieter eine entsprechende Gebotsmenge bezuschlagter Gebote flr Solaranlagen des
zweiten Segments besteht, die nicht bereits einer anderen Zahlungsberechtigung zugeordnet worden ist,
und

4. soweit die fir die Solaranlagen zuzuteilende Gebotsmenge die installierte Leistung der Solaranlagen
nicht Gberschreitet.

(2) Die Bundesnetzagentur teilt dem Netzbetreiber, in dessen Netz der in den Solaranlagen erzeugte
Strom eingespeist werden soll, die Ausstellung der Zahlungsberechtigung einschlielich der Nummer, unter
der die Anlage in das Register eingetragen worden ist, unverziglich nach der Ausstellung der Zahlungsbe-
rechtigung mit. Der Anspruch nach § 19 Absatz 1 besteht riickwirkend bis zum Tag der Inbetriebnahme,
wenn die Zahlungsberechtigung aufgrund eines Antrags ausgestellt wird, der spatestens drei Wochen nach
der Inbetriebnahme der Anlage gestellt worden ist.

(3) Der Netzbetreiber muss prufen, ob die Anforderungen nach Absatz 1 Nummer 1 und 4 erfullt sind.
Er kann hierfir die Vorlage entsprechender Nachweise verlangen. Soweit die Bundesnetzagentur eine Fest-
legung nach § 85 getroffen hat, muss der Netzbetreiber entsprechende Nachweise verlangen und diese der
Bundesnetzagentur auf Anforderung vorlegen. Der Netzbetreiber muss der Bundesnetzagentur das Ergebnis
der Priifung und die installierte Leistung der Solaranlagen innerhalb eines Monats nach der Mitteilung nach
Absatz 2 mitteilen.

(4) Ausgestellte Zahlungsberechtigungen stehen unter der auflésenden Bedingung der Prifung nach
Absatz 3 und der Priifung nach § 13 Absatz 1 Satz 2 der Marktstammdatenregisterverordnung. Sie sind den
Solaranlagen verbindlich und dauerhaft zugeordnet. Sie diirfen nicht auf andere Anlagen tibertragen werden.

§ 38i
Anzulegender Wert flir Solaranlagen des zweiten Segments

8 38b ist bei den Ausschreibungen fiir Solaranlagen des zweiten Segments entsprechend anzuwenden.*
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Der bisherige Unterabschnitt 4 wird Unterabschnitt 5.

§ 39 Absatz 3 wird wie folgt geandert:

a) In Nummer 1 wird das Wort ,,und“ am Ende gestrichen.

b)  In Nummer 2 wird der Punkt am Ende durch ein Komma ersetzt.
c) Die folgenden Nummern 3 bis 5 werden angefugt:

»3. eine Eigenerklarung, dass fir die Anlage keine kosteneffiziente Mdglichkeit zur Nutzung als
hocheffiziente KWK-Anlage besteht, wenn es sich nicht um eine KWK-Anlage handelt,

4. bei Anlagen mit einer Gesamtfeuerungswarmeleistung von ber 50 Megawatt eine Eigenerkla-
rung, dass es sich um eine hocheffiziente KWK-Anlage handelt oder die Anlage einen elektri-
schen Nettowirkungsgrad von mindestens 36 Prozent hat oder eine Gesamtfeuerungswarmeleis-
tung von héchstens 100 Megawatt hat und die im Durchfiihrungsbeschluss (EU) 2017/1442 der
Kommission vom 31. Juli 2017 (ber Schlussfolgerungen zu den besten verfligbaren Techniken
(BVT) gemaR der Richtlinie 2010/75/EU des Europdischen Parlaments und des Rates flir GroR-
feuerungsanlagen (ABI. L 212 vom 17.8.2017, S. 1) definierten verbundenen Energieeffizienz-
werte erreicht, und

5. bei Biogasanlagen, die auch KWK-Anlagen sind, eine Eigenerklarung, dass es sich um eine hoch-
effiziente KWK-Anlage handelt.“

§ 39b wird wie folgt geandert:

a) In Absatz 1 werden die Worter ,,im Jahr 2017 14,88 durch die Worter ,,im Jahr 2021 16,4 ersetzt.
b) In Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe ,,2018 durch die Angabe ,,2022* ersetzt.

Nach § 39c¢ wird folgender § 39d eingefligt:

,»§ 39d
Zuschlagsverfahren flir Biomasseanlagen

(1) Abweichend von § 32 Absatz 1 flihrt die Bundesnetzagentur folgendes Zuschlagsverfahren fiir Bi-
omasseanlagen durch, sofern die insgesamt eingereichte Gebotsmenge der zugelassenen Gebote unter der
ausgeschriebenen Menge des Gebotstermins liegt: Sie separiert die Gebote, die fir Neuanlagen abgegeben
wurden, von denen, die fur Bestandsanlagen im Sinn des 8 39g abgegeben wurden. Die Bundesnetzagentur
priift die Zulédssigkeit aller Gebote nach den 88 33 und 34. Die Bundesnetzagentur sortiert die Gebote fir
Neuanlagen und fiir Bestandsanlagen jeweils nach § 32 Absatz 1 Satz 3. Sie erteilt der Reihenfolge nach
jeweils allen zuldssigen Geboten fiir Neuanlagen einen Zuschlag im Umfang ihres Gebots, bis 80 Prozent
der eingereichten Gebotsmenge der zugelassenen Gebote fiir Neuanlagen erreicht oder erstmalig durch ein
Gebot Uberschritten sind, und allen zuldssigen Geboten fiir Bestandsanlagen einen Zuschlag im Umfang ihres
Gebots, bis 80 Prozent der eingereichten Gebotsmenge der zugelassenen Gebote fiir Bestandsanlagen er-
reicht oder erstmalig durch ein Gebot tberschritten sind (Zuschlagsbegrenzung). Geboten oberhalb der Zu-
schlagsbegrenzung wird kein Zuschlag erteilt; das Gebot, durch das die Zuschlagsbegrenzung erreicht oder
Uberschritten wird, erhélt den Zuschlag in dem Umfang, flir den das Gebot abgegeben worden ist.

(2) Ab dem Jahr 2022 fuhrt die Bundesnetzagentur abweichend von Absatz 1 und 8 32 Absatz 1 fol-
gendes Zuschlagsverfahren flir Biomasseanlagen durch, sofern die insgesamt eingereichte Gebotsmenge der
zugelassenen Gebote mindestens der ausgeschriebenen Menge des Gebotstermins entspricht: Sie 6ffnet die
fristgerecht eingegangenen Gebote nach dem Gebotstermin. Sie priift die Zuléssigkeit der Gebote nach den
88 33 und 34. Sie separiert die zugelassenen Gebote, die fiir Projekte in der Sudregion abgegeben wurden,
und sortiert diese Gebote entsprechend § 32 Absatz 1 Satz 3. Sodann erteilt die Bundesnetzagentur allen
nach Satz 4 separierten Geboten einen Zuschlag im Umfang ihres Gebots, bis eine Zuschlagsmenge von 50
Prozent des an diesem Gebotstermin zu vergebenden Ausschreibungsvolumens durch einen Zuschlag er-
reicht oder erstmalig Uberschritten ist. Sodann sortiert die Bundesnetzagentur samtliche zugelassenen Ge-
bote, die nicht bereits nach Satz 5 einen Zuschlag erhalten haben, entsprechend § 32 Absatz 1 Satz 3 und
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erteilt allen Geboten einen Zuschlag im Umfang ihres Gebots, bis eine weitere Menge in Hohe von 50 Pro-
zent des Ausschreibungsvolumens erstmals durch den Zuschlag zu einem Gebot erreicht oder tiberschritten
ist (Zuschlagsgrenze). Geboten oberhalb der Zuschlagsgrenze wird kein Zuschlag erteilt.

(3) Ab dem Jahr 2022 fuhrt die Bundesnetzagentur abweichend von Absatz 1 und § 32 Absatz 1 fol-
gendes Zuschlagsverfahren flir Biomasseanlagen durch, sofern die insgesamt eingereichte Gebotsmenge der
zugelassenen Gebote unter der ausgeschriebenen Menge des Gebotstermins liegt: Sie 6ffnet die fristgerecht
eingegangenen Gebote nach dem Gebotstermin. Sie priift die Zulédssigkeit der Gebote nach den 8§ 33 und
34. Sie separiert die zugelassenen Gebote, die fir Anlagen in der Slidregion abgegeben wurden; sie separiert
diese Gebote danach, ob sie fir Neuanlagen oder fiir Bestandsanlagen im Sinne des § 39g abgegeben wurden.
Die Bundesnetzagentur sortiert die Gebote, die fiir Bestandsanlagen in der Sudregion abgegeben wurden,
entsprechend § 32 Absatz 1 Satz 3. Sodann erteilt die Bundesnetzagentur allen nach Satz 5 separierten Ge-
boten einen Zuschlag im Umfang ihres Gebots, bis eine Zuschlagsmenge von 20 Prozent des an diesem
Gebotstermin ausgeschriebenen Ausschreibungsvolumens durch einen Zuschlag erreicht oder erstmalig
Uberschritten ist. Sodann sortiert die Bundesnetzagentur die nach Satz 4 erster Halbsatz separierten Gebote,
denen noch kein Zuschlag erteilt wurde, entsprechend § 32 Absatz 1 Satz 3. Sodann erteilt die Bundesnetz-
agentur allen nach Satz 7 sortierten Geboten einen Zuschlag im Umfang ihres Gebots, bis eine Zuschlags-
menge von insgesamt 40 Prozent einschliellich der nach Satz 6 bezuschlagten Gebotsmenge des an diesem
Gebotstermin ausgeschriebenen Ausschreibungsvolumens durch einen Zuschlag erreicht oder erstmalig
tiberschritten ist. Sie separiert die zugelassenen Gebote, die noch nicht bezuschlagt wurden; sie separiert
diese Gebote danach, ob sie fiir Neuanlagen oder fiir Bestandsanlagen im Sinn des § 39g abgegeben wurden.
Die Bundesnetzagentur sortiert die Gebote, die flir Bestandsanlagen abgegeben wurden, entsprechend § 32
Absatz 1 Satz 3. Sodann erteilt die Bundesnetzagentur allen nach Satz 10 separierten Geboten einen Zu-
schlag im Umfang ihres Gebots, bis eine Zuschlagsmenge von 20 Prozent des an diesem Gebotstermin aus-
geschriebenen Ausschreibungsvolumens durch einen Zuschlag erreicht oder erstmalig Gberschritten ist. So-
dann sortiert die Bundesnetzagentur die Gebote, denen noch kein Zuschlag erteilt wurde, entsprechend § 32
Absatz 1 Satz 3. Sodann erteilt die Bundesnetzagentur allen nach Satz 12 sortierten Geboten einen Zuschlag
im Umfang ihres Gebots, bis eine Zuschlagsmenge von weiteren 40 Prozent einschlieflich der nach Satz
bezuschlagten Gebotsmenge des an diesem Gebotstermin ausgeschriebenen Ausschreibungsvolumens durch
einen Zuschlag erreicht oder erstmalig iiberschritten ist.*

Der bisherige § 39d wird § 39e und wird wie folgt geéndert:
a) In Absatz 1 wird die Angabe ,,24* durch die Angabe ,,36% ersetzt.
b) Absatz 2 wird wie folgt gedndert:
aa) In Satz 1 Nummer 2 werden die Worter ,,nach Nummer 1¢ gestrichen.

bb) In Satz 2 werden nach den Wortern ,,ausgesprochen werden* die Worter ,,, wobei der Verlange-
rungszeitraum 48 Monate nicht Uiberschreiten darf* eingefiigt.

Der bisherige § 39e wird § 39f.
Der bisherige § 39f wird 8 39g und wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 1 wird wie folgt gedndert:

aa) In Satz 1 werden die Worter ,,von § 22 Absatz 4 Satz 2 Nummer 2 und“ gestrichen und werden
nach dem Wort ,,Biomasse* die Worter ,,im Sinn der Biomasseverordnung in der fiir die Inbetrieb-
nahme mafigeblichen Fassung® eingefigt.

bb) In Satz 2 wird nach den Wértern ,,§ 22 Absatz 4 Satz 2* die Angabe ,,Nummer 1 gestrichen.

cc) In Satz 3 werden nach der Angabe ,,§ 3 Nummer 51 die Worter ,,und § 39i Absatz 6 und nach
dem Wort ,,Gebotstermins* die Worter ,,zuztiglich 0,5 Cent pro Kilowattstunde in den Ausschrei-
bungen der Kalenderjahre 2021 bis 2025 fur Anlagen mit einer installierten Leistung bis ein-
schlieBlich 500 Kilowatt* eingeflgt.

b) Absatz 2 wird wie folgt geandert:

aa) In Satz 2 wird das Wort ,,dreizehnten durch das Wort ,,dritten* ersetzt.
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bb) Folgender Satz wird angefigt:

,Der Netzbetreiber muss der Bundesnetzagentur den Tag nach Satz 1 mitteilen, sobald dieser ihm
bekannt ist.*

In Absatz 3 Satz 2 wird die Angabe ,,2016 durch die Angabe ,,2020% ersetzt und wird der Punkt am
Ende durch die Worter ,,, und es ist die Biomasseverordnung in der zum Zeitpunkt der Bekanntmachung
der Ausschreibung geltenden Fassung verbindlich. ersetzt.

Absatz 4 Satz 2 wird wie folgt geéndert:

aa) In Nummer 1 werden die Worter ,,§ 39h Absatz 2 Satz 2 Nummer 1 durch die Worter ,,§ 39i Ab-
satz 2 Satz 2 Nummer 1 ersetzt.

bb) In Nummer 2 werden die Worter ,,§ 39h Absatz 2 Satz 2 Nummer 2 durch die Worter ,,§ 39i Ab-
satz 2 Satz 2 Nummer 2° ersetzt.

Absatz 5 wird wie folgt geéndert:
aa) Indem Satzteil vor Nummer 1 wird die Angabe ,,39¢* durch die Angabe ,,39f* ersetzt.
bb) Nach Nummer 1 wird folgende Nummer 1a eingefiigt:

»la. die Anlage dem Register gemeldet worden sein muss,*.

cc) In Nummer 3 werden die Worter ,,im Jahr 2017 16,9 Cent durch die Worter ,,im Jahr 2021 18,40
und wird die Angabe ,,2018 durch die Angabe ,,2022 ersetzt und wird das Wort ,,und* am Ende
gestrichen.

dd) Nach Nummer 3 wird folgende Nummer 3a eingefigt:
,»3a. der Zuschlag sich auf die im Gebot angegebene bestehende Biomasseanlage bezieht und*.

ee) In Nummer 4 wird die Angabe ,,§ 39d Absatz 1* durch die Angabe ,,§ 39e Absatz 1 ersetzt, und
wird der Punkt am Ende durch die Worter ,,; der Netzbetreiber muss der Bundesnetzagentur den
Zeitpunkt der Vorlage der Bescheinigung mitteilen, sobald dieser ihm bekannt ist.* ersetzt.

In Absatz 6 Satz 2 werden nach den Wdrtern ,,geleisteten Zahlungen die Worter ,,, die aufgrund des
Erneuerbare-Energien-Gesetzes oder einer aufgrund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnung ge-
leistet wurden,* eingeflgt.

Der bisherige § 39g wird § 39h und wird wie folgt gedndert:

a)

b)

In Absatz 1 wird jeweils die Angabe ,,§ 25 durch die Angabe ,,§ 25 Absatz 1* und jeweils die Angabe
,,§ 39f“ durch die Angabe ,,§ 39¢ und die Angabe ,,24‘ durch die Angabe ,,36* ersetzt.

Absatz 2 wird wie folgt gedndert:

aa) In Nummer 1 wird die Angabe ,,§ 39d“ durch die Angabe ,,§ 39¢* ersetzt.

bb) In Nummer 2 wird jeweils die Angabe ,,§ 391 durch die Angabe ,,§ 39g* ersetzt.
Absatz 3 wird wie folgt gedndert:

aa) InSatz 1 die Angabe ,,§ 25 durch die Angabe ,,§ 25 Absatz 1 ersetzt.

bb) In Satz 2 wird die Angabe ,,§ 39 durch die Angabe ,,§ 39g* ersetzt.

Der bisherige § 39h wird § 39i und wird wie folgt gedndert:

a)

b)

Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

,,Ein durch einen Zuschlag erworbener Anspruch nach § 19 Absatz 1 fir Strom aus Biogas besteht nur,
wenn der zur Erzeugung des Biogases eingesetzte Anteil von Getreidekorn oder Mais in jedem Kalen-
derjahr insgesamt hchstens 40 Masseprozent betrigt.*

Absatz 2 wird wie folgt geéndert:

aa) In Satz 1 wird das Wort ,,Monatsmarktwert“ durch das Wort ,,Marktwert* ersetzt.
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bb) Satz 2 wird wie folgt gedndert:
aaa) In Nummer 1 wird die Angabe ,,50 durch die Angabe ,,55¢ ersetzt.
bbb)  In Nummer 2 wird die Angabe ,,20* durch die Angabe ,,25° ersetzt.
¢) Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

»(3) Soweitin Biomasseanlagen Biogas eingesetzt wird, das in dem jeweiligen Kalenderjahr durch
anaerobe Vergdrung von Biomasse im Sinn der Biomasseverordnung mit einem Anteil von getrennt
erfassten Bioabféllen im Sinn der Abfallschliissel Nummer 20 02 01, 20 03 01 und 20 03 02 der Num-
mer 1 Buchstabe a des Anhangs 1 der Bioabfallverordnung gewonnen worden ist, ist der anzulegende
Wert fur den aus diesen Bioabféllen erzeugten Strom unabh&ngig von ihrem Zuschlagswert der Héhe
nach begrenzt

1. bis einschlieBlich einer Bemessungsleistung von 500 Kilowatt auf 14,3 Cent pro Kilowattstunde
und

2. biseinschlieBlich einer Bemessungsleistung von 20 Megawatt auf 12,54 Cent pro Kilowattstunde.

Die anzulegenden Werte nach Satz 1 verringern sich erstmals ab dem 1. Juli 2022 und sodann jéhrlich
ab dem 1. Juli eines Kalenderjahres fiur die nach diesem Zeitpunkt in Betrieb genommenen Anlagen um
0,5 Prozent gegenlber den in dem jeweils vorangegangenen Zeitraum geltenden anzulegenden Werten
und werden auf zwei Stellen nach dem Komma gerundet. Fir die Berechnung der Hohe der anzulegen-
den Werte aufgrund einer erneuten Anpassung nach Satz 2 sind die ungerundeten Werte zugrunde zu
legen.*

d) In Absatz 4 wird nach den Wortern ,,nach den Absétzen 1 und 3¢ die Angabe ,,Absatz 1 gestrichen.
e) Folgender Absatz 6 wird angefugt:

,»(6) Der Zuschlagswert ist flr alle bezuschlagten Gebote in den Ausschreibungen in den Kalen-
derjahren 2021 bis 2025 fir Biomasseanlagen mit einer installierten Leistung bis einschlie3lich 500
Kilowatt abweichend von § 3 Nummer 51 der jeweilige Gebotswert zuziiglich 0,5 Cent pro Kilowatt-
stunde®.

65. Nach § 39i wird folgender Unterabschnitt 6 eingeflgt:

,,Unterabschnitt 6

Ausschreibungen flr Biomethananlagen

8§ 39j
Anwendbarkeit des Unterabschnitts 5

Fur die Ausschreibungen fur Biomethananlagen sind die Bestimmungen des Unterabschnitts 5 mit Aus-
nahme der 8§ 39 Absatz 3 Nummer 5, 39b, 39d, 39g und 39i Absatz 2 bis 4 und Absatz 6 anzuwenden, so-
fern in diesem Unterabschnitt nicht etwas Abweichendes geregelt ist.

§ 39k
Gebote flir Biomethananlagen in der Siidregion

In Ergénzung zu den Anforderungen nach § 39 Absatz 1 missen die Biomethananlagen, fir die Gebote
abgegeben werden, in der Slidregion errichtet werden. Satz 1 ist in der Ausschreibung im Jahr 2021 nicht
anzuwenden.
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§ 391
Hochstwert fiir Biomethananlagen
(1) Der Hochstwert fiir Biomethananlagen betragt 19 Cent pro Kilowattstunde.

(2) Der Hochstwert verringert sich ab dem 1. Januar 2022 um 1 Prozent pro Kalenderjahr gegeniiber
dem im jeweils vorangegangenen Kalenderjahr geltenden Hochstwert und wird auf zwei Stellen nach dem
Komma gerundet. Fiir die Berechnung der Héhe des Hochstwerts aufgrund einer erneuten Anpassung nach
Satz 1 ist der nicht gerundete Wert zugrunde zu legen.

§ 39m
Besondere Zahlungsbestimmungen fiir Biomethananlagen

(1) Inden Biomethananlagen in darf ausschlieRlich Biomethan zur Erzeugung des Stroms eingesetzt
werden.

(2) Der Anspruch nach 8 19 Absatz 1 flir Strom aus Biogas besteht fiir Strom, der in Anlagen mit einer
installierten Leistung von mehr als 100 Kilowatt erzeugt wird, nur fur den Anteil der in einem Kalenderjahr
erzeugten Strommenge, der einer Bemessungsleistung der Anlage von 15 Prozent des Wertes der installierten
Leistung entspricht. Fur den darliberhinausgehenden Anteil der in dem Kalenderjahr erzeugten Strommenge
verringert sich der anzulegende Wert auf null.

(3) 844b Absatz 4 und 5 sowie § 44c Absatz 1 bis 4 und 6 bis 9 sind entsprechend fir das Biomethan
anzuwenden, das in den Biomethananlagen eingesetzt wird. Die Erfullung der Anforderungen nach 8 39i
Absatz 1 ist in entsprechender Anwendung des § 44c Absatz 1 Nummer 1 und Absatz 2 jahrlich durch Vor-
lage einer Kopie eines Einsatzstoff-Tagebuchs nachzuweisen ist.*

Die Uberschrift des bisherigen Unterabschnitts 5 wird wie folgt gefasst:

,,Unterabschnitt 7

Innovationsauschreibungen®.

Der bisherige § 39i wird aufgehoben.

Der bisherige § 39j wird & 39n und wird wie folgt gedndert:

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worter ,,in den Jahren 2019 bis 2021 gestrichen.

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

»(2) (weggefallen)“.

¢) Absatz 3 Satz 3 wird aufgehoben.

d) Absatz 4 wird aufgehoben.

§ 40 wird wie folgt geéndert:

a) Absatz 1 wird wie folgt gedndert:
aa) In Nummer 1 wird die Angabe ,,12,40“ durch die Angabe ,,12,15% ersetzt.
bb) In Nummer 2 wird die Angabe ,,8,17¢ durch die Angabe ,,8,01° ersetzt.
cc) In Nummer 3 wird die Angabe ,,6,25“ durch die Angabe ,,6,13“ ersetzt.
dd) In Nummer 4 wird die Angabe ,,5,48 durch die Angabe ,,5,37“ ersetzt.
ee) In Nummer 5 wird die Angabe ,,5,29 durch die Angabe ,,5,18“ ersetzt.
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ff)  In Nummer 6 wird die Angabe ,,4,24* durch die Angabe ,,4,16“ ersetzt.

gg) In Nummer 7 wird die Angabe ,,3,47* durch die Angabe ,,3,4 ersetzt.
b) In Absatz 5 Satz 1 wird die Angabe ,,2018“ durch die Angabe ,,2022* ersetzt.
8 41 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 1 wird wie folgt gedndert:

aa) In Nummer 1 wird die Angabe ,,8,17¢ durch die Angabe ,,7,69‘ ersetzt.

bb) In Nummer 2 wird die Angabe ,,5,66 durch die Angabe ,,5,33“ ersetzt.
b) Absatz 2 wird wie folgt geandert:

aa) In Nummer 1 wird die Angabe ,,6,49* durch die Angabe ,,6,11° ersetzt.

bb) In Nummer 2 wird die Angabe ,,5,66 durch die Angabe ,,5,33“ ersetzt.
c) Absatz 3 Satz 1 wird wie folgt gedndert:

aa) In Nummer 1 wird die Angabe ,,6,54* durch die Angabe ,,6,16* ersetzt.

bb) In Nummer 2 wird die Angabe ,,4,17* durch die Angabe ,,3,93“ ersetzt.

cc) In Nummer 3 wird die Angabe ,,3,69* durch die Angabe ,,3,47* ersetzt.
d) In Absatz 4 Satz 1 wird die Angabe ,,2018 durch die Angabe ,,2022 ersetzt.

§ 42 wird wie folgt gefasst:

»§ 42
Biomasse

Fir Strom aus Biomasse im Sinn der Biomasseverordnung, flr den der anzulegende Wert gesetzlich
bestimmt wird, betrégt dieser bis einschlieflich einer Bemessungsleistung von 150 Kilowatt 12,8 Cent pro
Kilowattstunde.*

§ 43 Absatz 1 wird wie folgt gedndert:

a) Nach der Angabe ,,20 03 02 der Nummer 1 wird die Angabe ,,Buchstabe a“ eingefligt.
b)  In Nummer 1 wird die Angabe ,,14,88* durch die Angabe ,,14,3* ersetzt.

¢) In Nummer 2 wird die Angabe ,,13,05 durch die Angabe ,,12,54* ersetzt.

In § 44 wird wie folgt gedndert:

a) In Satz 1 in dem Satzteil vor Nummer 1 werden die Worter ,,bis einschlieBlich einer Bemessungsleis-
tung von 75 Kilowatt“ gestrichen und wird die Angabe ,,23,14* durch die Angabe ,,22,23* ersetzt.

b) Folgender Satz wird angefligt:

,,Abweichend von § 44b Absatz 1 Satz 1 besteht der Anspruch nach § 19 Absatz 1 flir Strom, der in
Gillekleinanlagen mit einer installierten Leistung von mehr als 100 Kilowatt erzeugt wird, nur fur den
Anteil der in einem Kalenderjahr erzeugten Strommenge, der einer Bemessungsleistung der Anlage von
50 Prozent des Wertes der installierten Leistung entspricht®.

In 8 44a Satz 1 wird wie folgt gefasst:

,Die anzulegenden Werte nach den §§ 42 bis 44 verringern sich erstmals ab dem 1. Juli 2022 und sodann
jéhrlich ab dem 1. Juli eines Kalenderjahres fiir die nach diesem Zeitpunkt in Betrieb genommenen Anlagen
um 0,5 Prozent gegeniiber den in dem jeweils vorangegangenen Zeitraum geltenden anzulegenden Werten
und werden auf zwei Stellen nach dem Komma gerundet.*
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75. § 44b wird wie folgt gedndert:

76.

a)

b)

c)
d)

Absatz 1 wird wie folgt geéndert:

aa) In Satz 1 wird die Angabe ,,50* durch die Angabe ,,45% ersetzt.

bb) In Satz 2 wird das Wort ,,Monatsmarktwert™ durch das Wort ,,Marktwert* ersetzt.
Absatz 2 wird wie folgt geéndert:

aa) In Satz 1 werden die Worter ,,aus Kraft-Warme-Kopplung® durch die Worter ,,in einer hocheffi-
zienten KWK-Anlage* ersetzt.

bb) Die Satze 2 und 3 werden aufgehoben.
Absatz 3 wird aufgehoben.

Die Absatze 4 bis 6 werden die Absatze 3 bis 5, und in dem neuen Absatz 5 in Satz 2 wird die Angabe
»Absatz 5° durch die Angabe ,,Absatz 4 ersetzt.

§ 44c wird wie folgt geandert:

a)

Nach Absatz 2 werden die folgenden Absétze 3 bis 7 eingefligt:

,»(3) Der Anspruch nach § 19 Absatz 1 fiir Strom aus Biomasse besteht fir Biomasseanlagen, die
nicht gleichzeitig KWK-Anlagen sind, nur, wenn der Anlagenbetreiber vor der Inbetriebnahme dem
Netzbetreiber nachweist, dass fiir die Anlage keine kosteneffiziente Méglichkeit zur Nutzung als hoch-
effiziente KWK-Anlage besteht.

(4) Der Anspruch nach § 19 Absatz 1 flir Strom aus Biomasse besteht bei Anlagen mit einer Ge-
samtfeuerungswarmeleistung von mehr als 50 Megawatt nur, wenn die Anlage

1. eine hocheffiziente KWK-Anlage ist,
2. einen elektrischen Nettowirkungsgrad von mindestens 36 Prozent erreicht oder

3. eine Gesamtfeuerungswarmeleistung von héchstens 100 Megawatt hat und die im Durchfiihrungs-
beschluss (EU) 2017/1442 der Kommission vom 31. Juli 2017 Uber Schlussfolgerungen zu den
besten verfugbaren Techniken (BVT) gemaR der Richtlinie 2010/75/EU des Européischen Parla-
ments und des Rates fiir GroRfeuerungsanlagen (ABI. L 212 vom 17.8.2017, S. 1) definierten ver-
bundenen Energieeffizienzwerte erreicht.

(5) Der Anspruch nach § 19 Absatz 1 fiir Strom aus Biogas, der in einer KWK-Anlage erzeugt
wird, besteht nur, wenn es sich um eine hocheffiziente KWK-Anlage handelt.

(6) Far den Anspruch nach § 19 Absatz 1 flir Strom aus Biomasse ist ab dem ersten Kalenderjahr,
das auf seine erstmalige Inanspruchnahme folgt, jahrlich bis zum 28. Februar eines Jahres jeweils fiir
das vorangegangene Kalenderjahr die Erfiillung der Voraussetzung nach § 44b Absatz 2, § 44c Ab-
satz 4 oder Absatz 5 durch ein nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik erstelltes Gutachten
eines Umweltgutachters mit einer Zulassung fiir den Bereich Elektrizitatserzeugung aus erneuerbaren
Energien oder fur den Bereich Warmeversorgung nachzuweisen. Bei der erstmaligen Geltendmachung
des Anspruchs ist ferner die Eignung der Anlage zur Erfiillung der Voraussetzungen nach Satz 1 durch
ein Gutachten eines Umweltgutachters mit einer Zulassung fir den Bereich Elektrizitatserzeugung aus
erneuerbaren Energien oder fiir den Bereich Wé&rmeversorgung nachzuweisen.

(7) Die Einhaltung der allgemein anerkannten Regeln der Technik nach Absatz 6 Satz 1 wird
vermutet, wenn das Sachverstdndigengutachten

1. die Anforderungen des Arbeitsblattes FW 308 ,,Zertifizierung von KWK-Anlagen — Ermittlung
des KWK-Stromes*“ des Energieeffizienzverbandes fiir Warme, Kélte und KWK e. V. AGFW
(Bundesanzeiger vom 19. Oktober 2015, nichtamtlicher Teil, Institutionelle Veroffentlichungen)
erfullt und

2. die Anhénge | und Il der Richtlinie 2012/27/EU sowie die dazu erlassenen Leitlinien in der jeweils
geltenden Fassung beachtet.
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Anstelle des Gutachtens nach Absatz 6 kdnnen fur serienmafig hergestellte KWK-Anlagen mit einer
installierten Leistung von bis zu 2 Megawatt geeignete Unterlagen des Herstellers vorgelegt werden,
aus denen die thermische und elektrische Leistung sowie die Stromkennzahl hervorgehen.*

b) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 8 und die Worter ,,den Wert ,MWEPEX* der Anlage 1 Num-
mer 2.1 werden durch das Wort ,,Marktwert ersetzt und die Worter ,,Absatz 2 oder § 44b Absatz 2
Satz 2 oder 3¢ werden durch die Worter ,,den Absitzen 2 und 6° ersetzt.

c) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 9.
§ 45 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

»(2) Der anzulegende Wert nach Absatz 1 verringert sich ab dem 1. Januar 2024 jahrlich jeweils
fur die nach diesem Zeitpunkt in Betrieb genommenen Anlagen um 0,5 Prozent gegenlber dem im
jeweils vorangegangenen Kalenderjahr geltenden anzulegenden Wert und wird auf zwei Stellen nach
dem Komma gerundet. Wenn die Summer der installierten Leistung aller Anlagen zur Erzeugung von
Strom aus Geothermie, die an das Register als in Betrieb genommen gemeldet worden sind, bis zum
15. Dezember eines Jahres erstmals 120 Megawatt tberschritten hat, erhoht sich die Verringerung des
anzulegenden Werts nach Satz 1 ab dem 1. Januar des Folgejahres auf 2 Prozent jahrlich. Fir die Be-
rechnung der Hohe des anzulegenden Werts aufgrund einer erneuten Anpassung nach Satz 1 oder 2 ist
der ungerundete Wert zugrunde zu legen.*

b) Folgender Absatz 3 wird angefligt:

»(3) Die Bundesnetzagentur vertffentlich jahrlich unverziiglich nach dem 15. Dezember die
Summe der installierten Leistung aller Anlagen zur Erzeugung von Strom aus Geothermie, die an das
Register als in Betrieb genommen gemeldet worden sind.*

§ 46 wird wie folgt gefasst:

»$ 46
Windenergie an Land

(1) Fur Strom aus Windenergieanlagen an Land, deren anzulegender Wert gesetzlich bestimmt wird,
berechnet der Netzbetreiber den anzulegenden Wert nach § 36h Absatz 1; dabei ist der Zuschlagswert durch
den Durchschnitt aus den Gebotswerten des jeweils hdchsten noch bezuschlagten Gebots der Gebotstermine
fiir Windenergieanlagen an Land im Vorvorjahr zu ersetzen. § 36h Absatz 2 bis 4 ist entsprechend anzuwen-
den.

(2) Die Bundesnetzagentur vertffentlicht den Durchschnitt aus den Gebotswerten flr das jeweils
hochste noch bezuschlagte Gebot aller Ausschreibungsrunden eines Kalenderjahres jeweils bis zum 31. Ja-
nuar des darauf folgenden Kalenderjahres.

(3) Fur Anlagen mit einer installierten Leistung bis einschlie3lich 50 Kilowatt wird fiir die Berech-
nung des anzulegenden Werts angenommen, dass ihr Ertrag 60 Prozent des Referenzertrags betragt.

(4) Bei Pilotwindenergieanlagen an Land ist § 36k entsprechend anzuwenden; abweichend von § 36k
Absatz 1 Satz 1 ist statt des Zuschlags die Inbetriebnahme der Pilotwindenergicanlage mafgeblich.*

Die 88 46a bis 47 werden aufgehoben.

§ 48 wird wie folgt geéndert:

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geandert:
aa) Indem Satzteil vor Nummer 1 wird die Angabe ,,8,91 durch die Angabe ,,6,01¢ ersetzt.
bb) Nummer 3 Buchstabe ¢ Doppelbuchstabe aa wird wie folgt gefasst:

,aa) auf Flachen befindet, die Iangs von Autobahnen oder Schienenwegen liegen, und die Anlage
in einer Entfernung von bis zu 200 Metern, gemessen vom aufleren Rand der Fahrbahn,
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errichtet worden und innerhalb dieser Entfernung ein langs zur Fahrbahn gelegener und min-
destens 15 Meter breiter Korridor freigehalten worden ist,*.

In Absatz 1 Satz 2 und Satz 3 wird jeweils die Angabe ,,§ 25 durch die Angabe ,,§ 25 Absatz 1 ersetzt.

Absatz 2 wird wie folgt geéndert:

aa)
bb)
cc)

dd)

In Nummer 1 wird die Angabe ,,12,70* durch die Angabe ,,8,56* ersetzt.
In Nummer 2 wird die Angabe ,,12,36* durch die Angabe ,,8,33* ersetzt.
Nummer 3 wird wie folgt gefasst:

,»3.  bis einschlieBlich einer installierten Leistung von 750 Kilowatt 6,62 Cent pro Kilowatt-
stunde.*

Folgender Absatz 5 wird angefigt:

»(5) Der Anspruch nach § 19 Absatz 1 Nummer 1 und 2 besteht fur Strom, der erzeugt wird
in Solaranlagen mit einer installierten Leistung von mehr als 300 Kilowatt bis einschliellich 750
Kilowatt, die auf, an, oder in einem Geb&ude oder einer L&rmschutzwand errichtet werden, nur fur
50 Prozent der erzeugten Strommenge. Fur den dariiber hinausgehenden Anteil der erzeugten
Strommenge verringert sich der Anspruch nach § 19 Absatz 1 auf null.

81. Nach § 48 wird folgender § 48a eingefligt:

1.
2.
3.

,,3 48a

Mieterstromzuschlag bei solarer Strahlungsenergie

Der anzulegende Wert fiir den Mieterstromzuschlag nach 8 21 Absatz 3 betrdgt fir Solaranlagen

bis einschliellich einer installierten Leistung von 10 Kilowatt 3,79 Cent pro Kilowattstunde,

bis einschlieBlich einer installierten Leistung von 40 Kilowatt 3,52 Cent pro Kilowattstunde und

bis einschlieBlich einer installierten Leistung von 750 Kilowatt 2,37 Cent pro Kilowattstunde.*

82. 8§49 wird wie folgt geandert:

a)

b)

Absatz 1 wird wie folgt geéndert:

aa)

bb)

Satz 1 wird wie folgt gedndert:

aaa) Die Worter ,,Nummer 1 und 2 verringern sich ab dem 1. Februar 2017 und der anzule-
gende Wert nach § 48 Absatz 2 Nummer 3 Buchstabe ¢ verringert sich ab dem 1. Mai
2019 werden durch die Worter ,,und § 48a verringern sich ab dem 1. Februar 2021 er-
setzt.

bbb)  Die Angabe ,,0,5 Prozent* wird durch die Angabe ,,0,4 Prozent® ersetzt.

In Satz 3 wird das Wort ,,sechsmonatigen* durch das Wort ,,dreimonatigen* ersetzt.

Absatz 2 wird wie folgt gedndert:

aa)
bb)

cc)
dd)

In dem Satzteil vor Nummer 1 wird die Angabe ,,1 900 durch die Angabe ,,2 500 ersetzt.

In Nummer 5 werden die Worter ,,auf 2,50 Prozent oder* durch die Worter ,,auf 2,50 Prozent.*
ersetzt.

Nummer 6 wird aufgehoben.
Folgender Satz wird angefigt:

,»Von dem Wert von 2 500 Megawatt nach Satz 1 werden ab dem Kalenderjahr 2023 jeweils zum
1. Januar die den Wert von 250 Megawatt Uberschreitenden jahrlichen Volumina aus den Aus-
schreibungen fiir Solaranlagen des zweiten Segments nach § 28a Absatz 2 Satz 2 abgezogen.*
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c) Absatz 3 wird wie folgt gedndert:

aa) In Satz 1 in dem Satzteil vor Nummer 1 wird die Angabe ,,1 900 durch die Angabe ,,2 100* er-
setzt.

bb) In Nummer 1 werden die Worter ,,mehr als 200 Megawatt unterschreitet, auf 0,25 Prozent,* durch
die Worter ,,bis zu 200 Megawatt unterschreitet, auf null,” ersetzt.

cc) In Nummer 2 werden die Worter ,, 400 Megawatt unterschreitet, auf null,” durch die Worter
,,200 Megawatt unterschreitet, auf null; die anzulegenden Werte nach § 48 und § 48a erhéhen sich
zum ersten Kalendertag des jeweiligen Quartals einmalig um 1,00 Prozent, ersetzt.

dd) Nummer 3 wird wie folgt gedndert:
aaa) Die Angabe ,,800° wird durch die Angabe ,,600* ersetzt.
bbb)  Die Angabe ,,§ 48 wird durch die Angabe ,,§ 48 und § 48a“ ersetzt.
ccc)  Die Angabe ,,1,50“ wird durch die Angabe ,,2,00 ersetzt

ee) In Nummer 4 werden die Worter ,,1 200 Megawatt unterschreitet, auf null; die anzulegenden
Werte nach § 48 durch die Worter ,,1 000 Megawatt unterschreitet, auf null; die anzulegenden
Werte nach § 48 und § 48a“ ersetzt.

ff) Folgender Satz wird angefugt:

,Von dem Wert von 1 900 Megawatt nach Satz 1 werden ab dem Kalenderjahr 2023 jeweils zum
1. Januar die den Wert von 250 Megawatt Uberschreitenden jahrlichen Volumina aus den Aus-
schreibungen fur Solaranlagen des zweiten Segments nach § 28a Absatz 2 Satz 2 abgezogen.*

d) In Absatz 4 wird das Wort ,,achten* durch das Wort , fiinften‘ ersetzt.
Dem § 50 wird folgender Absatz 3 angeflgt:

,»(3) Der Zahlungsanspruch nach Absatz 1 besteht unbeschadet der tbrigen VVoraussetzungen nur, wenn
in der Anlage in dem jeweiligen Kalenderjahr

1. in mindestens 4 000 Viertelstunden eine Strommenge erzeugt wird, die mindestens 85 Prozent der in-
stallierten Leistung der Anlage entspricht, oder

2. im Fall von Anlagen, die unter Teil 3 Abschnitt 3 Unterabschnitt 6 fallen, in mindestens 2 000 Viertel-
stunden eine Strommenge erzeugt wird, die mindestens 85 Prozent der installierten Leistung der Anlage
entspricht.

Im ersten und im letzten Jahr der Inanspruchnahme des Flexibilitatszuschlags nach 8 50a oder der Flexibili-
tatspramie nach § 50b reduziert sich die Anzahl der nach Satz 1 erforderlichen Viertelstunden anteilig im
Verhaltnis der vollen Kalendermonate, in denen der Flexibilitatszuschlag nach § 50a oder die Flexibilitats-
pradmie nach § 50b geltend gemacht wird, zu zwolf Kalendermonaten. Die Anzahl der nach Satz 1 in einem
Kalenderjahr erforderlichen Viertelstunden reduziert sich ferner auch dann, wenn die Anlage aufgrund von
technischen Defekten oder Instandsetzungsarbeiten in dem jeweiligen Kalenderjahr

1. im Fall des Satz 1 Nummer 1 in mehr als 672 zusammenhangenden Viertelstunden keinen Strom er-
zeugt oder

2. im Fall des Satz 1 Nummer 2 in mehr als 336 zusammenhangenden Viertelstunden keinen Strom er-
zeugt.

In den Féllen des Satz 2 wird die Anzahl der nach Satz 1 erforderlichen Viertelstunden sowie der Flexibili-
tatszuschlag nach § 50a oder die Flexibilitatspramie nach § 50b anteilig um das Verhaltnis der Viertelstun-
den, in denen die Anlage keinen Strom erzeugt, zu sdmtlichen Viertelstunden des jeweiligen Kalenderjahres
gekiirzt.*

§ 50a wird wie folgt gedndert:

a) In Absatz 1 in dem Satzteil vor Nummer 1 wird die Angabe ,,40* durch die Angabe ,,65% ersetzt und
wird folgender Satz angefugt:
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,Der Anspruch nach Absatz 1 Satz 1 verringert sich fur die Anlagenbetreiber, die fur ihre Anlage die
Flexibilitatspramie nach § 50b dieses Gesetzes oder nach der fiir sie maRgeblichen Fassung des Erneu-
erbare-Energien-Gesetzes in Anspruch genommen haben, auf 65 Euro pro Kilowatt installierter Leis-
tung und Jahr, die gegentber der Inanspruchnahme der Flexibilitatspramie zusétzlich flexibel bereitge-
stellt wird.

b) In Absatz 2 wird die Angabe ,,oder § 43“ durch die Angabe ,,, § 43 oder § 44 ersetzt.
8 50b Satz 4 und 5 wird aufgehoben.
§ 51 wird wie folgt gefasst:

»§ 51
Verringerung des Zahlungsanspruchs bei negativen Preisen

(1) Wenn der Spotmarktpreis fur die Dauer von mindestens vier aufeinanderfolgenden Stunden nega-
tiv ist, verringert sich der anzulegende Wert fir den gesamten Zeitraum, in dem der Spotmarktpreis ohne
Unterbrechung negativ ist, auf null.

(2) Absatz 1 ist nicht anzuwenden auf
1. Anlagen mit einer installierten Leistung von weniger als 500 Kilowatt,
2. Pilotwindenergieanlagen an Land nach § 3 Nummer 37 Buchstabe b und
3. Pilotwindenergieanlagen auf See nach 8 3 Nummer 6 des Windenergie-auf-See-Gesetzes.

(3) Wenn der Strom in einem Kalendermonat, in dem die Voraussetzungen nach Absatz 1 mindestens
einmal erfillt sind, in der Ausfallvergiitung verauRRert wird, muss der Anlagenbetreiber dem Netzbetreiber
bei der Dateniibermittlung nach § 71 Nummer 1 die Strommenge mitteilen, die er in dem Zeitraum einge-
speist hat, in dem der Spotmarktpreis ohne Unterbrechung negativ gewesen ist; anderenfalls verringert sich
der Anspruch in diesem Kalendermonat um 5 Prozent pro Kalendertag, in dem dieser Zeitraum ganz oder
teilweise liegt.*

Nach 8 51 wird folgender § 51a eingefugt:

»§ 5la
Verléngerung des Verglitungszeitraums bei negativen Preisen

(1) Fur Strom aus Anlagen, fir den sich der anzulegende Wert nach Mal3gabe des § 51 verringert und
deren anzulegender Wert durch Ausschreibungen ermittelt wird, verl&ngert sich der Vergitungszeitraum um
die Anzahl der Stunden, in denen sich der anzulegende Wert nach MaRgabe des § 51 Absatz 1 im Jahr der
Inbetriebnahme und in den darauffolgenden 19 Kalenderjahren auf null verringert hat, aufgerundet auf den
nachsten vollen Kalendertag.

(2) Die Stromborsen miissen den Ubertragungsnetzbetreibern ab dem Kalenderjahr 2022 jeweils bis
zum 15. Januar eines Kalenderjahres die Anzahl der Stunden mitteilen, in denen sich der anzulegende Wert
nach Maligabe des § 51 Absatz 1 im Vorjahr auf null reduziert hat.

(3) Die Ubertragungsnetzbetreiber miissen jeweils bis zum 31. Januar eines Kalenderjahres auf einer
gemeinsamen Internetseite folgende Informationen verdffentlichen:

1. abdem Jahr 2022 die Anzahl der Stunden, in denen sich der anzulegende Wert nach Mal3gabe des § 51
Absatz 1 im Vorjahr auf null verringert hat, und

2. abdem Jahr 2041 die Anzahl der Stunden, in denen sich der anzulegende Wert nach MaRgabe des § 51
Absatz 1 in den vorangegangenen 20 Jahren auf null verringert hat, und die auf den néchsten vollen
Kalendertag aufgerundete Anzahl dieser Stunden.*
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88. 8§52 wird wie folgt gedndert:

89.

90.
91.

a)

b)

c)

d)

a)
b)

c)

d)

a)
b)

Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gedndert:
aa) Nach Nummer 2 wird folgende Nummer 2a eingeftigt:
,»2a. Ssolange Anlagenbetreiber gegen 8 10b verstoBen,*.
bb) In Nummer 3 wird das das Komma am Ende durch das Wort ,,oder* ersetzt.
cc) In Nummer 4 wird das Wort ,,oder am Ende durch einen Punkt ersetzt.
dd) Nummer 5 wird aufgehoben.
Absatz 2 wird wie folgt geéndert:
aa) Satz 1 wird wie folgt gedndert:

aaa) In dem Satzteil vor Nummer 1 wird das Wort ,, Monatsmarktwert* durch das Wort ,, Markt-
wert® ersetzt.

bbb)  In Nummer 1 werden die Worter ,,§ 9 Absatz 1, 2, 5 oder 6 durch die Worter ,,§ 9 Ab-
satz 1, 1a, 2 oder 5% ersetzt.

bb) Folgender Satz wird angefligt:

,,Im Fall des § 48a ist Satz 1 entsprechend mit der MaRgabe anzuwenden, dass sich der anzule-
gende Wert auf null verringert.*

In Absatz 3 werden die Worter ,,Rechtsverordnung nach 8§ 93 dieses Gesetzes oder nach § 111f des
Energiewirtschaftsgesetzes durch das Wort ,,Marktstammdatenregisterverordnung* ersetzt.

In Absatz 4 werden die Worter ,,§ 9 Absatz 1, 2, 5 oder 6* durch die Worter ,,§ 9 Absatz 1, 1a, 2 oder
5% ersetzt.

§ 53 wird wie folgt gedndert:

In der Uberschrift werden die Worter ,und des Mieterstromzuschlags* gestrichen.
Satz 1 wird Absatz 1 und die Worter ,,und auf den Mieterstromzuschlag® werden gestrichen.
Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 eingefiigt:

,»(2) Fur Strom aus ausgeforderten Anlagen, fiir die ein Anspruch auf Einspeisevergiitung nach § 19
Absatz 1 in Verbindung mit § 21 Absatz 1 Nummer 3 Buchstabe b geltend gemacht wird, ist abwei-
chend von Absatz 1 von dem anzulegenden Wert abzuziehen

1. imJahr 2021 0,4 Cent pro Kilowattstunde und

2. ab dem Jahr 2022 der Wert, den die Ubertragungsnetzbetreiber als Kosten fiir die Vermarktung
dieses Stroms nach Mal3gabe der Erneuerbare-Energien-Verordnung ermittelt und auf ihrer Inter-
netseite verdffentlicht haben.

Der Wert nach Satz 1 verringert sich um die Hélfte flir Strom aus ausgeférderten Anlagen, die mit einem
intelligenten Messsystem ausgestattet sind.*

Der bisherige Satz 2 wird Absatz 3 und die Angabe ,,Satz 1* wird durch die Angabe ,,Absatz 1 ersetzt.

8 53a wird aufgehoben.
8 54 wird wie folgt geandert:

Der Uberschrift werden die Worter ,,des ersten Segments* angefiigt.

In Absatz 1 Satz 1 wird das Wort ,,Ausschreibungen‘ durch die Worter ,,Ausschreibungen fiir Solaran-
lagen des ersten Segments* ersetzt.
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Nach § 54 wird folgender § 54a eingefligt:

,»$ 54a
Verringerung des Zahlungsanspruchs bei Ausschreibungen fiir Solaranlagen des zweiten Segments

(1) Der durch Ausschreibungen fuir Solaranlagen des zweiten Segments ermittelte anzulegende Wert
verringert sich um 0,3 Cent pro Kilowattstunde, soweit die Ausstellung der Zahlungsberechtigung fur die
Gebotsmenge, die der Solaranlage zugeteilt worden ist, erst nach Ablauf des achten Kalendermonats, der auf
die offentliche Bekanntgabe des Zuschlags folgt, beantragt worden ist. Werden einer Solaranlage Gebots-
mengen von mehreren bezuschlagten Geboten zugeordnet, ist Satz 1 nur fiir den Zuschlagswert der bezu-
schlagten Gebote anzuwenden, deren Zuteilung zur Solaranlage erst nach Ablauf des achten Kalendermo-
nats, der auf die 6ffentliche Bekanntgabe des Zuschlags folgt, beantragt worden ist.

(2) Wenn der Standort der Solaranlage nicht zumindest teilweise mit den im Gebot angegebenen Flur-
stiicken bereinstimmt, verringert sich der anzulegende Wert nach § 38i ebenfalls um 0,3 Cent pro Kilowatt-
stunde. Werden einer Solaranlage Gebotsmengen von mehreren bezuschlagten Geboten zugeordnet, verrin-
gert sich jeweils der Zuschlagswert der bezuschlagten Gebote, bei denen keine Ubereinstimmung nach Satz 1
besteht, um 0,3 Cent pro Kilowattstunde.*

§ 55 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 1 wird wie folgt gedndert:

aa) In Satz 1 in dem Satzteil vor Nummer 1 werden nach der Angabe ,,§ 36* die Worter ,,und fiir
Zusatzgebote nach § 36j“ eingefligt.

bb) Satz 2 wird wie folgt gedndert:

aaa) In Nummer 1 werden die Worter ,,vor Ablauf des 24. auf die 6ffentliche Bekanntgabe des
Zuschlags folgenden Monats* durch die Worter ,,innerhalb von 24 Monaten nach der 6f-
fentlichen Bekanntgabe des Zuschlags* ersetzt.

bbb)  In Nummer 2 werden die Woérter ,,vor Ablauf des 26. auf die 6ffentliche Bekanntgabe des
Zuschlags folgenden Monats“ durch die Worter ,,innerhalb von 26 Monaten nach der 6f-
fentlichen Bekanntgabe des Zuschlags™ ersetzt.

cce) In Nummer 3 werden die Worter ,,vor Ablauf des 28. auf die 6ffentliche Bekanntgabe des
Zuschlags folgenden Monats* durch die Worter ,,innerhalb von 28 Monaten nach der 6f-
fentlichen Bekanntgabe des Zuschlags™ ersetzt.

cc) Satz 3 wird aufgehoben.
b) Die Abséatze 2 und 3 werden wie folgt gefasst:

»(2) Bei Geboten fiir Solaranlagen des ersten Segments mussen Bieter an den regelverantwortli-
chen Ubertragungsnetzbetreiber eine Ponale leisten,

1. wenn ein Zuschlag fiir eine Solaranlage nach 8 37d Nummer 1 erlischt, weil die Zweitsicherheit
nicht rechtzeitig und vollstandig geleistet worden ist, oder

2. soweit mehr als 5 Prozent der Gebotsmenge eines bezuschlagten Gebots fiir eine Solaranlage nach
8§ 35a entwertet werden.

Die Hohe der Poénale nach Satz 1 Nummer 1 entspricht der nach 8 37a Satz 2 Nummer 1 fiir das Gebot
zu leistenden Erstsicherheit. Die Hohe der Pénale nach Satz 1 Nummer 2 berechnet sich aus der ent-
werteten Gebotsmenge multipliziert mit 50 Euro pro Kilowatt. Die Pdnale verringert sich flr Bieter,
deren Zweitsicherheit nach § 37a Satz 2 Nummer 2 zweiter Halbsatz verringert ist, auf 25 Euro pro
Kilowatt.

(3) Bei Geboten fiir Solaranlagen des zweiten Segments mussen Bieter an den regelverantwort-
lichen Ubertragungsnetzbetreiber eine Ponale leisten, soweit mehr als 5 Prozent der Gebotsmenge eines
bezuschlagten Gebots fiir eine Solaranlage des zweiten Segments nach § 35a entwertet werden. Die
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Hohe der Ponale berechnet sich aus der entwerteten Gebotsmenge multipliziert mit 70 Euro pro Kilo-
watt.*

c) Absatz 4 wird wie folgt gedndert:

aa) In Satz 1 werden in dem Satzteil vor Nummer 1 nach den Wortern ,,nach § 39f sind,* die Worter
,,sowie flir Biomethananlagen nach Teil 3 Abschnitt 3 Unterabschnitt 6 eingeflgt.

bb) Satz 2 wird wie folgt gedndert:

aaa) In Nummer 1 werden die Worter ,,vor Ablauf des 18. auf die 6ffentliche Bekanntgabe des
Zuschlags folgenden Monats“ durch die Worter ,,innerhalb von 24 Monaten nach der 6f-
fentlichen Bekanntgabe des Zuschlags* ersetzt.

bbb)  In Nummer 2 werden die Worter ,,vor Ablauf des 20. auf die 6ffentliche Bekanntgabe des
Zuschlags folgenden Monats“ durch die Worter ,,innerhalb von 28 Monaten nach der 6f-
fentlichen Bekanntgabe des Zuschlags™ ersetzt.

cce) In Nummer 3 werden die Worter ,,vor Ablauf des 22. auf die 6ffentliche Bekanntgabe des
Zuschlags folgenden Monats®“ durch die Worter ,,innerhalb von 32 Monaten nach der 6f-
fentlichen Bekanntgabe des Zuschlags™ ersetzt.

d) Absatz 5 wird wie folgt gedndert:
aa) Satz 1 wird wie folgt gedndert:
aaa) In dem Satzteil vor Nummer 1 wird die Angabe ,,§ 39 durch die Angabe ,,§ 39g* ersetzt.

bbb)  In Nummer 2 wird das Wort ,,wenn* durch das Wort ,,soweit* und wird jeweils die An-
gabe ,,§ 39f“ durch die Angabe ,,§ 39g¢* ersetzt.

bb) Satz 2 wird wie folgt geéndert:

aaa) In den Nummern 1 und 2 wird jeweils das Wort ,,wenn* durch das Wort ,,soweit* und die
Angabe ,,§ 39 durch die Angabe ,,§ 39¢“ ersetzt.

bbb)  Nummer 3 wird wie folgt gefasst:
,»3.  multipliziert mit 60 Euro pro Kilowatt, soweit

a) der Anlagenbetreiber dem Netzbetreiber die Bescheinigung des Umweltgut-
achters nach § 39g Absatz 4 mehr als vier Monate nach dem Tag nach § 39g
Absatz 2 vorgelegt hat oder

b) die Gebotsmenge nach 8§ 35a entwertet wird.*
e) Nach Absatz 5 wird folgender Absatz 5a eingefligt:

»(5a) Im Fall einer Zuschlagsverldngerung nach § 36e Absatz 2 oder Absatz 3 oder nach § 39e Ab-
satz 2 verlangern sich die Fristen der Absétze 1, 4 und 5 um die Dauer der Zuschlagsverliangerung.*

f) In Absatz 7 werden nach den Wortern ,,auf die Entwertung der Gebotsmenge® die Worter ,,oder die
Feststellung der Ponale* eingefugt.

In § 55a Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 werden die Worter ,,§ 7 Absatz 3 der Anlagenregisterverordnung oder
eine entsprechende Bestatigung nach Maligabe der Rechtsverordnung nach § 111f des Energiewirtschafts-
gesetzes* durch die Worter ,,§ 13 Absatz 2 der Marktstammdatenregisterverordnung* ersetzt.

8 57 wird wie folgt geandert:

a) In Absatz 1 wird nach der Angabe ,,§ 19 die Angabe ,,, § 36k* eingefiigt und werden die Worter ,,§ 36h
Absatz 2, § 46 Absatz 3 und 8 46b Absatz 1 durch die Woérter ,,§ 26 Absatz 1 Satz 3, § 36h Absatz 2
und § 46 Absatz 1 ersetzt.

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
»(2) (weggefallen)“.
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¢) In Absatz 4 werden die Worter ,,Absitzen 1 bis 3* durch die Worter ,,Absitzen 1 und 3 ersetzt.

d) InAbsatz 5 Satz 2 werden die Worter ,,§ 81 Absatz 4 oder 5 durch die Angabe ,,§ 81 Absatz 5¢ ersetzt.
§ 58 wird wie folgt geéndert:

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gedndert:

aa) In Nummer 1 werden die Worter ,,§ 36h Absatz 2, § 46 Absatz 3 und § 46b Absatz 1 durch die
Worter ,,§ 26 Absatz 1 Satz 3, § 36h Absatz 2 und § 46 Absatz 1¢ ersetzt.

bb) In Nummer 2 wird nach der Angabe ,,§ 19 die Angabe ,,, § 36k* eingefugt.

b) In Absatz 3 Satz 2 werden die Worter ,,oder einen hoheren Anteil der Kosten nach § 57 Absatz 2 zu
ersetzten* gestrichen.

In 8§ 61 Absatz 2 Satz 1 werden die Worter ,,und 611 durch die Worter ,,611 und 69b* ersetzt.
§ 61b wird wie folgt geandert:

a) Der Wortlaut wird Absatz 1.

b) Folgender Absatz 2 wird angefligt:

,»(2) Unbeschadet von Absatz 1 entféllt der Anspruch nach § 61 Absatz 1 bei Eigenversorgungen
aus Anlagen fur hdchstens 30 Megawattstunden selbst verbrauchten Stroms pro Kalenderjahr, wenn

1. die Anlage eine installierte Leistung von hoéchstens 30 Kilowatt hat und

2. inder Anlage in dem Kalenderjahr ausschlieBlich erneuerbare Energien oder Grubengas eingesetzt
worden sind.

8§ 24 Absatz 1 Satz 1 ist entsprechend anzuwenden.*

8 61c wird wie folgt gefasst:

»$ 61c
Verringerung der EEG-Umlage bei hocheffizienten KWK-Anlagen

(1) Der Anspruch nach § 61 Absatz 1 verringert sich fiir Strom, der nach dem 31. Dezember 2017
verbraucht wird bei einer Eigenversorgung auf 40 Prozent der EEG-Umlage, wenn der Strom in einer hoch-
effizienten KWK-Anlage erzeugt worden ist, die

1. ausschlieBlich Strom auf Basis von gasférmigen Brennstoffen erzeugt und
2. folgende Nutzungsgrade erreicht hat:

a) in dem Kalenderjahr, flr das die Verringerung der EEG-Umlage in Anspruch genommen werden
soll, einen Jahresnutzungsgrad von mindestens 70 Prozent nach § 53a Absatz 6 Satz 4 Nummer 1
des Energiesteuergesetzes oder

b) in dem Kalendermonat, fiir den die Verringerung der EEG-Umlage in Anspruch genommen wer-
den soll, einen Monatsnutzungsgrad von mindestens 70 Prozent nach § 53a Absatz 6 Satz 4 Num-
mer 1 des Energiesteuergesetzes.

Satz 1 Nummer 1 ist nicht anzuwenden auf hocheffiziente KWK-Anlagen, die von dem Letztverbraucher
erstmals nach dem 31. Juli 2014, aber vor dem 1. Januar 2018 zur Eigenversorgung genutzt wurden. Satz 1
Nummer 1 ist ebenfalls nicht anzuwenden auf hocheffiziente KWK-Anlagen, die von dem Letztverbraucher
erstmals nach dem 31. Juli 2014, aber vor dem 1. Januar 2023 zur Eigenversorgung genutzt wurden und
ausschliellich Strom auf Basis von fliissigen Brennstoffen erzeugen.

(2) Fur Strom aus hocheffizienten KWK-Anlagen mit einer installierten Leistung in entsprechender
Anwendung von 8 3 Nummer 31 von mehr als 1 Megawatt und bis einschlieBlich 10 Megawatt entféllt die
Privilegierung nach Absatz 1, soweit die KWK-Anlagen in einem Kalenderjahr eine Auslastung von mehr
als 3 500 Vollbenutzungsstunden zur Eigenversorgung aufweisen. In diesen Féllen entféllt die Privilegierung
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auch fir die ersten 3 500 Vollbenutzungsstunden zur Eigenversorgung eines Kalenderjahres in dem Umfang,
in dem die Auslastung der KWK-Anlage den Wert von 3 500 Vollbenutzungsstunden in diesem Kalenderjahr
Ubersteigt. § 2 Nummer 14 zweiter Halbsatz des Kraft-Warme-Kopplungsgesetzes ist entsprechend anzu-
wenden.

(3) Anstelle von Absatz 2 bleibt Absatz 1 anzuwenden, wenn der Strom in einer hocheffizienten
KWK-Anlage erzeugt worden ist, deren Betreiber ein Unternehmen einer Branche nach Liste 1 der Anlage
4 ist. Die Branchenzugehdrigkeit wird vom Bundesamt fur Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle auf Antrag des
KWK-Anlagenbetreibers festgestellt.*

§ 61d wird wie folgt gefasst:

»§ 61d
Verringerung der EEG-Umlage bei hocheffizienten neueren KWK-Anlagen

Der Anspruch nach § 61 Absatz 1 verringert sich bei einer Eigenversorgung in einer hocheffizienten
KWK-Anlage, die die Anforderungen nach 8§ 61c Absatz 1 Nummer 2 erfillt, fur die ersten 3 500 Vollbe-
nutzungsstunden zur Eigenversorgung auf 40 Prozent der EEG-Umlage fiir Strom, der

1. nach dem 31. Dezember 2017 und vor dem 1. Januar 2019 verbraucht wird, wenn die KWK-Anlage
von dem Letztverbraucher erstmals nach dem 31. Juli 2014, aber vor dem 1. Januar 2018 zur Eigenver-
sorgung genutzt wurde,

2. nach dem 31. Dezember 2018 und vor dem 1. Januar 2020 verbraucht wird, wenn die KWK-Anlage
von dem Letztverbraucher erstmals nach dem 31. Dezember 2015, aber vor dem 1. Januar 2018 zur
Eigenversorgung genutzt wurde, und

3. nach dem 31. Dezember 2019 und vor dem 1. Januar 2021 verbraucht wird, wenn die KWK-Anlage
von dem Letztverbraucher erstmals nach dem 31. Dezember 2016, aber vor dem 1. Januar 2018 zur
Eigenversorgung genutzt wurde.*

8§ 61i wird wie folgt gedndert:

a) In Absatz 1 werden nach den Wortern ,,den §§ 61b bis 61g*“ die Worter ,,oder nach § 69b* eingefligt.
b) In Absatz 2 Satz 1 werden nach er Angabe ,,61a* die Worter ,,oder § 69b* eingefugt.

In 8§ 611 Absatz 2 wird die Angabe ,,5¢ durch die Angabe ,,4* ersetzt.

§ 62 Absatz 1 Nummer 4 wird wie folgt gefasst:

4. aus dem Ergebnis eines zwischen den Verfahrensparteien durchgefiihrten Verfahrens bei der Clearing-
stelle nach § 81 Absatz 4 Satz 1 Nummer 1 oder Nummer 2,“.

In 8 62b Absatz 6 Satz 1 Nummer 4 wird die Angabe ,,2020 durch die Angabe ,,2022* ersetzt.
8 63 wird wie folgt geandert:

a) In Nummer 1 wird das Wort ,,und“ am Ende gestrichen.

b)  Nummer 2 wird durch folgende Nummern 1a bis 3 ersetzt:

,»la. nach Malgabe des 8§ 64a die EEG-Umlage fur Strom, der von Unternehmen bei der elektroche-
mischen Herstellung von Wasserstoff verbraucht wird, um die Entwicklung von Technologien
zur Wasserstoffherstellung zu unterstiitzen und eine Abwanderung der Produktion in das Ausland
zu verhindern,

2. nach Maligabe der 88 65 und § 65a die EEG-Umlage fiir Strom, der von Schienenbahnen und von
Verkehrsunternehmen mit elektrisch betriebenen Bussen im Linienverkehr selbst verbraucht
wird, um die intermodale Wettbewerbsfahigkeit der Schienenbahnen und der Verkehrsunterneh-
men mit elektrisch betriebenen Busse im Linienverkehr sicherzustellen, und
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3. nach MalRgabe des 8§ 65b die EEG-Umlage fiir landseitig bezogenen Strom, der von Landstrom-
anlagen an Seeschiffe geliefert wird und auf Seeschiffen verbraucht wird, um die intermodale
Wettbewerbsfahigkeit der Seeschifffahrt zu erhalten und die Emissionen in Seehéfen zu reduzie-

13

ren,”.

106. 8 64 wird wie folgt gedndert:

2)

b)

c)

d)

In Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe a werden die Worter ,,betragen hat* durch die die Woérter ,,im An-
tragsjahr 2021, 13 Prozent im Antragsjahr 2022, 12 Prozent im Antragsjahr 2023 und 11 Prozent ab
dem Antragsjahr 2024 betrdgt” eingefiigt.

Absatz 2 wird wie folgt geéndert:
aa) Nummer 2 wird wie folgt gefasst:

2. Die EEG-Umlage wird fiir den Stromanteil Gber 1 Gigawattstunde begrenzt auf 15 Prozent
der nach 8 60 Absatz 1 ermittelten EEG-Umlage.*

bb) In Nummer 3 in dem Satzteil vor Buchstabe a wird die Angabe ,,Buchstabe a‘“* gestrichen.
Absatz 3 wird wie folgt geéndert:

aa) Indem Satzteil vor Nummer 1 werden die Worter ,,Bruttowertschépfung, die nach Absatz 2 Num-
mer 3 fiir die Begrenzungsentscheidung zugrunde gelegt werden muss (Begrenzungsgrundlage),
durch die Worter ,,Begrenzungsgrundlage nach Absatz 2 ersetzt.

bb) Nummer 1 Buchstabe ¢ wird wie folgt gefasst:

,¢) den Prufungsvermerk eines Wirtschaftsprifers, einer Wirtschaftspriifungsgesellschaft, eines
genossenschaftlichen Prifungsverbandes, eines vereidigten Buchpriifers oder einer Buch-
prifungsgesellschaft; dabei ist eine Aufstellung mit folgenden Angaben zu priifen und dem
Prifungsvermerk beizufiigen:

aa) Angaben zum Betriebszweck und zu der Betriebstatigkeit des Unternehmens,

bb) Angaben zu den Strommengen des Unternehmens fir die letzten drei abgeschlossenen
Geschaftsjahre, die von Elektrizitatsversorgungsunternehmen geliefert oder selbst er-
zeugt und selbst verbraucht wurden, und

cc) samtliche Bestandteile der Bruttowertschdpfung auf Grundlage der nach den VVorgaben
des Handelsgesetzbuchs gepriiften Jahresabschlisse fiir die letzten drei abgeschlosse-
nen Geschaftsjahre;

auf die Prufung sind 8 319 Absatz 2 bis 4, § 319b Absatz 1, 8§ 320 Absatz 2 und § 323 des
Handelsgesetzbuchs entsprechend anzuwenden; in dem Prifungsvermerk ist darzulegen,
dass die dem Priifungsvermerk beigefiigte Aufstellung mit hinreichender Sicherheit frei von
wesentlichen Falschangaben und Abweichungen ist; bei der Priifung der Bruttowertschop-
fung ist eine Wesentlichkeitsschwelle von 5 Prozent ausreichend,”.

cc) In Nummer 2 werden nach den Wortern ,,Absatz 1 Nummer 3 durch* die Worter ,,die Angabe,
dass das Unternehmen zum Ende der materiellen Ausschlussfrist nach § 66 Absatz 1 Satz 1 und
Absatz 3 tiber* und wird nach dem Wort ,,Energieeffizienz* das Wort ,,verfiigt* eingeflgt.

Folgender Absatz 8 wird angefiigt:

,»(8) Der Stromverbrauch in Einrichtungen, in denen Wasserstoff elektrochemisch hergestellt wird
und die nach dem Inkrafttreten der VVerordnung nach § 93 in Betrieb genommen worden sind, wird von
einer Begrenzung nach Absatz 2 nur erfasst, wenn die Anforderungen dieser Verordnung an die Her-
stellung von Griinem Wasserstoff im Anwendungsbereich des § 64a erflllt werden. Wenn die Anfor-
derungen dieser VVerordnung nicht erfillt werden, werden der Stromverbrauch, die Stromkosten und die
Bruttowertschépfung dieser Einrichtungen auch nicht bei der Ermittlung des Stromverbrauchs, der
Stromkostenintensitat und der Bruttowertschopfung nach den Absétzen 1, 2 und 5a beriicksichtigt.
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107. Nach § 64 wird folgender § 64a eingefiigt:

,,3 64a

Herstellung von Wasserstoff in stromkostenintensiven Unternehmen

(1) Bei einem Unternehmen, das einer Branche mit der laufenden Nummer 78 nach Anlage 4 zuzu-
ordnen ist und bei dem die elektrochemische Herstellung von Wasserstoff den groRten Beitrag zur gesamten
Wertschopfung des Unternehmens leistet, erfolgt die Begrenzung unabhangig vom Verwendungszweck des
hergestellten Wasserstoffs auf Antrag des Unternehmens abweichend von § 64 nach Malgabe dieses Para-
grafen. Die Begrenzung erfolgt nur, soweit das Unternehmen nachweist, dass es ein zertifiziertes Energie-
oder Umweltmanagementsystem oder, sofern es im letzten abgeschlossenen Geschéaftsjahr weniger als 5 Gi-
gawattstunden Strom verbraucht hat, ein alternatives System zur Verbesserung der Energieeffizienz nach § 3
der Spitzenausgleich-Effizienzsystemverordnung in der jeweils zum Zeitpunkt des Endes des letzten abge-
schlossenen Geschaftsjahrs geltenden Fassung betreibt.

(2) Die EEG-Umlage wird an den Abnahmestellen fir den Strom, den das Unternehmen dort im Be-
grenzungszeitraum selbst verbraucht, entsprechend der Sétze 2 bis 4 begrenzt. Die EEG-Umlage wird be-
grenzt auf 15 Prozent der nach 8 60 Absatz 1 ermittelten EEG-Umlage. Die Hohe der nach Satz 2 zu zahlen-
den EEG-Umlage wird in Summe aller begrenzten Abnahmestellen des Unternehmens auf hdchstens
0,5 Prozent der Bruttowertschopfung begrenzt, die das Unternehmen im arithmetischen Mittel der letzten
drei abgeschlossenen Geschaftsjahre erzielt hat, sofern die Stromkostenintensitat des Unternehmens mindes-
tens 20 Prozent beantragen hat. Die Begrenzung erfolgt nur so weit, dass die von dem Unternehmen zu zah-
lende EEG-Umlage 0,1 Cent pro Kilowattstunde nicht unterschreitet.

(3) Die Erflllung der Voraussetzungen nach Absatz 1 und die Begrenzungsgrundlagen nach Absatz 2
sind durch die in § 64 Absatz 3 Nummer 1 Buchstabe a, b, d und Nummer 2 benannten Nachweise nachzu-
weisen. Eine Begrenzung der EEG-Umlage nach Absatz 2 Satz 3 erfolgt nur, wenn der Nachweis nach § 64
Absatz 3 Nummer 1 Buchstabe ¢ geflihrt wird.

(4) Neu gegriindete Unternehmen kénnen abweichend von Absatz 3
1.  fiir das Jahr der Neugriindung und das erste Jahr nach der Neugriindung Prognosedaten Ubermitteln,

2.  flrdas zweite Jahr nach der Neugriindung Daten auf der Grundlage eines gewillkiirten Rumpfgeschéfts-
jahres ibermitteln,

3.  fir das dritte Jahr nach der Neugriindung Daten fiir das erste abgeschlossene Geschaftsjahr bermitteln
und

4.  fur das vierte Jahr nach der Neugriindung Daten fiir das erste und zweite abgeschlossene Geschaftsjahr
Ubermitteln.

Neu gegriindete Unternehmen missen abweichend von Absatz 3 Satz 1 den Nachweis nach § 64 Absatz 3
Nummer 2 erst ab dem zweiten Jahr nach der Neugriindung erbringen. Fir das Jahr der Neugriindung ergeht
die Begrenzungsentscheidung riickwirkend fur den Zeitraum ab der Neugriindung unter VVorbehalt des Wi-
derrufs. Fir das erste und zweite Jahr nach der Neugriindung ergeht die Begrenzungsentscheidung unter
Vorbehalt des Widerrufs. Nach Vollendung des ersten abgeschlossenen Geschéftsjahres erfolgt eine nach-
tragliche Uberpriifung der Antragsvoraussetzungen und des Begrenzungsumfangs durch das Bundesamt fiir
Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle anhand der Daten des abgeschlossenen Geschaftsjahres.

(5) Die Absatze 1 bis 4 sind fur selbstdndige Teile eines Unternehmens entsprechend anzuwenden,
wenn die elektrochemische Herstellung von Wasserstoff den grdfiten Beitrag zur gesamten Wertschdpfung
des selbstandigen Unternehmensteils leistet. Das Gesamtunternehmen muss nicht einer Branche der Anlage
4 zuzuordnen sein. 8§ 64 Absatz 5 Satz 2 bis 4 ist entsprechend anzuwenden.

(6) Unbeschadet von Absatz 5 sind die Absétze 1 bis 4 fur einen nichtselbstdndigen Unternehmensteil,
in dem Wasserstoff elektrochemisch hergestellt wird, entsprechend anzuwenden mit der Mal3gabe, dass die
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Einrichtung zur Herstellung von Wasserstoff iber mess- und eichrechtskonforme Messeinrichtungen an al-
len Entnahmepunkten und Eigenversorgungsanlagen verfiigt. Das Gesamtunternehmen muss nicht einer
Branche der Anlage 4 zuzuordnen sein. Abweichend von Absatz 2 wird die EEG-Umlage fir den Strom
begrenzt, den die Einrichtung zur Herstellung von Wasserstoff verbraucht. Bei der Ermittlung der Brutto-
wertschépfung werden die Aufwendungen und Erldse zugrunde gelegt, die in unmittelbaren Zusammenhang
mit der Wasserstoffherstellung stehen.

(7) 864 Absatz 6 ist entsprechend anzuwenden.*
In 8 65 Absatz 6 wird die Angabe ,,bis ¢ durch die Worter ,,und ¢ Doppelbuchstabe bb* ersetzt.
Nach § 65 werden die folgenden § 65a und § 65b eingefugt:

,,9 65a
Verkehrsunternehmen mit elektrisch betriebenen Bussen im Linienverkehr

(1) Bei Verkehrsunternehmen mit elektrisch betriebenen Bussen im Linienverkehr erfolgt die Begren-
zung der EEG-Umlage nur, sofern sie nachweisen, dass und inwieweit im letzten abgeschlossenen Geschafts-
jahr die an der betreffenden Abnahmestelle selbst verbrauchte Strommenge unmittelbar fir den Fahrbetrieb
elektrisch betriebener Busse im Linienverkehr verbraucht wurde und unter Ausschluss der ins Netz riickge-
speisten Energie mindestens 100 Megawattstunden betrug.

(2) Fir ein Verkehrsunternehmen mit elektrisch betriebenen Bussen wird die EEG-Umlage fur die
gesamte Strommenge, die das Unternehmen unmittelbar fiir den Fahrbetrieb elektrisch betriebener Busse im
Linienverkehr selbst verbraucht, unter Ausschluss der ins Netz riickgespeisten Energie an der betreffenden
Abnahmestelle auf 20 Prozent der nach § 60 Absatz 1 ermittelten EEG-Umlage begrenzt.

(3) Abweichend von Absatz 1 kdnnen Verkehrsunternehmen mit elektrisch betriebenen Bussen, wenn
und soweit sie an einem Vergabeverfahren fur Verkehrsleistungen im Stralenpersonenverkehr teilgenom-
men haben oder teilnehmen werden, im Kalenderjahr vor der Aufnahme des Fahrbetriebs die prognostizier-
ten Stromverbrauchsmengen fiir das Kalenderjahr, in dem der Fahrbetrieb aufgenommen werden wird, auf
Grund der VVorgaben des Vergabeverfahrens nachweisen; die Begrenzung nach Absatz 2 erfolgt nur fir das
Verkehrsunternehmen, das in dem Vergabeverfahren den Zuschlag erhalten hat. Das Verkehrsunternehmen,
das den Zuschlag erhalten hat, kann nachweisen

1. im Kalenderjahr der Aufnahme des Fahrbetriebs die prognostizierten Stromverbrauchsmengen fiir das
folgende Kalenderjahr auf Grund der VVorgaben des Vergabeverfahrens und

2. im ersten Kalenderjahr nach der Aufnahme des Fahrbetriebs die Summe der tatséchlichen Stromver-
brauchsmengen fiir das bisherige laufende Kalenderjahr und der prognostizierten Stromverbrauchsmen-
gen fur das tbrige laufende Kalenderjahr; die Prognose muss auf Grund der VVorgaben des Vergabever-
fahrens und des bisherigen tatséchlichen Stromverbrauchs erfolgen.

(4) Abweichend von Absatz 1 kénnen Verkehrsunternehmen mit elektrisch betriebenen Bussen, die
erstmals eine Verkehrsleistung im Linienfernverkehr erbringen werden, nachweisen

1. im Kalenderjahr vor der Aufnahme des Fahrbetriebs die prognostizierten Stromverbrauchsmengen fir
das Kalenderjahr, in dem der Fahrbetrieb aufgenommen werden wird,

2. im Kalenderjahr der Aufnahme des Fahrbetriebs die prognostizierten Stromverbrauchsmengen fiir das
folgende Kalenderjahr und

3. im ersten Kalenderjahr nach der Aufnahme des Fahrbetriebs die Summe der tatsachlichen Stromver-
brauchsmengen fiir das bisherige laufende Kalenderjahr und der prognostizierten Stromverbrauchsmen-
gen fiir das Ubrige laufende Kalenderjahr.

Die Begrenzungsentscheidung ergeht unter Vorbehalt der Nachprifung. Sie kann auf Grundlage einer Nach-
priifung aufgehoben oder geandert werden. Die nachtragliche Uberpriifung der Antragsvoraussetzungen und
des Begrenzungsumfangs erfolgt nach Vollendung des Kalenderjahrs, fur das die Begrenzungsentscheidung
wirkt, durch das Bundesamt fiir Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle anhand der Daten des abgeschlossenen
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Kalenderjahres. Dieser Absatz gilt ebenfalls fur Verkehrsunternehmen mit elektrisch betriebenen Bussen,
die erstmals eine Verkehrsleistung im Liniennahverkehr erbringen werden und nicht unter Absatz 3 fallen.

(5) Unbeschadet der Abséatze 3 und 4 ist § 64 Absatz 4 entsprechend anzuwenden. Es wird unwider-
leglich vermutet, dass der Zeitpunkt der Aufnahme des Fahrbetriebs der Zeitpunkt der Neugriindung ist.

(6) 864 Absatz 3 Nummer 1 Buchstabe a und ¢ Buchstabe bb ist entsprechend anzuwenden.
(7) Im Sinn dieses Paragrafen ist oder sind

1. ,Abnahmestelle‘ die Summe der Verbrauchsstellen fiir den Fahrbetrieb im Linienverkehr des Unterneh-
mens,

2. ,Aufnahme des Fahrbetriebs® der erstmalige Verbrauch von Strom zu Fahrbetriebszwecken,

3. ,Busse‘ Kraftomnibusse nach § 4 Absatz 4 Nummer 2 des Personenbeférderungsgesetzes oder Obusse
nach § 4 Absatz 3 des Personenbefdrderungsgesetzes,

4.  elektrisch betriebene Busse* Busse mit einem elektrischen Antrieb ohne zusétzlichen Verbrennungs-
motor,

5. ,Linienverkehr‘ Linienverkehr nach § 42 des Personenbefdrderungsgesetzes,

6. ,Verkehrsunternehmen mit elektrisch betriebenen Bussen® juristische Personen, die in einem genehmig-
ten Linienverkehr Busse einsetzen.

§ 65b
Landstromanlagen

(1) Bei einer Landstromanlage erfolgt die Begrenzung der EEG-Umlage nur, soweit sie nachweist,
dass und inwieweit

1. die Landstromanlage ausschlieflich Strom an Seeschiffe liefert,

2. die Belieferung eines Seeschiffes an dem Liegeplatz nicht dauerhaft fiir einen langeren Zeitraum ange-
legt ist und

3. im letzten Kalenderjahr die Strommenge, die die Landstromanlage an Seeschiffe geliefert hat und die
auf den Seeschiffen verbraucht worden ist, mehr als 100 Megawattstunden betragen hat.

(2) Die EEG-Umlage wird flr den Strom, den die Landstromanlage an Seeschiffe liefert und der auf
den Seeschiffen verbraucht wird, auf 20 Prozent der nach 8 60 Absatz 1 ermittelten EEG-Umlage begrenzt.

(3) Die Erflillung der Voraussetzungen nach Absatz 1 ist durch Stromlieferungsvertrage und Abrech-
nungen fir das letzte Kalenderjahr nachzuweisen.

(4) Fir Landstromanlagen, die erstmals Strom an Seeschiffe liefern, ist 8 65 Absatz 4 entsprechend
anzuwenden.

(5) Im Sinn dieses Paragrafen ist oder sind

1. ,Landstromanlage‘ jeder Rechtstriger, der die Gesamtheit der technischen Infrastruktur betreibt, die
sich in einem rdumlich zusammengehdrigen Gebiet an demselben Entnahmepunkt in oder an einem
Hafen befindet und mit der Seeschiffe den Strom fiir ihr Bordnetz von Land aus beziehen kénnen; sie
muss als Abnahmestelle Uber eigene Stromzahler am Entnahmepunkt, Eigenversorgungsanlagen und
Ubergabepunkten verfiigen; neben den erforderlichen elektrotechnischen Komponenten gehéren auch
die Einhausung, die Verteiler- und Ubergabeeinrichtungen und der Anschluss an das offentliche Strom-
netz hierzu,

2. ,Seeschiffe von einer Klassifikationsgesellschaft als Seeschiffe zugelassene betriebene Fahrzeuge mit
Ausnahme der privaten nichtgewerblichen Schiffe.*
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§ 66 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 1 wird wie folgt gedndert:

aa) In Satz 1 werden die Worter ,,der Bescheinigungen nach § 64 Absatz 3 Nummer 1 Buchstabe ¢
und Nummer 2¢ durch die Worter ,,des Priifungsvermerks nach § 64 Absatz 3 Nummer 1 Buch-
stabe ¢ und der Angabe nach § 64 Absatz 3 Nummer 2 ersetzt.

bb) In Satz 2 werden nach der Angabe ,,§ 65 die Worter ,,oder § 65a* eingefligt und werden die Wor-
ter ,,der Bescheinigungen® durch die Worter ,,des Priifungsvermerks* ersetzt.

b) In Absatz 3 werden die Worter ,,und Antrdge von Schienenbahnen nach § 65 Absatz 3 bis 5* durch die
Worter ,,, Antrdge von Schienenbahnen nach § 65 Absatz 3 bis 5 und Antrdge von Verkehrsunterneh-
men mit elektrischen Bussen im Linienverkehr nach § 65a Absatz 3 bis 5 ersetzt werden die und fol-
genden Satze angefugt:

»Antrage nach den §§ 64a und 65b sind bis zum 30. September mit den erforderlichen Unterlagen fir
das folgende Kalenderjahr zu stellen. Antrége nach § 64a sind fir das Jahr der Neugriindung bis zum
30. September des Jahres der Neugriindung zu stellen.*

In § 67 Absatz 4 werden die Worter ,,selbstindige Unternehmensteile und auf Schienenbahnen® durch die
Worter ,,Antragsteller, die keine Unternehmen sind,* ersetzt.

In § 68 Absatz 1 werden die Worter ,,den §§ 64 oder 65 durch die Worter ,.den §§ 64, 64a, 65, 65a oder
§ 65b“ ersetzt.

8 69 Absatz 1 wird wie folgt geéndert:

a) In Satz 1 werden die Worter ,,Unternehmen und Schienenbahnen‘ durch die Worter ,,Antragsteller und
Begilinstigte* ersetzt.

b) Satz 2 wird wie folgt geéndert:
aa) In Nummer 3 wird das Wort ,,und“ am Ende gestrichen.
bb) Nach Nummer 3 wird folgende Nummer 4 eingefligt:

4. Auskunft Gber die an Seeschiffe gelieferten Strommengen einschlieBlich der Angaben (ber
Schiffstyp und Bruttoraumzahl der belieferten Schiffe und*.

cc) Die bisherige Nummer 4 wird Nummer 5.
Nach § 69a wird folgender Abschnitt 3 eingefugt:

,,Abschnitt 3

Griiner Wasserstoff

§ 69b
Herstellung von Griinem Wasserstoff

(1) Der Anspruch auf Zahlung der EEG-Umlage verringert sich auf null fur Strom, der von einem
Unternehmen zur Herstellung von Griinem Wasserstoff unabhéngig von dessen Verwendungszweck in einer
Einrichtung zur Herstellung von Grinem Wasserstoff verbraucht wird, die, sofern in dieser Einrichtung
Strom aus dem Netz verbraucht werden kann, tber einen eigenen Z&hlpunkt mit dem Netz verbunden ist.
Satz 1 ist nicht in Kalenderjahren anzuwenden, in denen bei dem Unternehmen die EEG-Umlage nach § 64a
begrenzt ist.
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(2) Absatz 1 ist

1. erst anwendbar, wenn eine Verordnung nach § 93 die Anforderungen an die Herstellung von Griilnem
Wasserstoff bestimmt hat, und

2. nur auf Einrichtungen zur Herstellung von Wasserstoff anzuwenden, die vor dem 1. Januar 2030 in
Betrieb genommen wurden.*

8 71 Nummer 3 wird wie folgt gefasst:

,»3. bei Biomasseanlagen die Art und Menge der Einsatzstoffe sowie Angaben zu Wérmenutzungen und
eingesetzten Technologien oder zu dem Anteil eingesetzter Gille in der fir die Nachweisfiihrung vor-
geschriebenen Weise iibermitteln.*

8 72 Absatz 1 wird wie folgt geéndert:

a) Nummer 1 Buchstabe d wird wie folgt gefasst:
»d)  (weggefallen)®.

b)  Nummer 2 wird wie folgt gefasst:

,2. bis zum 31. Mai eines Jahres mittels Formularvorlagen, die der Ubertragungsnetzbetreiber auf
seiner Internetseite zur Verfligung stellt, in elektronischer Form die Endabrechnung fir das je-
weils vorangegangene Kalenderjahr fur jede einzelne Stromerzeugungsanlage unter Angabe der
eindeutigen Nummer des Registers sowie zusammengefasst vorlegen; 8 24 Absatz 3 ist entspre-
chend anzuwenden.*

In § 73 Absatz 3 werden die Worter ,,Anlage 1 Nummer 3 durch die Worter ,,Anlage 1 Nummer 5 ersetzt
und werden die Worter ,,und den tatsdchlichen Jahresmittelwert des Marktwertes fiir Strom aus solarer Strah-
lungsenergie (,, MW Solar(a)*)* gestrichen.

Dem § 74 Absatz 2 werden die folgenden Satze angefugt:

,,Im Fall einer gemeinsamen Abrechnung von Energiemengen mit demselben EEG-Umlagesatz genuigt eine
Mitteilung der gemeinsam abzurechnenden Energiemengen durch denjenigen, der die EEG-Umlage mit er-
fullender Wirkung fur die Gesamtmenge leistet. Im Fall der Lieferung von Strom, flr den die Verringerung
der EEG-Umlage nach § 69b auf null in Anspruch genommen wird, sind diese Mengen separat anzugeben.*

§ 74a wird wie folgt geandert:
a) Absatz 2 wird wie folgt gedndert:

aa) In Satz 1 werden die Worter ,,, und die der Pflicht* durch die Worter ,,und der der Pflicht“ ersetzt
und die Worter ,,oder § 64 Absatz 5a unterliegen durch die Worter ,,, § 64 Absatz 5a oder § 64a
unterliegt oder nach § 69b von der EEG-Umlage befreit ist* ersetzt.

bb) In Satz 2 werden nach dem Wort ,,umlagepflichtigen* die Worter ,,oder nach § 69b von der EEG-
Umlage befreiten‘ eingefigt.

cc) Folgender Satz wird angefugt:
,»§ 74 Absatz 2 Satz 4 ist entsprechend anzuwenden.*
b) In Absatz 3 werden nach der Angabe ,,§§ 61 bis 61g* die Worter ,,oder nach § 69b* eingeflgt.
8§ 75 Satz 3 Nummer 3 wird wie folgt gefasst:

»3. die Ergebnisse eines zwischen den Verfahrensparteien durchgefiihrten Verfahrens der Clearingstelle
nach § 81 Absatz 4 Satz 1 Nummer 1 oder Nummer 2 und die Ergebnisse eines Verfahrens der Clea-
ringstelle nach § 81 Absatz 5.«

In § 76 Absatz 2 Satz 2 wird die Angabe ,,§§ 97 und 98 durch die Angabe ,,§§ 98 und 99 ersetzt.

In § 77 Absatz 4 Satz 2 werden die Worter ,,Spétestens ab 2018 miissen die verbleibenden anlagenbezogenen
Angaben“ durch die Worter ,,Die verbleibenden anlagenbezogenen Angaben miissen‘ ersetzt.
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123. In § 79 Absatz 2 Satz 1 werden nach den Wortern ,,nach MaB3gabe“ die Worter ,,der Norm DIN-EN 163253
und*“ eingefugt.

124. § 81 wird wie folgt gedndert:

a)

b)

Absatz 4 wird wie folgt geéndert:
aa) Satz 1 wird wie folgt gedndert:
aaa)  Nummer 1 wird durch die folgenden Nummern 1 und 2 ersetzt:

,»1.  schiedsgerichtliche Verfahren unter den VVoraussetzungen des Zehnten Buches der
Zivilprozessordnung durchfiihren,

2. sonstige Verfahren zwischen den Verfahrensparteien auf ihren gemeinsamen An-
trag durchfiihren; 8 204 Absatz 1 Nummer 11 des Biirgerlichen Gesetzbuchs ist ent-
sprechend anzuwenden, oder®.

bbb)  Die bisherige Nummer 2 wird Nummer 3.

bb) In Satz 3 wird nach dem Wort ,,Anlagenbetreiber,* das Wort ,,Bilanzkreisverantwortliche,* einge-
fligt.

Absatz 5 wird wie folgt geéndert:

aa) In Satz 1 werden nach den Wortern ,,ein Anlagenbetreiber,” die Worter ,,ein Bilanzkreisverant-
wortlicher,* eingeflgt.

bb) Folgender Satz wird angefligt:

»Soweit die Zustindigkeit der Bundesnetzagentur von der Frage betroffen ist, erfolgt eine Abstim-
mung zwischen der Clearingstelle und der Bundesnetzagentur.

Absatz 6 Satz 1 und 2 wird wie folgt gefasst:

»Die Wahrnehmung der Aufgaben nach den Absétzen 3 bis 5 erfolgt nach Mallgabe der Verfahrensvor-
schriften, die die Clearingstelle verabschiedet. Die Verfahrensvorschriften missen Regelungen enthal-
ten,

1. die es der Clearingstelle ermdglichen, als Schiedsgericht ein Schiedsverfahren nach MaBRgabe des
Zehnten Buches der Zivilprozessordnung und unter Berticksichtigung der Abséatze 7 und 10 durch-
zufithren, und

2. wie die Abstimmung mit der Bundesnetzagentur nach Absatz 5 Satz 3 erfolgt.*

125. Nach § 84 wird folgender § 84a eingefligt:

,»$ 84a
Aufgaben des Bundesamtes fur Sicherheit in der Informationstechnik

Bei seiner Entscheidung uiber die Feststellung der technischen Mdéglichkeit nach § 30 des Messstellen-

betriebsgesetzes beriicksichtigt das Bundesamt flr Sicherheit in der Informationstechnik auch die techni-
schen Vorgaben nach den 88 9, 10b und 100 Absatz 4 und 4a und stellt fest, ob Giber Smart-Meter-Gateways

1.

der Netzbetreiber oder andere nach dem Messstellenbetriebsgesetz Berechtigte jederzeit die Ist-Ein-
speisung einer Anlage abrufen kdnnen

der Netzbetreiber oder andere nach dem Messstellenbetriebsgesetz Berechtigte jederzeit die Einspeise-
leistung einer Anlage stufenweise oder, sobald die technische Mdglichkeit besteht, stufenlos fernge-
steuert regeln kénnen oder
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3. die Einspeiseleistung einer Anlage ferngesteuert in einem Umfang geregelt werden kann, der fiir die
Direktvermarktung des Stroms erforderlich ist, und wenn zugleich eine mit dem intelligenten Messsys-
tem sichere und interoperable Fernsteuerungstechnik vorhanden ist, die (iber die zur Direktvermarktung
notwendigen Funktionalititen verfiigt.”.

126. 8 85 wird wie folgt gedndert:
a) In Absatz 1 Nummer 1 wird die Angabe ,,§ 39h* durch die Angabe ,,§ 39n* ersetzt.

127.

128.

b) Absatz 2 wird wie folgt geandert:

aa)

bb)

cc)

dd)
ee)

ff)

99)

In Nummer 1 werden die Worter ,,§ 9 Absatz 1 und 2 durch die Worter ,,§ 9 Absatz 1 bis 2
ersetzt.

In Nummer 6 werden die Worter ,,§ 37 Absatz 1 Nummer 3 durch die Worter ,,§ 37 Absatz 1
Nummer 2¢ ersetzt.

In Nummer 9 wird die Angabe ,,oder § 39* durch die Angabe ,,, § 38c, § 38g, § 38h, § 39, § 39g,
§ 39k oder 8 39m* ersetzt.

In Nummer 12 wird die Angabe ,,§ 37d Absatz 2 durch die Angabe ,,§ 37d* ersetzt.
Nummer 13 wird wie folgt gefasst:
»13. (weggefallen)®.

In Nummer 14 wird das Wort ,,Monatsmarktwerts* durch das Wort , Marktwerts, werden die
Worter ,,Anlage 1 Nummer 2.2.4“ durch die Worter ,,Anlage 1 Nummer 3.3.4 und 4.3.4* und wird
der Punkt am Ende durch ein Komma ersetzt.

Nach Nummer 14 wird folgende Nummer 15 eingefugt:

,,15. abweichend von § 391 zur Ermittlung eines entsprechend § 39i Absatz 3 degressiv auszuge-
staltenden anzulegenden Werts fur Biomethananlagen nach § 39j, soweit in ihnen Biogas
eingesetzt wird, das in dem jeweiligen Kalenderjahr durch anaerobe Vergarung von Bio-
masse im Sinn der Biomasseverordnung mit einem Anteil von getrennt erfassten Bioabféllen
im Sinn der Abfallschliissel Nummer 20 02 01, 20 03 01 und 20 03 02 der Nummer 1 Buch-
stabe a des Anhangs 1 der Bioabfallverordnung gewonnen worden ist, fir den aus diesen
Bioabfillen erzeugten Strom, einschlie8lich der entsprechenden Nachweisanforderungen.*

c) Absatz 5 wird aufgehoben.

8§ 85a wird wie folgt gedndert:

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worter ,,zum 1. Dezember eines Jahres* gestrichen, wird die Angabe
,,§ 39b* durch die Worter ,,§ 38e, 8 39b, § 391 dieses Gesetzes oder § 10 der Innovationsausschrei-
bungsverordnung® ersetzt und werden die Worter ,,dem jeweils darauffolgenden Kalenderjahr* durch
die Worter ,,den jeweils darauffolgenden zwolf Kalendermonaten® ersetzt.

b) Absatz 2 Satz 3 wird aufgehoben.

8 86 wird wie folgt geandert:

a) Absatz 1 wird wie folgt gedndert:

aa)
bb)

In Nummer 2 wird die Angabe ,,§ 69 Satz 2 durch die Worter ,,§ 69 Absatz 1 Satz 2 ersetzt.
Nummer 4 wird wie folgt gedndert:

aaa)  In Buchstabe ¢ wird das Komma am Ende gestrichen.

bbb)  Buchstabe d wird aufgehoben.

b) In Absatz 2 werden die Worter ,,Buchstabe a, ¢ und d“ durch die Wérter ,,Buchstabe a und c¢* ersetzt.

c) In Absatz 3 Nummer 1 werden die Worter ,,Absatzes 1 Nummer 1, 1a, 3 oder Nummer 4 Buchstabe d*
durch die Worter ,,Absatzes 1 Nummer 1a oder Nummer 3¢ ersetzt.
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129. 8 87 wird aufgehoben.
130. & 88 wird wie folgt gedndert:

a)
b)

In dem Satzteil vor Nummer 1 wird die Angabe ,,39h* durch die Angabe ,,39n* ersetzt.

Nummer 2 wird wie folgt gedndert:

aa) In Buchstabe ¢ wird die Angabe ,,§ 39h* durch die Angabe ,,§ 39i“ ersetzt.

bb) In Buchstabe e wird wie folgt ge&ndert:
aaa)  In Doppelbuchstabe bb wird das Komma am Ende durch das Wort ,,und* ersetzt.
bbb)  In Doppelbuchstabe cc wird das Wort ,,und*“ am Ende durch ein Komma ersetzt.
ccc)  Doppelbuchstabe dd wird aufgehoben.

cc) In Buchstabe f wird die Angabe ,,§ 39 durch die Angabe ,,§ 39¢* ersetzt.

131. § 88a Absatz 1 wird wie folgt gedandert:

a)

b)

c)
d)

In Nummer 2 Buchstabe a werden die Worter ,,, wobei das jahrliche Ausschreibungsvolumen der Aus-
schreibungen 5 Prozent der jahrlich zu installierenden Leistung nicht {iberschreiten soll* gestrichen.

In Nummer 3 in dem Satzteil vor Buchstabe a werden die Worter ,,§§ 30, 31, 33, 34, 36d, 36g, 37, 37c
und 39 bis 39h* durch die Wérter ,,§§ 30, 31, 34 und 36 bis 39m* ersetzt.

In Nummer 10 wird die Angabe ,,54 durch die Angabe ,,54a“ ersetzt.

In Nummer 13 wird die Angabe ,,§ 6 Absatz 2, gestrichen und werden die Worter ,,77, von der Rechts-
verordnung nach § 93 sowie von der Rechtsverordnung nach § 111f des Energiewirtschaftsgesetzes‘
durch die Worter ,,77 sowie von der Marktstammdatenregisterverordnung® ersetzt.

132. Die 88 88b und 88c werden wie folgt gefasst:

,»$ 88b
Verordnungsermachtigung zur Anschlussférderung von Giillekleinanlagen

Das Bundesministerium fir Wirtschaft und Energie wird erméchtigt, im Einvernehmen mit dem Bun-

desministerium fur Erndhrung und Landwirtschaft durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundes-
rates abweichend von den 8§88 39g und 44 eine Anschlussférderung einzuftihren fur Anlagen,

1.

bei denen der urspriingliche Anspruch auf Zahlung nach der fiir die Anlage maRgeblichen Fassung des
Erneuerbare-Energien-Gesetzes beendet ist,

in denen mit Beginn der Anschlussférderung Biogas eingesetzt wird, zu dessen Erzeugung in dem je-
weiligen Kalenderjahr durchschnittlich ein Anteil von Giille mit Ausnahme von Geflligelmist und Ge-
fliigeltrockenkot von mindestens 80 Masseprozent eingesetzt wird, und

die eine installierte Leistung von 150 Kilowatt nicht Giberschreiten.

8 88c
Verordnungsermachtigung zur Zielerreichung

Soweit das Monitoring zur Zielerreichung nach § 98 ergibt, dass die erneuerbaren Energien nicht in der

flr die Erreichung des Ziels nach § 1 Absatz 2 erforderlichen Geschwindigkeit ausgebaut werden, wird die
Bundesregierung erméchtigt, durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates

1.
2.

den Ausbaupfad nach § 4 neu festzusetzen,

die jahrlichen Zwischenziele fiir die Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien nach 8 4a neu festzu-
setzen,
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3. im Anwendungsbereich der 88§ 28 bis 28c Ausschreibungsvolumen fir einzelne oder mehrere Kalen-
derjahre oder die Verteilung der Ausschreibungsvolumen auf die Gebotstermine eines Kalenderjahres
neu festzusetzen; hierbei kann auch die Anzahl der Gebotstermine eines Kalenderjahres abweichend
geregelt werden, und

4. die Hochstwerte nach den 8§ 36b, 37b, 38e, 39b oder § 391 dieses Gesetzes oder nach § 10 der Innova-
tionsausschreibungsverordnung neu festzusetzen.*

§ 88d wird wie folgt geéndert:
a) Indem Satzteil vor der Nummerierung wird die Angabe ,,§ 39;° durch die Angabe ,,§ 39n* ersetzt.

b) In Nummer 1 Buchstabe a in dem Satzteil vor Doppelbuchstabe aa wird die Angabe ,,§ 28 Absatz 6
durch die Angabe ,,§ 28c* ersetzt.

In 8 89 Absatz 2 wird die Angabe ,,§ 44b Absatz 5 durch die Angabe ,,§ 44b Absatz 4 ersetzt.

In § 90 Nummer 1 Buchstabe a wird die Angabe ,,Richtlinie 2009/28/EG* durch die Angabe ,,Richtlinie
(EU) 2018/2001° ersetzt.

In § 91 Nummer 1 Buchstabe ¢ werden die Worter ,,, Kontofithrung und Ermittlung der EEG-Umlage* durch
die Worter ,,und Kontofiihrung sowie an die Ermittlung der EEG-Umlage und des Werts des Abzugs fiir
Strom aus ausgefdrderten Anlagen nach § 53 Absatz 2* ersetzt.

In § 92 Nummer 8 in dem Satzteil vor Buchstabe a werden die Worter ,,§ 5 Absatz 2 Satz 2 durch die Worter
,.$ 5 Absatz 2 Satz 3¢ ersetzt.

§ 93 wird wie folgt gefasst:

»§ 93
Verordnungserméachtigung zu Anforderungen an Griinen Wasserstoff
Die Bundesregierung wird ermachtigt, durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates

1. zu bestimmen, dass die Begrenzung nach 8§ 64a nur von Unternehmen in Anspruch genommen werden
kann, die Grlinen Wasserstoff herstellen,

2. die Anforderungen an die Herstellung von Griinem Wasserstoff
a) im Anwendungsbereich des § 64a in Verbindung mit Nummer 1 oder
b) im Anwendungsbereich des § 69b

zu bestimmen; hierbei kdnnen inhaltliche, rdumliche oder zeitliche Anforderungen gestellt werden, um si-
cherzustellen, dass nur Wasserstoff als griiner Wasserstoff gilt, der glaubhaft mit Strom aus erneuerbaren
Energien erzeugt wurde und der mit dem Ziel einer nachhaltigen Entwicklung der Energieversorgung ver-
einbar ist; hierbei ist auch vorzusehen, dass fir die Herstellung des Wasserstoffs nur Strom aus erneuerbaren
Energien verbraucht werden darf, der keine finanzielle Férderung nach diesem Gesetz in Anspruch genom-
men hat,

3. im Anwendungsbereich des § 69b unterschiedliche Anforderungen zu regeln und zu bestimmen, dass
die EEG-Umlage zu einem bestimmten Prozentsatz zu zahlen ist, wenn bestimmte Anforderungen er-
flillt werden, die geringer sind als die Anforderungen fiir die Begrenzung der EEG-Umlage nach § 69b
auf null,

4. die Nachweisfuhrung fir die Einhaltung der Anforderungen nach den Nummern 2 und 3 zu regeln,

im Anwendungsbereich des § 64a in Verbindung mit Nummer 1 zu regeln, wie schutzwirdiges Ver-
trauen, das Unternehmen vor dem Erlass dieser Verordnung gebildet haben, geschiitzt wird; hierbei
kénnen auch unterschiedliche Anforderungen an die Herstellung von Griinem Wasserstoff vorgesehen
werden, und

6. Dbesondere Bestimmungen zu Demonstrations- und Pilotvorhaben zu regeln.*
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139. 8 94 wird wie folgt gedndert:
In Nummer 1 Buchstabe b wird die Angabe ,,§ 69 Satz 2 durch die Woérter ,,§ 69 Absatz 1 Satz 2¢

a)

b)

2)

b)

ersetzt.

In Nummer 2 werden nach der Angabe ,,Nummer 3“ die Worter ,,und in Verbindung mit § 64a Ab-
satz 7 eingeflgt.

140. § 95 wird wie folgt gedndert:

Die Nummern 2 und 3 werden wie folgt gefasst:

»2. im Anwendungsbereich des 8 9 zu regeln, ab welchem Schwellenwert die Pflichten des § 9 Ab-
satz 1 oder Absatz 1 a auch fur Anlagen und KWK-Anlagen mit einer installierten Leistung von
weniger als 25 Kilowatt gelten und, soweit erforderlich, dafiir kostenschiitzende Regelungen an-
gelehnt an die Preisobergrenzen in § 31 des Messstellenbetriebsgesetzes vorzusehen,

3. in Ergénzung zu § 36k zu regeln, dass Betreiber von Anlagen anderer erneuerbarer Energien als
Windenergieanlagen an Land betroffenen Gemeinden Betrége durch einseitige Zuwendung ohne
Gegenleistung von insgesamt 0,2 Cent pro Kilowattstunde anbieten kénnen; hierzu kann sie Re-
gelungen treffen, fiir welche Anlagen, unter welchen Voraussetzungen, bis zu welcher Héhe und
an welche Gemeinden die Zahlungen angeboten werden kdnnen,*.

Nach Nummer 3 wird folgende Nummer 3a eingefugt:

,»3a. den Inhalt und das Verfahren zu den Ausschreibungen fiir ausgeférderte Windenergieanlagen an
Land nach § 23b Absatz 2 Satz 1 zu regeln; hierbei sind auch Regelungen vorzusehen,

a)
b)

c)

d)
€)

f)

zu den Gebotsterminen,

zu den an den jeweiligen Gebotsterminen teilnahmeberechtigten Bietern; insbesondere ist
vorzusehen, dass nur Betreiber von Windenergieanlagen an Land teilnehmen durfen, deren
Windenergieanlagen an Land sich auf einer Flache befinden, auf der die Errichtung einer
neuen Windenergieanlage an Land planungsrechtlich nicht zuléssig ist,

zu den Ausschreibungsvolumen, wobei das Ausschreibungsvolumen fiir eine Anschlussfor-
derung, die im Jahr 2021 beginnt, 1 500 Megawatt betragen soll und das Ausschreibungs-
volumen fiir eine Anschlussférderung im Jahr 2022 1 000 Megawatt betragen soll; die Ver-
ordnung kann abweichende Volumen festsetzen,

zur entsprechenden Anwendung des § 36h,

zu den Hochstwerten, wobei der Hochstwert 3 Cent pro Kilowattstunde nicht unterschreiten
und 3,8 Cent pro Kilowattstunde nicht tiberschreiten darf, und

zu einer Begrenzung der Zuschldge auf 80 Prozent der abgegebenen Gebote im Fall einer
Unterzeichnung der Ausschreibung,*.

141. § 96 wird wie folgt gedndert:

a)

b)

In Absatz 1 wird nach der Angabe ,,88* die Angabe ,,, 88b* eingefiigt und werden die Woérter ,,92 und
95 Nummer 2 durch die Worter ,,92, 93 und 95 Nummer 2 und 3 ersetzt.

Absatz 3 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

,»Die Erméchtigungen zum Erlass von Rechtsverordnungen aufgrund der 8§ 91 und 92 kénnen durch
Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates, aber mit Zustimmung des Bundestages auf eine
Bundesoberbehorde iibertragen werden.*

Folgender Absatz wird angefigt:

»(4) Die Rechtsverordnungen nach § 93 und nach § 95 Nummer 2 und 3a werden spétestens bis
zum 30. Juni 2021 erlassen.*
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142. Die Uberschrift von Teil 7 Abschnitt 2 wird wie folgt gefasst:
,»,Abschnitt 2

Kooperationsausschuss, Monitoring, Berichte*

143. Die 88 97 bis 99 werden wie folgt gefasst:

8§ 97
Kooperationsausschuss

(1) Die zustandigen Staatssekretarinnen und Staatssekretére der Lander und des Bundes bilden einen
Kooperationsausschuss. Der Kooperationsausschuss koordiniert die Erfassung der Ziele der Lander zur Er-
reichung des Ziels nach § 1 Absatz 2 und deren Umsetzungsstand.

(2) Der Kooperationsausschuss wird vom zustandigen Staatssekretdr des Bundesministeriums fir
Wirtschaft und Energie geleitet.

(3) Der Kooperationsausschuss tagt mindestens zweimal im Jahr. Die Mitglieder des Kooperations-
ausschusses kdnnen sich vertreten lassen.

(4) Der Kooperationsausschuss wird von einem beim Bundesministerium fur Wirtschaft und Energie
einzurichtenden Sekretariat unterstutzt.

(5) Das Bundesministerium fur Wirtschaft und Energie kann eine juristische Person des Privatrechts
beauftragen, das Sekretariat des Kooperationsausschusses im Bereich der Windenergie an Land, insbeson-
dere bei der Datenbeschaffung und Datenanalyse sowie bei Aspekten der Planung und Genehmigung beim
Ausbau der Windenergie an Land, zu unterstiitzen.

§98
Jéahrliches Monitoring zur Zielerreichung

(1) Die Lander berichten dem Sekretariat des Kooperationsausschusses jahrlich spatestens bis zum 31.
August Uber den Stand des Ausbaus der erneuerbaren Energien, insbesondere iber

1. den Umfang an Flachen, die in der geltenden Regional- und Bauleitplanung fiir Windenergie an Land
festgesetzt wurden, einschlieBlich der Angabe, zu welchem Anteil diese bereits durch Windenergiean-
lagen genutzt werden,

2. Planungen fir neue Festsetzungen fiir die Windenergienutzung an Land in der Regional- und Bauleit-
planung und

3. den Stand der Genehmigung von Windenergieanlagen an Land (Anzahl und Leistung der Windenener-
gieanlagen an Land), auch mit Blick auf die Dauer von Genehmigungsverfahren (Antragstellung bis
Genehmigungserteilung).

Die festgesetzten und geplanten Flachen sollen in Form von standardisierten Daten geografischer Informa-
tionssysteme (GIS-Daten) in nicht personenbezogener Form gemeldet werden. Auch die Meldung von Fl&-
chen, die nicht durch GIS-Daten erfolgt, darf nur in nicht personenbezogener Form erfolgen. Im Fall nicht
ausreichender Flachenverfligbarkeit sollen die Berichte auch MalRnahmen enthalten, wie weitere Flachen,
insbesondere Flachen im Eigentum des Landes, verfiigbar gemacht werden kénnen. Im Fall von Hemmnissen
in der Regional- oder Bauleitplanung oder in Genehmigungsverfahren sollen die Berichte die dafiir malgeb-
lichen Griinde und Vorschlage fir MalRnahmen enthalten, um die Verzdgerungen zu verringern. Die Fl&-
chendaten und Berichte dirfen keine personenbezogenen Daten enthalten. Das Bundesministerium fiir Wirt-
schaft und Energie kann den L&ndern Formatvorgaben fir die Berichte nach Satz 1 machen. Bis diese Vor-
gaben vorliegen, kdnnen die Lander das Format ihrer Berichte nach Satz 1 selbst bestimmen.



Drucksache 763/20

—B5

(2) Der Kooperationsausschuss wertet die Berichte der Lander nach Absatz 1 aus und legt jéhrlich
spétestens bis zum 31. Oktober der Bundesregierung einen Bericht vor.

(3) Die Bundesregierung berichtet jahrlich spétestens bis zum 31. Dezember, ob die erneuerbaren
Energien in der fur die Erreichung des Ziels nach 8 1 Absatz 2 erforderlichen Geschwindigkeit ausgebaut
werden. Zu diesem Zweck bewertet sie insbesondere auf Grundlage des Berichts des Kooperationsausschus-
ses nach Absatz 2, ob in dem jeweils vorangegangenen Kalenderjahr das Zwischenziel fiir die Stromerzeu-
gung aus erneuerbaren Energien nach § 4a erreicht worden ist. Bei einer Verfehlung des Zwischenziels stellt
die Bundesregierung die Griinde dar, unterteilt in energie-, planungs-, genehmigungs- und natur- und arten-
schutzrechtliche Griinde, und legt erforderliche Handlungsempfehlungen vor. Die Bundesregierung geht in
dem Bericht ferner auf die tatséchliche und die erwartete Entwicklung des Bruttostromverbrauchs ein. Wenn
aufgrund von Prognosen, die nach dem Stand von Wissenschaft und Technik erstellt worden sein miissen,
ein deutlicher Anstieg des Bruttostromverbrauchs bis zum Jahr 2030 zu erwarten ist, enthalt der Bericht auch
erforderliche Handlungsempfehlungen flr eine Anpassung des Ausbaupfads nach § 4, des Strommengen-
pfads nach § 4a oder der Ausschreibungsvolumen nach den §8 28 bis 28c. Die Bundesregierung leitet den
Bericht den Regierungschefinnen und Regierungschefs der Lander und dem Bundestag zu und legt, sofern
erforderlich, unverziiglich den Entwurf fiir eine Verordnung nach § 88c vor.

(4) Fir die Zwecke des Absatzes 3 Satz 2 ist die tatsachlich erzeugte Strommenge aus erneuerbaren
Energien anhand der tatséchlichen Wetterbedingungen zu bereinigen. Das Bundesministerium fur Wirtschaft
und Energie legt im Einvernehmen mit dem Bundesministerium fir Umwelt, Naturschutz und nukleare Si-
cherheit die Kriterien flr die Wetterbereinigung fest.

899
Erfahrungsbericht

(1) Die Bundesregierung evaluiert dieses Gesetz und das Windenergie-auf-See-Gesetz und legt dem
Bundestag bis zum 31. Dezember 2023 und dann alle vier Jahre einen Erfahrungsbericht vor. Der Bericht
enthalt insbesondere Angabe tber

1. die Auswirkungen des Ausbaus der erneuerbaren Energien, insbesondere auf die Entwicklung der iib-
rigen Stromerzeugung, auf die Entwicklung der Treibhausgasemissionen, auf den Strommarkt und die
Wechselwirkungen mit den europdischen Strommarkten und auf Arbeitsplétze in der Energiewirtschatft,

2. die Erfahrungen mit Ausschreibungen nach § 2 Absatz 3, auch vor dem Hintergrund der Ziele, durch
Wettbewerb einen kosteneffizienten Ausbau der erneuerbaren Energien zu sichern und Akteursvielfalt
und Innovationen zu ermdglichen,

3. den Stand und die direkten und indirekten Vorteile und Kosten von Mieterstrom,
4. den Stand der Markt-, Netz- und Systemintegration der erneuerbaren Energien,

5. die Kosten des Ausbaus der erneuerbaren Energien und ihrer Markt-, Netz- und Systemintegration,
insbesondere auch die Entwicklung der EEG-Umlage, die Entwicklung der Bérsenstrompreise und die
Entwicklung der Netzkosten, und

6. die angemessene Verteilung der Kosten nach § 2 Absatz 4 auch vor dem Hintergrund der Entwicklung
der Besonderen Ausgleichsregelung und der Eigenversorgung.

Die Bundesregierung berichtet auch, inwieweit der Ausbau der erneuerbaren Energien ohne Zahlungen nach
diesem Gesetz erfolgt und inwieweit neue Anspriiche fiir Zahlungen nach diesem Gesetz noch erforderlich
sind; hierbei ist auch zu bewerten, ob die Dauer der Zahlungen nach § 25 Absatz 1 verkirzt werden kann
und ob eine Einspeisevergutung fur ausgeférderte Anlagen weiterhin erforderlich ist. SchlieBlich sind mit
Blick auf die Nutzung der Biomasse zur Stromerzeugung auch die Wechselwirkungen und Konkurrenzen zu
ihrer Nutzung im Verkehrs- und im Warmemarkt zu berichten.

(2) Spatestens im Jahr 2027 legt die Bundesregierung einen umfassenden Vorschlag zur Anpassung
dieses Gesetzes und des Windenergie-auf-See-Gesetzes vor. Hierzu Uberprift die Bundesregierung auch, ob
in absehbarer Zeit ein marktgetriebener Ausbau der erneuerbaren Energien zu erwarten ist. In diesem Fall
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legt die Bundesregierung einen Vorschlag fur einen Umstieg von der finanziellen Férderung auf einen markt-
getriebenen Ausbau vor.

(3) Die Bundesnetzagentur, das Bundesamt fur Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle, das Bundesamt fiir
Seeschifffahrt und Hydrographie und das Umweltbundesamt unterstiitzen das Bundesministerium fur Wirt-
schaft und Energie bei der Erstellung des Erfahrungsberichts. Zur Unterstiitzung bei der Erstellung des Er-
fahrungsberichts soll das Bundesministerium fur Wirtschaft und Energie auRerdem wissenschaftliche Gut-
achten in Auftrag geben.*

§ 100 wird wie folgt gefasst:

»$ 100
Allgemeine Ubergangsbestimmungen

(1) Soweit sich aus den nachfolgenden Absétzen nichts anderes ergibt, sind die Bestimmungen des
Erneuerbare-Energien-Gesetzes in der am 31. Dezember 2020 geltenden Fassung anzuwenden fiir Strom aus
Anlagen,

1. die vor dem 1. Januar 2021 in Betrieb genommen worden sind,

2. deren anzulegender Wert in einem Zuschlagsverfahren eines Gebotstermins vor dem 1. Januar 2021
ermittelt worden ist oder

3. dievordem 1. Januar 2021 als Pilotwindenergieanlage an Land im Sinn von § 3 Nummer 37 Buchstabe
b durch das Bundeswirtschaftsministerium oder als Pilotwindenergieanlage auf See im Sinn von § 3
Nummer 6 des Windenergie-auf-See-Gesetzes durch die Bundesnetzagentur festgestellt worden sind.

(2) Fir Strom aus Anlagen nach Absatz 1 ist abweichend von Absatz 1 das Folgende anzuwenden:

1.  § 3 Nummer 34 Buchstabe a dieses Gesetzes ist anstelle von § 3 Nummer 34 des Erneuerbare-Energien-
Gesetzes in der am 31. Dezember 2020 geltenden Fassung anzuwenden;

2. 8 3 Nummer 43a dieses Gesetzes ist anstelle von § 3 Nummer 43a des Erneuerbare-Energien-Gesetzes
in der am 31. Dezember 2020 geltenden Fassung anzuwenden;

3. die 88 10b und 20 dieses Gesetzes sind anstelle von § 20 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes in der am
31. Dezember 2020 geltenden Fassung anzuwenden, wobei hier auch § 52 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2a
dieses Gesetzes anzuwenden ist;

4. §15 dieses Gesetzes ist bis zum 30. September 2021 anstelle von § 15 des Erneuerbare-Energien-Ge-
setzes in der am 31. Dezember 2020 geltenden Fassung anzuwenden;

5. 8§ 27aSatz 2 Nummer 4 dieses Gesetzes ist anstelle von § 27a Satz 2 Nummer 4 des Erneuerbare-Ener-
gien-Gesetzes in der am 31. Dezember 2020 geltenden Fassung anzuwenden, wobei auch § 3 Num-
mer 42a und 43a dieses Gesetzes anzuwenden ist;

6. §37d dieses Gesetzes ist anstelle von § 37d des Erneuerbare-Energien-Gesetzes in der am 31. Dezem-
ber 2020 geltenden Fassung anzuwenden;

7. 8§ 3Badieses Gesetzes ist anstelle von § 38a des Erneuerbare-Energien-Gesetzes in der am 31. Dezember
2020 geltenden Fassung anzuwenden;

8. 839e Absatz 1 dieses Gesetzes ist anstelle von § 39d Absatz 1 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes in
der am 31. Dezember 2020 geltenden Fassung anzuwenden, sofern der Zuschlag nicht bereits am
31. Dezember 2020 erloschen ist;

9. 8399 Absatz 2 Satz 2 dieses Gesetzes ist anstelle von § 39f Absatz 2 Satz 2 des Erneuerbare-Energien-
Gesetzes in der am 31. Dezember 2020 geltenden Fassung anzuwenden, sofern die Mitteilung nicht vor
dem 1. Januar 2021 erfolgt ist;
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8 39i Absatz 3 Satz 1 dieses Gesetzes ist anstelle von § 39h Absatz 3 des Erneuerbare-Energien-Geset-
zes in der am 31. Dezember 2020 geltenden Fassung mit der MalRgabe anzuwenden, dass der anzule-
gende Wert unabhangig von dem Zuschlagswert der Hohe nach begrenzt ist bis einschliellich einer
Bemessungsleistung von 500 Kilowatt auf 14,88 Cent pro Kilowattstunde und bis einschlielich einer
Bemessungsleistung von 20 Megawatt auf 13,05 Cent pro Kilowattstunde;

8 50 Absatz 3 und § 50a dieses Gesetzes ist anstelle von 8§ 50a des Erneuerbare-Energien-Gesetzes in
der am 31. Dezember 2020 geltenden Fassung anzuwenden, wenn bis zum 31. Dezember 2020 kein
Flexibilitatszuschlag nach § 50a des Erneuerbare-Energien-Gesetzes in der am 31. Dezember 2020 gel-
tenden Fassung in Anspruch genommen wurde; fiir Anlagen, die noch keinen Flexibilitatszuschlag nach
8 53 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes in der am 31. Dezember 2016 geltenden Fassung in Anspruch
genommen haben, ist § 53 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes in der am 31. Dezember 2016 geltenden
Fassung mit der MalRgabe anzuwenden, dass der Flexibilitdtszuschlag 65 Euro pro Kilowatt installierter
Leistung und Jahr betrégt und auch von Anlagenbetreibern, die eine finanzielle Férderung nach 8 19 in
Verbindung mit § 46 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes in der am 31. Dezember 2020 geltenden Fas-
sung erhalten, in Anspruch genommen werden kann;

8 50 Absatz 3, 8 50b und Anlage 3 dieses Gesetzes sind anzuwenden fur Anlagen zur Erzeugung von
Strom aus Biogas, die nach dem am 31. Juli 2014 geltenden Inbetriebnahmebegriff vor dem 1. August
2014 in Betrieb genommen worden sind oder unter den Anwendungsbereich des § 100 Absatz 4 des
Erneuerbare-Energien-Gesetzes in der am 31. Dezember 2020 geltenden Fassung fallen, wenn der Be-
treiber nach dem 31. Dezember 2020 erstmalig die zur Inanspruchnahme der Flexibilitatspramie zu-
sétzlich installierte Leistung im Sinn des § 50b an das Register tibermittelt;

8 51 Absatz 1 dieses Gesetzes ist anstelle von § 51 Absatz 1 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes in der
am 31. Dezember 2020 geltenden Fassung mit der MalRgabe anzuwenden, dass sich der anzulegende
Wert erst auf null reduziert, wenn der Spotmarktpreis im Sinn des 8 3 Nummer 42a dieses Gesetzes in
mindestens sechs aufeinanderfolgenden Stunden negativ ist; § 51 Absatz 3 dieses Gesetzes ist anstelle
von § 51 Absatz 2 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes in der am 31. Dezember 2020 geltenden Fassung
anzuwenden;

8 55 Absatz 4 dieses Gesetzes ist anstelle von § 55 Absatz 4 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes in der
am 31. Dezember 2020 geltenden Fassung anzuwenden, sofern der Zuschlag nicht bereits am 31. De-
zember 2020 erloschen ist;

8 61b dieses Gesetzes ist anstelle von § 61b des Erneuerbare-Energien-Gesetzes in der am 31. Dezem-
ber 2020 geltenden Fassung anzuwenden;

Anlage 1 zu diesem Gesetz ist anstelle von Anlage 1 zum Erneuerbare-Energien-Gesetz in der am
31. Dezember 2020 geltenden Fassung anzuwenden, wobei auch 8 3 Nummer 42a und 43a dieses Ge-
setzes anzuwenden ist.

(3) Fur Strom aus Anlagen nach Absatz 1 sind ferner § 22 Absatz 2, § 36e Absatz 3, § 36f Absatz 2

und § 36j dieses Gesetzes anzuwenden.

(4) Sobald

eine Anlage nach Absatz 1, die eine installierte Leistung von mehr als 25 Kilowatt hat oder die nach
der fiir sie malRgeblichen Fassung des Erneuerbare-Energien-Gesetzes mit einer technischen Einrich-
tung ausgestattet werden muss, mit der der Netzbetreiber jederzeit die Einspeiseleistung bei Netziiber-
lastung ferngesteuert reduzieren kann,

eine KWK-Anlage, die vor dem 1. Januar 2021 in Betrieb genommen worden ist und eine installierte
Leistung von mehr als 25 Kilowatt hat, oder

eine Anlage nach Absatz 1, die hinter demselben Netzanschluss betrieben wird wie einer steuerbare
Verbrauchseinrichtung nach § 14a des Energiewirtschaftsgesetzes,

nach dem Messstellenbetriebsgesetz mit einem intelligenten Messsystem ausgestattet wird, ist 8 9 Absatz 1
und 1b dieses Gesetzes anstelle der technischen Vorgaben nach der flr die Anlage oder die KWK-Anlage
mafgeblichen Fassung des Erneuerbare-Energien-Gesetzes entsprechend anzuwenden. In den Fallen der
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Nummern 1 und 2 gilt bis zum Einbau des intelligenten Messsystems nach Satz 1 die Pflicht nach der maR-
geblichen Fassung des Erneuerbare-Energien-Gesetzes, die Anlage oder die KWK-Anlage mit technischen
Einrichtungen auszustatten, mit denen der Netzbetreiber jederzeit die Einspeiseleistung bei Netzlberlastung
ferngesteuert reduzieren kann, auch als erfillt, wenn die technischen Einrichtung nur dazu geeignet sind,

1. die Einspeiseleistung bei Netziiberlastung stufenweise ferngesteuert zu reduzieren,
2. die Anlage oder die KWK-Anlage vollstandig ferngesteuert abzuschalten oder

3. die Anforderungen zu erfiillen, die der Netzbetreiber dem Anlagenbetreiber oder dem Betreiber der
KWK-Anlage zur Erfullung der Pflicht vor der Inbetriebnahme der Anlage tbermittelt hat.

Satz 2 ist rickwirkend anzuwenden. Abweichend von Satz 3 sind die Bestimmungen in Satz 2 nicht anzu-
wenden auf Félle, in denen vor dem 1. Januar 2021 ein Rechtsstreit zwischen Anlagenbetreiber und Netzbe-
treiber rechtskréftig entschieden wurde.

(4a) Sobald

1. eine Anlage nach Absatz 1, die eine installierte Leistung von mehr als 7 Kilowatt und hdchstens 25 Ki-
lowatt hat und die nicht nach der fiir sie maRgeblichen Fassung des Erneuerbare-Energien-Gesetzes mit
einer technischen Einrichtung ausgestattet werden muss, mit denen der Netzbetreiber jederzeit die Ein-
speiseleistung bei Netzliberlastung ferngesteuert reduzieren kann, oder

2. eine KWK-Anlage, die vor dem 1. Januar 2021 in Betrieb genommen worden ist und eine installierte
Leistung von mehr als 7 Kilowatt und hdchstens 25 Kilowatt hat,

nach dem Messstellenbetriebsgesetz mit einem intelligenten Messsystem ausgestattet wird, ist § 9 Absatz 1a
und 1b dieses Gesetzes anstelle der technischen Vorgaben nach der fiir die Anlage oder die KWK-Anlage
mafgeblichen Fassung des Erneuerbare-Energien-Gesetzes entsprechend anzuwenden.

(4b) Zur Bestimmung der Grof3e einer Anlage nach den Absétzen 4 und 4a ist § 9 Absatz 3 Satz 1 ent-
sprechend anzuwenden.

(5) §19 in Verbindung mit § 21 Absatz 1 Nummer 3, Absatz 2, § 21b, § 21c Absatz 1 Satz 2, § 23b,
8 25 Absatz 2, den §8 53 und 55 Absatz 9 ist auch fiir ausgeforderte Anlagen anzuwenden, die vor dem 1.
Januar 2021 in Betrieb genommen worden sind und am 31. Dezember 2020 einen Anspruch auf Einspeise-
vergitung hatten. Bei ausgeférderten Anlagen, bei denen der urspriingliche Anspruch auf Zahlung nach der
flr die Anlage mal3geblichen Fassung des Erneuerbare-Energien-Gesetzes am 31. Dezember 2020 beendet
ist, und bei Anlagen, die mit diesen ausgeforderten Anlagen lber eine gemeinsame Messeinrichtung abge-
rechnet werden, ist § 21c Absatz 1 mit der MalRgabe anzuwenden, dass die Frist nach § 21c Absatz 1 Satz 1
auch als erfiillt gilt, wenn der Anlagenbetreiber dem Netzbetreiber die VerduBerungsform nach § 21b Ab-
satz 1 bis zum Ablauf des 18. Dezember 2020 mitgeteilt hat.

(6) §52 Absatz 1 Nummer 1 und Absatz 3 Nummer 1 sind nicht anzuwenden fiir Strom aus,
1. Solaranlagen, die vor dem 1. Januar 2009 in Betrieb genommen wurden, und

2. sonstigen Anlagen, die vor dem 1. August 2014 in Betrieb genommen wurden, sofern sie nicht einer
Registrierungspflicht nach § 6 der Anlagenregisterverordnung unterfielen.

(7) Fur Anlagen zur Erzeugung von Strom aus Wasserkraft mit einer installierten Leistung bis ein-
schliellich 500 Kilowatt, die vor dem 1. Januar 2021 in Betrieb genommen worden sind, erhéht sich der
anzulegende Wert um 3 Cent pro Kilowattstunde bis zum Ende der Vergiitungsdauer der fir die Anlage
mafgeblichen Fassung des Erneuerbare-Energien-Gesetzes. Bei Anlagen nach Satz 1, deren Vergitungs-
dauer nach der maRgeblichen Fassung des Erneuerbare-Energien-Gesetzes nicht befristet ist, besteht der An-
spruch ab dem 1. Januar 2021 flr 10 Kalenderjahre.

(8) Fir Anlagen, die vor dem 1. Oktober 2021 in Betrieb genommen worden sind, sind ab dem 1. Ok-
tober 2021 die 88 10b Absatz 3 und 11 in der ab diesem Datum geltenden Fassung anzuwenden und die
88 14 und 15 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes in der am 30. September 2021 geltenden Fassung ab dem
1. Oktober 2021 nicht mehr anzuwenden. Satz 1 ist auch fir Anlagen nach Absatz 1 anzuwenden.

(9) 8§48 Absatz 5 ist nicht anzuwenden fiir Solaranlagen, die vor dem 1. April 2021 in Betrieb genom-
men worden sind.*
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145. 8 101 wird wie folgt gefasst:

146.

,»§ 101
Anschlussférderung fir Altholz-Anlagen
Far Anlagen, die vor dem 1. Januar 2013 in Betrieb genommen worden sind und Altholz mit Ausnahme

von Industrierestholz einsetzen, ist die Biomasseverordnung in der am 31. Dezember 2011 geltenden Fas-
sung anzuwenden. Anlagen nach Satz 1 durfen nicht an Ausschreibungen teilnehmen. Fir Anlagen nach
Satz 1 verlangert sich nach dem Ende des urspriinglichen Anspruchs auf Zahlung, das in der Fassung des
Erneuerbare-Energien-Gesetzes festgelegt ist, das bei Inbetriebnahme der Anlage anzuwenden war, einmalig
bis zum 31. Dezember 2026. Der anzulegende Wert der Anschlussforderung nach Satz 3 entspricht

1.

in den Kalenderjahren 2021 und 2022 dem anzulegenden Wert fir den in der jeweiligen Anlage erzeug-
ten Strom nach dem Erneuerbare-Energien-Gesetz in der fur die Anlage bisher maligeblichen Fassung,

im Kalenderjahr 2023 80 Prozent des anzulegenden Werts fiir den in der jeweiligen Anlage erzeugten
Strom nach dem Erneuerbare-Energien-Gesetz in der fiir die Anlage bisher malRgeblichen Fassung,

im Kalenderjahr 2024 60 Prozent des anzulegenden Werts fur den in der jeweiligen Anlage erzeugten
Strom nach dem Erneuerbare-Energien-Gesetz in der fiir die Anlage bisher maRgeblichen Fassung,

im Kalenderjahr 2025 40 Prozent des anzulegenden Werts fiir den in der jeweiligen Anlage erzeugten
Strom nach dem Erneuerbare-Energien-Gesetz in der fiir die Anlage bisher malRgeblichen Fassung,

im Kalenderjahr 2026 20 Prozent des anzulegenden Werts fur den in der jeweiligen Anlage erzeugten
Strom nach dem Erneuerbare-Energien-Gesetz in der fiir die Anlage bisher malRgeblichen Fassung.

Der sich nach Satz 4 ergebende Wert wird auf zwei Stellen nach dem Komma gerundet.*

§ 103 wird wie folgt gedndert:

a)

b)

Die Absatze 1 bis 3 werden wie folgt gefasst:

»(1) Fur Antrage flr die Begrenzungsjahre 2022 bis 2025 sind bei der Anwendung des 8 64 Ab-
satz 2 Nummer 3, Absatz 3 Nummer 1 Buchstabe b und c, Absatz 5a Satz 3 und Absatz 6 Nummer 3
anstelle der letzten drei abgeschlossenen Geschéftsjahre zwei der letzten drei abgeschlossenen Ge-
schaftsjahre zugrunde zu legen, wobei das Unternehmen selbst bestimmen kann, welche zwei der letz-
ten drei abgeschlossenen Geschaftsjahre zugrunde gelegt werden sollen. Dabei missen flr dieselben
zwei Geschéftsjahre die Angaben Uber den Stromverbrauch und die Bruttowertschdpfung zugrunde ge-
legt werden. Fiir Unternehmen mit nur zwei abgeschlossenen Geschéftsjahren sind bei Antragen fir die
Begrenzungsjahre 2022 bis 2025, unabhéngig von § 64 Absatz 4, diese zwei abgeschlossenen Ge-
schéftsjahre zugrunde zu legen. Satz 1 ist entsprechend fiir Antrédge fiir die Begrenzungsjahre 2022 bis
2025 nach Absatz 4 anzuwenden.

(2) Landstromanlagen dirfen abweichend von § 66 Absatz 3 den Antrag fiir das Begrenzungsjahr
2021 bis zum 31. Mérz 2021 stellen. Fiir Antrége fir die Begrenzungsjahre 2021, 2022 und 2023 mus-
sen abweichend von § 65b Absatz 3 die Stromliefervertrage und Abrechnungen des letzten Kalender-
jahres gegeniiber den Seeschiffen nicht vorgelegt werden.

(3) Fir Antrage fiir das Begrenzungsjahr 2022 sind § 64 Absatz 1 Nummer 1, Absatz 3 Num-
mer 1 Buchstabe a und Absatz 5a Satz 1 Nummer 2 und § 65 Absatz 1 mit der MaRgabe anzuwenden,
dass das Unternehmen anstelle des letzten abgeschlossenen Geschéftsjahres auch das letzte vor dem
1. Januar 2020 abgeschlossene Geschiftsjahr zugrunde legen kann.*

Absatz 4 wird wie folgt geandert:

aa) In Satz 1 werden in dem Satzteil nach der Gliederung die Worter ,,in Verbindung mit Absatz 1 und
2 dieses Paragrafen‘ gestrichen.

bb) In Satz 3 werden die Worter ,,Absatz 3 und‘ gestrichen.
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Absatz 5 wird wie folgt gefasst:

»(5) Abweichend von § 3 Nummer 18 kann der Nachweis eines Energie- oder Umweltmanage-
ment-Systems fiir das Begrenzungsjahr 2022 auch durch eine Zertifizierung nach DIN EN 1SO 50001,
Ausgabe Dezember 2011, gefiihrt werden.*

Die Absatze 6 bis 8 werden aufgehoben.

§ 104 wird wie folgt geéndert:

2)

b)
c)

d)

f)

9)

Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

,»(1) Fur die Erhebung von Gebuhren und Auslagen fir individuell zurechenbare 6ffentliche Leis-
tungen nach diesem Gesetz und nach den auf diesem Gesetz beruhenden Rechtsverordnungen, die vor
dem Inkrafttreten der auf Grundlage des § 22 Absatz 4 des Bundesgebiihrengesetzes durch das Bundes-
ministerium fur Wirtschaft und Energie erlassenen Gebuhrenverordnung am 1. Oktober 2021 beantragt
oder begonnen, aber noch nicht vollstandig erbracht wurden, ist das bis einschlielich zum 30. Septem-
ber 2021 geltende Recht in der jeweils geltenden Fassung weiter anzuwenden.*

Absatz 3 Satz 3 bis 6 wird aufgehoben.
Absatz 5 wird wie folgt gefasst:

,(5) Wenn zwischen einem Elektrizitatsversorgungsunternenmen und einem Ubertragungsnetz-
betreiber ein Streit oder eine Ungewissheit iber das Vorliegen der Voraussetzungen des Leistungsver-
weigerungsrechts nach Absatz 4 besteht und noch nicht durch ein Gericht dem Grunde nach rechtskraf-
tig entschieden worden ist, kann das Elektrizitatsversorgungsunternehmen, wenn die Mitteilung nach
Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 fristgerecht iibermittelt wurde, bis zum 30. Juni 2022 von dem Ubertra-
gungsnetzbetreiber den Abschluss eines Vergleichs nach Satz 2 verlangen. In dem Vergleich ist zu re-
geln, dass das Elektrizitatsversorgungsunternehmen

1. flr die streitbefangenen Strommengen, die es entsprechend seiner Mitteilung in der in dieser Mit-
teilung genannten Stromerzeugungsanlage erzeugt und vor dem 1. Januar 2021 an den betreffen-
den Letztverbraucher geliefert hat, die Erfiillung des Anspruchs des Ubertragungsnetzbetreibers
auf Abnahme und Vergutung von Strom oder auf Zahlung der EEG-Umlage verweigern kann und

2. fur Strommengen, die es nach dem 31. Dezember 2020 entsprechend seiner Mitteilung in der in
dieser Mitteilung genannten Stromerzeugungsanlage erzeugt und an den betreffenden Letztver-
braucher liefert, die EEG-Umlage nach § 60 Absatz 1 leistet, soweit es die Leistung nicht unstreitig
nach Absatz 4 verweigern kann oder die EEG-Umlage nicht nach § 60a von dem belieferten Letzt-
verbraucher zu leisten ist.*.

In Absatz 7 wird nach den Woértern ,,anzuwenden fiir* das Wort ,,hocheffiziente* eingefiigt.
Absatz 8 wird aufgehoben.

Absatz 10 wird wie folgt geéndert:

aa) In Satz 1 wird die Angabe ,,2021* durch die Angabe ,,2022* ersetzt.

bb) In Satz 2 wird die Angabe ,,2020* durch die Angabe ,,2021* und die Angabe ,,2021° durch die
Angabe ,,2022¢ ersetzt.

In Absatz 11 Nummer 5 wird die die Angabe ,,2021¢ durch die Angabe ,,2022 ersetzt.

Nach § 104 wird folgender 8 105 eingefigt:

,»§ 105
Beihilferechtlicher Genehmigungsvorbehalt

(1) Die Bestimmungen dieses Gesetzes fiir Strom aus Anlagen, fiir den nach dem 31. Dezember 2020

ein Anspruch nach diesem Gesetz begriindet wird, dirfen erst nach der beihilferechtlichen Genehmigung
durch die Européische Kommission und nach MalRgabe dieser Genehmigung angewendet werden.
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(2) Soweit die 88 63 bis 69 dieses Gesetzes von den §8 63 bis 69 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes
in der am 31. Dezember 2020 geltenden Fassung abweichen, diirfen sie erst nach der beihilferechtlichen
Genehmigung durch die Européische Kommission und nach MaRgabe dieser Genehmigung angewendet wer-
den.

(3) 8104 Absatz 5 darf erst nach der beihilferechtlichen Genehmigung durch die Europdische Kom-
mission und nur nach MaRgabe der Genehmigung angewandt werden.

(4) Abweichend von Absatz 1 sind die 88 19 Absatz 1 Nummer 2, Absatz 2 und 3, 21 Absatz 1 Num-
mer 3 Buchstabe b und Absatz 2, 21b, 21c, 23 b Absatz 1, 25 Absatz 2 Nummer 1, 53 Absatz 2 fur Strom
aus ausgeforderten Anlagen bis zu 100 kW, die keine Windenergieanlagen an Land sind, ab dem 1. Januar
2021 anzuwenden.

(5) Solange und soweit fiir die Bestimmungen in den §8 21 Absatz 1 Nummer 3 Buchstabe a, 23b
Absatz 2, 25 Absatz 2 Nummer 2 und 3 und 95 Nummer 3a keine beihilferechtliche Genehmigung durch die
Europdische Kommission vorliegt, sind fiir Windenergieanlagen an Land, bei denen der urspringliche An-
spruch auf Zahlung nach der fiir die Anlage malRgeblichen Fassung des Erneuerbare-Energien-Gesetzes am
31. Dezember 2020 beendet ist, die in Absatz 4 genannten Bestimmungen ab dem 1. Januar 2021 bis langs-
tens zum 31. Dezember 2021 entsprechend anzuwenden.*
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149. Anlage 1 wird wie folgt gefasst:

»Anlage 1 (zu § 23a)
Hohe der Marktpramie

1. Begriffsbestimmungen

Im Sinn dieser Anlage ist

- ,,MP*“ die Hohe der Marktpréamie nach § 23a in Cent pro Kilowattstunde,

— AW der anzulegende Wert unter Beriicksichtigung der §§ 19 bis 54 in Cent pro Kilowattstunde,

- ,,MW*der jeweilige Monatsmarktwert in Cent pro Kilowattstunde,

— L JW* der jeweilige Jahresmarktwert in Cent pro Kilowattstunde.

2. Zeitlicher Anwendungsbereich

Fir Strom aus Anlagen, die vor dem 1. Januar 2023 in Betrieb genommen worden sind oder deren Zuschlag vor
dem 1. Januar 2023 erteilt worden ist, wird die Hohe der Marktpramie nach § 23a (,,MP*) anhand des
energietragerspezifischen Monatsmarktwertes nach Nummer 3 berechnet. Fiir Strom aus anderen Anlagen wird die
Haéhe der Marktpramie nach § 23a (,,MP*) anhand des energietragerspezifischen Jahresmarktwertes nach

Nummer 4 berechnet.

3. Berechnung der Marktpramie anhand des energietragerspezifischen Monatsmarktwertes

3.1 Berechnungsgrundsatze

3.11 Die Hohe der Marktpramie wird kalendermonatlich berechnet. Die Berechnung erfolgt riickwirkend anhand der fiir
den jeweiligen Kalendermonat berechneten Werte.

3.1.2 Die Hohe der Marktpramie in Cent pro Kilowattstunde direkt vermarkteten und tatséchlich eingespeisten Stroms
wir nach der folgenden Formel berechnet:
MP = AW - MW
Ergibt sich bei der Berechnung ein Wert kleiner null, wird abweichend von Satz 1 der Wert ,,MP* mit null
festgesetzt.

3.2 Berechnung des Monatsmarktwerts ,, MW bei Strom aus Wasserkraft, Deponiegas, Klargas, Grubengas,

Biomasse und Geothermie

Der Wert ,,MW* ist bei direkt vermarktetem Strom aus Wasserkraft, Deponiegas, Klargas, Grubengas, Biomasse
und Geothermie der tatséchliche Monatsmittelwert des Spotmarktpreises.

33 Berechnung es Monatsmarktwerts ,, MW bei Strom aus Windenergie und solarer Strahlungsenergie

331 Energietragerspezifischer Monatsmarktwert

Als Wert ,,MW* ist anzulegen bei direkt vermarktetem Strom aus

—  Windenergieanlagen an Land der Wert , MWwjing an Land"

—  Windenergieanlagen auf See der Wert , MWyying auf see” und

—  Solaranlagen der Wert , MWsggja

3.3.2 Windenergie an Land

>MWuwjingan Land™ ist der tatséchliche Monatsmittelwert des Marktwerts von Strom aus Windenergieanlagen an Land,
der sich aus dem Spotmarktpreis ergibt und wie folgt berechnet wird:

—  Fir jede Stunde eines Kalendermonats wird der durchschnittliche Spotmarktpreis mit der Menge des in dieser
Stunde nach der Online-Hochrechnung nach Nummer 5.1 erzeugten Stroms aus Windenergieanlagen an Land
multipliziert.

— Die Ergebnisse flr alle Stunden des Kalendermonats werden summiert.

— Diese Summe wird dividiert durch die Menge des in dem gesamten Kalendermonat nach der Online-
Hochrechnung nach Nummer 5.1 erzeugten Stroms aus Windenergieanlagen an Land.

3.3.3 Windenergie auf See

»MWwingaursee™ st der tatsdchliche Monatsmittelwert des Marktwerts von Strom aus Windenergieanlagen auf See,
der sich aus dem Spotmarktpreis ergibt. Fiir die Berechnung von ,,MWying auf see”* ist die Berechnungsmethode der
Nummer 3.3.2 mit der MalRgabe anzuwenden, dass statt des nach der Online-Hochrechnung nach Nummer 5.1
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erzeugten Stroms aus Windenergieanlagen an Land der nach der Online-Hochrechnung nach Nummer 5.1 erzeugte
Strom aus Windenergieanlagen auf See zugrunde zu legen ist.

3.34 Solare Strahlungsenergie

»MWsgiar' ist der tatsdchliche Monatsmittelwert des Marktwerts von Strom aus Solaranlagen, der sich aus dem
Spotmarktpreis ergibt. Fiir die Berechnung von ,,MWsq“ ist die Berechnungsmethode der Nummer 3.3.2 mit der
MaRgabe anzuwenden, dass statt des nach der Online-Hochrechnung nach Nummer 5.1 erzeugten Stroms aus
Windenergieanlagen an Land der nach der Online-Hochrechnung nach Nummer 5.1 erzeugte Strom aus
Solaranlagen zugrunde zu legen ist.

4. Berechnung der Marktpramie anhand des energietragerspezifischen Jahresmarktwerts

4.1 Berechnungsgrundsétze

411 Die Hohe der Marktpramie wird jahrlich berechnet. Die Berechnung erfolgt riickwirkend anhand des fiir das
jeweilige Kalenderjahr tatséchlich berechneten Jahresmarktwerts.

412 Die Hohe der Marktpramie in Cent pro Kilowattstunde direkt vermarkteten und tatsachlich eingespeisten Stroms
wird nach der folgenden Formel berechnet:
MP = AW - JW
Ergibt sich bei der Berechnung ein Wert kleiner null, wird abweichend von Satz 1 der Wert ,MP* mit dem Wert null
festgesetzt.

4.2 Berechnung des Jahresmarktwerts ,JW¢ bei Strom aus Wasserkraft, Deponiegas, Klirgas, Grubengas,

Biomasse und Geothermie

Als Wert ,, JW* ist bei direkt vermarktetem Strom aus Wasserkraft, Deponiegas, Klargas, Grubengas, Biomasse und
Geothermie der tatsachliche Jahresmittelwert des Spotmarktpreises anzulegen.

43 Berechnung des Jahresmarktwertes ,,JW* bei Strom aus Windenergie und solarer Strahlungsenergie

431 Energietragerspezifischer Jahresmarktwert

Als Wert ,,JW* in Cent pro Kilowattstunde ist anzulegen bei direkt vermarktetem Strom aus

—  Windenergieanlagen an Land der Wert ,,JWwind an Land"

—  Windenergieanlagen auf See der Wert ,,JWyind auf see”* und

—  Solaranlagen der Wert ,,JWsoar™.

432 Windenergie an Land

-y Wwindan Land™ 18t der tatséchliche Jahresmittelwert des Marktwerts von Strom aus Windenergieanlagen an Land,
der sich aus dem Spotmarktpreis ergibt und wie folgt berechnet wird:

—  Fir jede Stunde eines Kalenderjahres wird der durchschnittliche Spotmarktpreis mit der Menge des in dieser
Stunde nach der Online-Hochrechnung nach Nummer 5.1 erzeugten Stroms aus Windenergieanlagen an Land
multipliziert.

— Die Ergebnisse fiir alle Stunden des Kalenderjahres werden summiert.

— Diese Summe wird dividiert durch die Menge des in dem gesamten Kalenderjahr nach der Online-
Hochrechnung nach Nummer 5.1 erzeugten Stroms aus Windenergieanlagen an Land.

433 Windenergie auf See

1) Wwindauf see* ist der tatséchliche Jahresmittelwert des Marktwerts von Strom aus Windenergieanlagen auf See, der
sich aus dem Spotmarktpreis ergibt. Fiir die Berechnung von ,,JWing auf see”* ist die Berechnungsmethode der
Nummer 4.3.2 mit der MaRgabe anzuwenden, dass statt des nach der Online-Hochrechnung nach Nummer 5.1
erzeugten Stroms aus Windenergieanlagen an Land der nach der Online-Hochrechnung nach Nummer 5.1 erzeugte
Strom aus Windenergieanlagen auf See zugrunde zu legen ist.

434 Solare Strahlungsenergie

)Wl ist der tatséchliche Jahresmittelwert des Marktwerts von Strom aus Solaranlagen, der sich aus dem
Spotmarktpreis ergibt. Fiir die Berechnung von ,,JWsgs ist die Berechnungsmethode der Nummer 4.3.2 mit der
Maligabe anzuwenden, dass statt des nach der Online-Hochrechnung nach Nummer 5.1 erzeugten Stroms aus
Windenergieanlagen an Land der nach der Online-Hochrechnung nach Nummer 5.1 erzeugte Strom aus
Solaranlagen zugrunde zu legen ist.

5. Veroffentlichungen

5.1 Die Ubertragungsnetzbetreiber miissen jederzeit unverziiglich auf einer gemeinsamen Internetseite in einheitlichem
Format die auf der Grundlage einer reprasentativen Anzahl von gemessenen Referenzanlagen erstellte Online-
Hochrechnung der Menge des tatséchlich erzeugten Stroms aus Windenergieanlagen an Land, Windenergieanlagen
auf See und Solaranlagen in ihren Regelzonen in mindestens stiindlicher Auflésung verdffentlichen. Fir die
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Erstellung der Online-Hochrechnung sind Reduzierungen der Einspeiseleistung der Anlage durch den Netzbetreiber
oder im Rahmen der Direktvermarktung nicht zu berticksichtigen.

5.2 Die Ubertragungsnetzbetreiber miissen ferner fiir jeden Kalendermonat bis zum Ablauf des zehnten Werktags des
Folgemonats auf einer gemeinsamen Internetseite in einheitlichem Format und auf drei Stellen nach dem Komma
gerundet folgende Daten in nicht personenbezogener Form verdffentlichen:

a) den Spotmarktpreis fur jeden Kalendertag in stindlicher Auflésung,

b) den Wert ,MW* nach der MaBgabe der Nummer 3.2,

c) den Wert ,MWyyingan Land** nach der Maf3gabe der Nummer 3.3.2,

d) den Wert , MWyying auf see”* nach der MaBgabe der Nummer 3.3.3 und

e) den Wert ,,MWsgqpr nach der MaBigabe der Nummer 3.3.4.

5.3 Die Ubertragungsnetzbetreiber miissen ferner fiir jedes Kalenderjahr bis zum Ablauf des zehnten Werktages des
Folgejahres auf einer gemeinsamen Internetseite in einheitlichem Format und auf drei Stellen nach dem Komma
gerundet folgende Daten in nicht personenbezogener Form verdffentlichen:

a) den Wert , JW* nach der Mafigabe der Nummer 4.2,

b) den Wert ,,JWwjingan Lang* nach der MaBgabe der Nummer 4.3.2,

c) den Wert ,,JWyyingaufsee” Nach der MaBigabe der Nummer 4.3.3 und

d) den Wert , JWgqar nach der Ma3gabe der Nummer 4.3.4.

54 Die Ubertragungsnetzbetreiber missen ferner im Fall einer nicht vollstidndigen oder nur teilweisen Koppelung der
Orderbicher aller Strombdrsen den von ihnen ermittelten Spotmarktpreis unverziglich, spéatestens zwei Stunden
nach der Mitteilung der erforderlichen Informationen durch die Strombdrsen nach Nummer 6 Buchstabe b verof-
fentlichen.

55 Soweit Daten, die nach Nummer 5.2 oder 5.3 veréffentlicht werden miissen, nicht fristgerecht verfiigbar sind, muss
die Veroffentlichung unverziiglich nachgeholt werden.*

6. Mitteilungspflichten der Strombdérsen

Die Stromborsen miissen den Ubertragungsnetzbetreibern folgende Informationen mitteilen:

a) bis zum Ablauf des zweiten Werktags des Folgemonats den von ihnen im Rahmen der Kopplung der Orderbii-
cher aller Strombdrsen ermittelten Spotmarktpreis fiir jeden Kalendertag in stundlicher Auflésung und

b) im Fall einer nicht vollstandigen oder nur teilweisen Koppelung der Orderbiicher aller Strombdrsen fiir die je-
weils hiervon betroffenen Stunden den an ihrer Strombdrse ermittelten Preis fir die Stromstundenkontrakte in
der vortagigen Auktion und ihr Handelsvolumen fiir diese Stromstundenkontrakte; diese Mitteilung muss un-
verziiglich, spatestens zwei Stunden nach Abschluss der vortigigen Auktion erfolgen.*

150. Anlage 3 Abschnitt I Nummer 5 wird aufgehoben:

151. Folgende Anlage 5 wird angefiigt:

»Anlage 5 (zu § 3 Nummer 43c)
Sidregion

Folgende kreisfreie Stédte, Stadtkreise, Kreise und Landkreise bilden die Stdregion:

Sudregion

Baden-Wiirttemberg

Landkreis Alb-Donau-Kreis

Stadtkreis Baden-Baden

Landkreis Biberach

Landkreis Boblingen

Landkreis Bodenseekreis

Landkreis Breisgau-Hochschwarzwald

Landkreis Calw

Landkreis Emmendingen
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Sudregion

Landkreis Enzkreis

Landkreis Esslingen

Stadtkreis Freiburg im Breisgau

Landkreis Freudenstadt

Landkreis Goppingen

Stadtkreis Heidelberg

Landkreis Heidenheim

Stadtkreis Heilbronn

Landkreis Heilbronn

Landkreis Hohenlohekreis

Stadtkreis Karlsruhe

Landkreis Karlsruhe

Landkreis Konstanz

Landkreis Lorrach

Landkreis Ludwigsburg

Landkreis Main-Tauber-Kreis

Stadtkreis Mannheim

Landkreis Neckar-Odenwald-Kreis

Landkreis Ortenaukreis

Landkreis Ostalbkreis

Stadtkreis Pforzheim

Landkreis Rastatt

Landkreis Ravensburg

Landkreis Rems-Murr-Kreis

Landkreis Reutlingen

Landkreis Rhein-Neckar-Kreis

Landkreis Rottweil

Landkreis Schwabisch Hall

Landkreis Schwarzwald-Baar-Kreis

Landkreis Sigmaringen

Stadtkreis Stuttgart

Landkreis Tlbingen

Landkreis Tuttlingen

Stadtkreis Ulm

Landkreis Waldshut

Landkreis Zollernalbkreis

Bayern

Landkreis Aichach-Friedberg

Landkreis Altétting

Kreisfreie Stadt Amberg

Landkreis Amberg-Sulzbach
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Sudregion

Kreisfreie Stadt Ansbach

Landkreis Ansbach

Kreisfreie Stadt Aschaffenburg

Landkreis Aschaffenburg

Kreisfreie Stadt Augsburg

Landkreis Augsburg

Landkreis Bad To6lz-Wolfratshausen

Kreisfreie Stadt Bamberg

Landkreis Bamberg

Kreisfreie Stadt Bayreuth

Landkreis Bayreuth

Landkreis Berchtesgadener Land

Landkreis Cham

Landkreis Dachau

Landkreis Deggendorf

Landkreis Dillingen an der Donau

Landkreis Dingolfing-Landau

Landkreis Donau-Ries

Landkreis Ebersberg

Landkreis Eichstatt

Landkreis Erding

Kreisfreie Stadt Erlangen

Landkreis Erlangen-Hochstadt

Landkreis Forchheim

Landkreis Freising

Landkreis Freyung-Grafenau

Landkreis Furstenfeldbruck

Kreisfreie Stadt Firth

Landkreis Flrth

Landkreis Garmisch-Partenkirchen

Landkreis Giinzburg

Landkreis HaRRberge

Kreisfreie Stadt Ingolstadt

Kreisfreie Stadt Kaufbeuren

Landkreis Kelheim

Kreisfreie Stadt Kempten (Allgéu)

Landkreis Kitzingen

Landkreis Landsberg am Lech

Kreisfreie Stadt Landshut

Landkreis Landshut

Landkreis Lindau (Bodensee)
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Sudregion

Landkreis Main-Spessart

Kreisfreie Stadt Memmingen

Landkreis Miesbach

Landkreis Miltenberg

Landkreis Muhldorf am Inn

Kreisfreie Stadt Minchen

Landkreis Miinchen

Landkreis Neuburg-Schrobenhausen

Landkreis Neumarkt in der Oberpfalz

Landkreis Neustadt an der Aisch-Bad Windsheim

Landkreis Neustadt an der Waldnaab

Landkreis Neu-Ulm

Kreisfreie Stadt Niirnberg

Landkreis Nurnberger Land

Landkreis Oberallgdu

Landkreis Ostallgau

Kreisfreie Stadt Passau

Landkreis Passau

Landkreis Pfaffenhofen an der llm

Landkreis Regen

Kreisfreie Stadt Regensburg

Landkreis Regensburg

Kreisfreie Stadt Rosenheim

Landkreis Rosenheim

Landkreis Roth

Landkreis Rottal-Inn

Kreisfreie Stadt Schwabach

Landkreis Schwandorf

Kreisfreie Stadt Schweinfurt

Landkreis Schweinfurt

Landkreis Starnberg

Kreisfreie Stadt Straubing

Landkreis Straubing-Bogen

Landkreis Tirschenreuth

Landkreis Traunstein

Landkreis Unterallgdu

Kreisfreie Stadt Weiden in der Oberpfalz

Landkreis Weilheim-Schongau

Landkreis WeilRenburg-Gunzenhausen

Kreisfreie Stadt Wirzburg

Landkreis Wiirzburg
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Sudregion

Hessen

Landkreis Bergstra3e

Kreisfreie Stadt Darmstadt

Landkreis Darmstadt-Dieburg

Landkreis GroRR-Gerau

Landkreis Odenwaldkreis

Landkreis Offenbach

Rheinland-Pfalz

Landkreis Alzey-Worms

Landkreis Bad Dirkheim

Landkreis Bad Kreuznach

Landkreis Bernkastel-Wittlich

Landkreis Birkenfeld

Landkreis Donnersbergkreis

Landkreis Eifelkreis Bitburg-Prim

Kreisfreie Stadt Frankenthal (Pfalz)

Landkreis Germersheim

Kreisfreie Stadt Kaiserslautern

Landkreis Kaiserslautern

Landkreis Kusel

Kreisfreie Stadt Landau in der Pfalz

Kreisfreie Stadt Ludwigshafen am Rhein

Kreisfreie Stadt Mainz

Landkreis Mainz-Bingen

Kreisfreie Stadt Neustadt an der WeinstraRe

Kreisfreie Stadt Pirmasens

Landkreis Rhein-Hunsriick-Kreis

Landkreis Rhein-Pfalz-Kreis

Kreisfreie Stadt Speyer

Landkreis Siidliche Weinstrafle

Landkreis Sudwestpfalz

Kreisfreie Stadt Trier

Landkreis Trier-Saarburg

Kreisfreie Stadt Worms

Kreisfreie Stadt Zweibriicken

Saarland

Landkreis Merzig-Wadern

Landkreis Neunkirchen

Landkreis Regionalverband Saarbriicken

Landkreis Saarlouis

Landkreis Saarpfalz-Kreis
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Sudregion

Landkreis St. Wendel*.

Artikel 2

Anderung des Energiewirtschaftsgesetzes

Das Energiewirtschaftsgesetz vom 7. Juli 2005 (BGBI. | S. 1970), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes
vom 3. Dezember 2020 (BGBI. | S. 2682) gedndert worden ist, wird wie folgt geandert:

In der Inhaltstibersicht wird die Angabe zur Anlage 2 (zu 8 13g) gestrichen.

In § 13i Absatz 3 Nummer 3 werden die Worter ,,Ubertragungsnetzbetreiber in dem Netzausbaugebiet nach
8 36¢ des Erneuerbare-Energien-Gesetzes zum Abschluss von vertraglichen Vereinbarungen in einem be-
stimmten Umfang zu verpflichten und* gestrichen.

§ 13g Absatz 9 wird aufgehoben.

§ 17e wird wie folgt gedndert:

a)

b)

c)

In Absatz 1 Satz 1 und 4 und werden jeweils die Worter ,,in Verbindung mit § 47 des Erneuerbare-
Energien-Gesetzes“ gestrichen.

In Absatz 2 Satz 2 werden die Worter ,,in Verbindung mit § 47 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes*
gestrichen.

Folgender Satz wird angefugt:

»~Auf Zuschldge nach § 34 des Windenergie-auf-See-Gesetzes ist Satz 1 in der am ... [einsetzen: Tag
der Verkindung des Gesetzes zur Anderung des Windenergie-auf-See-Gesetzes und anderer VVorschrif-
ten] geltenden Fassung anzuwenden.*

8 111e wird wie folgt gedndert:

a)

b)

Absatz 1 wird wie folgt gedndert:
aa) In Nummer 2 wird das Wort ,,energierechtlicher* durch das Wort ,,von‘ ersetzt.
bb) Nach Nummer 2 wird folgende Nummer 2a eingefigt:

,»2a. die Prozesse der Energieversorgung durchgingig zu digitalisieren und dafiir insbesondere den
Netzanschluss und den Anlagenbetrieb im Hinblick auf Energievermarktung, Férderung,
Abrechnung und die Besteuerung auf eine einheitliche Datenbasis zu stellen,*.

cc) Folgender Satz wird angeflgt:

»Die Bundesnetzagentur stellt durch fortlaufende Weiterentwicklung sicher, dass das Markt-
stammdatenregister jederzeit dem Stand der digitalen Technik und den Nutzungsgewohnheiten in
Onlinesystemen entspricht.*

Absatz 6 wird wie folgt gefasst:

,(6) Die Bundesnetzagentur berichtet der Bundesregierung erstmals zum 31. Dezember 2022 und
danach alle zwei Jahre Uber den aktuellen Stand und Fortschritt des Marktstammdatenregisters. Im Be-
richt ist insbesondere darauf einzugehen, wie das Marktstammdatenregister technisch weiterentwickelt
wurde, wie die Nutzung des Registers und der registrierten Daten zur Erfillung von Meldepflichten
beigetragen haben, wie durch die Digitalisierung die Prozesse der Energieversorgung vereinfacht wur-
den und welche organisatorischen und technischen MaRnahmen zur Verbesserung der 6ffentlichen Da-
tenverfiigbarkeit getroffen wurden.*

Anlage 2 (zu § 13g) wird aufgehoben.
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Artikel 3
Anderung der Stromnetzzugangsverordnung

Dem § 12 der Stromnetzzugangsverordnung vom 25. Juli 2005 (BGBI. | S. 2243), die zuletzt durch Arti-
kel 14 des Gesetzes vom 13. Mai 2019 (BGBI. | S. 706) ge&ndert worden ist, wird folgender Absatz 5 angefligt:

»(5) Die Anwendung standardisierter Lastprofile an einem Netzanschlusspunkt ist nicht zuléssig, wenn hin-
ter dem Netzanschlusspunkt sowohl Verbrauch als auch Erzeugung stattfinden, dabei der erzeugte Strom nicht
vollstandig in das Netz eingespeist wird und die zugehdérige Messstelle mit einem intelligenten Messsystem nach
dem Messstellenbetriebsgesetz ausgestattet ist.*

Artikel 4
Anderung der Marktstammdatenregisterverordnung

Die Marktstammdatenregisterverordnung vom 10. April 2017 (BGBI. | S. 842), die zuletzt durch Artikel 9
des Gesetzes vom 8. August 2020 (BGBI. | S. 1728) gedndert worden ist, wird wie folgt gedndert:

1. In 85 Absatz 2 Nummer 3 werden nach dem Wort ,,sind“ die Worter ,,oder die nicht zu Stromerzeugungs-
einheiten mit einer installierten Leistung von mindestens 10 Megawatt gehoren‘ eingefligt.

2. §19 Absatz 1 Nummer 2 wird wie folgt gedndert:
a) Indem Satzteil vor Buchstabe a werden die Worter ,,nach § 46a Absatz 5 und* gestrichen.
b) Buchstabe a wird aufgehoben.
¢) Buchstabe b wird Buchstabe a.

d) Der bisherige Buchstabe ¢ wird Buchstabe b und die Worter ,,der §§ 46a und 49 des Erneuerbare-Ener-
gien-Gesetzes fiir Windenergieanlagen an Land und Solaranlagen® werden durch die Worter ,,von § 49
des Erneuerbare-Energien-Gesetzes fiir Solaranlagen® ersetzt.

3. In §25 Absatz 6 wird die Angabe ,,1. Juli 2017 durch die Angabe ,,1. Februar 2019* und das Wort ,,anzu-
wenden® durch die Worter ,,und danach mit der Mafigabe anzuwenden, dass die Anspriiche nicht fallig wer-
den, solange die Betreiber die Einheiten nicht registriert haben oder, bei KWK-Anlagen, die Wiederauf-
nahme des Dauerbetriebs nach ihrer Modernisierung nicht registriert haben und der Netzbetreiber Kenntnis
von der Nichtregistrierung erlangt hat oder erlangt haben miisste ersetzt.

4. Tabelle 1l der Anlage wird wie folgt gedndert:

a) Nummer 11.1.1.15 wird wie folgt gefasst:

HIL1.1.15 Technologie der R WI: [1]: P, [H]:
Stromerzeugung P.
SO: /.
BI: [1]: P.
GS: []: P.
SP: (I): R*.
b) Nach Nummer 11.1.1.25 wird folgende Nummer 11.1.1.26 eingefugt:
HIL1.1.26 Datum des R bei Betrei-
Betreiber- berwechsel .
wechsels

¢) Die Nummer 11.2.3.1 wird aufgehoben.



Drucksache 763/20

— 71—

d) Die bisherige Nummer 11.2.3.2 wird die Nummer 11.2.3.1 und in deren Spalte Datum wird nach der
Angabe ,,EEG 2017 die Angabe ,,oder EEG 2021 eingefiigt.

e) Die bisherige Nummer 11.2.3.3 wird Nummer 11.2.3.2.

f)  Inden Nummern 11.1.1.25, 11.2.1.3 und 11.2.2 wird jeweils die Angabe ,,EEG 2017 durch die Angabe
,EEG* ersetzt.

Artikel 5
Anderung des Messstellenbetriebsgesetzes

In 8 60 des Messstellenbetriebsgesetzes vom 29. August 2016 (BGBI. | S. 2034), das zuletzt durch Artikel 90
des Gesetzes vom 20. November 2019 (BGBI. | S. 1626) gedndert worden ist, wird in Absatz 3 in den Nummern
1 Buchstabe b), 2 Buchstabe b), 3 Buchstabe b) und 4 Buchstabe b) jeweils das Wort ,,nur gestrichen und werden
jeweils hinter den Wortern ,,§ 55 Absatz 1 Nummer 2 die Worter ,,bei Letztverbrauchern, bei denen hinter dem
Netzanschlusspunkt sowohl Verbrauch als auch Erzeugung stattfinden und dabei der erzeugte Strom nicht voll-
stdndig in das Netz der allgemeinen Versorgung eingespeist wird, sowie bei eingefligt.

Artikel 6
Anderung der Biomassestrom-Nachhaltigkeitsverordnung

Die Biomassestrom-Nachhaltigkeitsverordnung vom 23. Juli 2009 (BGBI. | S. 2174), die zuletzt durch Ar-
tikel 1 der Verordnung vom 26. Juni 2018 (BGBI. | S. 872) geéndert worden ist, wird wie folgt gedndert:

1. In &3 Absatz 1 Nummer 3 werden die Worter ,,§ 93 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes* durch die Worter
,»§ 111f des Energiewirtschaftsgesetzes ersetzt.

2. 8§67 Absatz 1 Nummer 1 wird wie folgt gefasst:
,»1. mit den Daten des Marktstammdatenregisters nach § 111e des Energiewirtschaftsgesetzes und®.

3. In 873 Absatz 2 werden die Worter ,,oder mit den Daten im Anlagenregister nach § 6 Absatz 2 Satz 1 des
Erneuerbare-Energien-Gesetzes* gestrichen.

Artikel 7
Anderung der Erneuerbare-Energien-Ausfiihrungsverordnung

Die Erneuerbare-Energien-Ausfiihrungsverordnung vom 22. Februar 2010 (BGBI. | S. 134), die zuletzt
durch Artikel 4 des Gesetzes vom 25. Mai 2020 (BGBI. 1 S. 1070) geéndert worden ist, wird wie folgt geéndert:

1. In 83 Absatz 1 Satz 3 wird das Wort ,,ist* durch das Wort ,,sind* ersetzt und werden nach den Wértern ,,der
Erneuerbare-Energien-Verordnung* die Worter ,,und Einnahmen und Ausgaben, die nach § 3 Absatz 11 der
Erneuerbare-Energien-Verordnung abzugrenzen sind,* eingefugt.

2. In §7 Absatz 2 Satz 3 werden die Worter ,,Market-Clearing-Preis der jeweiligen Stunde der Day-Ahead-
Auktion an der European Power Exchange® durch die Worter ,,Spotmarktpreis nach § 3 Nummer 42a des
Erneuerbare-Energien-Gesetzes* ersetzt.

3. In§8 Absatz 1 Satz 1 werden die Worter ,,an der Stromborse* durch die Worter ,,an einer der Stromborsen
und die Worter ,,an dem Spotmarkt einer Strombdorse durch die Worter ,,an den Spotmérkten dieser Strom-
borsen* ersetzt.
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Abschnitt 2 wird aufgehoben.

Artikel 8

Anderung der Besondere-Ausgleichsregelung-Gebiihrenverordnung

Die Anlage zur Besondere-Ausgleichsregelung-Gebuhrenverordnung vom 5. Mérz 2013 (BGBI. | S. 448),
die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 17. Dezember 2018 (BGBI. I S. 2500) geandert worden ist, wird
wie folgt gefasst:

»Anlage

(zu 8 1 Absatz 2 Satz 2)

Geblhrenverzeichnis

Gebihrentatbestand Gebihrensatz
1 Gebihren fur antragstellende Unternehmen und selbstandige Unternehmensteile nach den 88 63, 64,
103 EEG 2021
11 Grundgebthr je antragstellendem Unternehmen oder selbstdndigem Unternehmensteil mit einer Abnahme- 1 640 Euro
stelle
1.2 | je weiterer beantragter Abnahmestelle aufRer bei nach § 64 Absatz 5a EEG 2021 begrenzten Abnahmestellen | zusétzlich 340 Euro
1.3 | je antragstellendem Unternehmen, wenn mindestens ein Begrenzungsbescheid fiir eine Abnahmestelle den zusétzlich 340 Euro
Hdéchstbetrag nach § 64 Absatz 2 Nummer 3 EEG 2021 enthalt
1.4 | je Abnahmestelle, firr die ein Begrenzungsbescheid nach § 103 Absatz 4 EEG 2021 ergeht zusétzlich 170 Euro
1.5 | je antragstellendem Unternehmen, wenn ein Begrenzungsbescheid nach § 64 Absatz 5a EEG 2021 ergeht zusétzlich 820 Euro
1.6 | je erstmals zu prifendem Nachweisjahr, das tber das letzte abgeschlossene Geschaftsjahr hinausgeht zusétzlich 340 Euro
1.7 | je antragstellendem Unternehmen, fiir das eine Umwandlung nach § 3 Nummer 45 EEG 2021 und § 67 EEG | zusétzlich 1 230 Euro
2021 geprift wurde
1.8 | je antragstellendem Unternehmen, das einen Antrag als selbstandiger Unternehmensteil nach § 64 Absatz5 | zusatzlich 820 Euro
EEG 2021 stellt
1.9 | je antragstellendem Unternehmen, das einen Antrag als neugegriindetes Unternehmen nach § 64 Absatz 4 zusétzlich 510 Euro
EEG 2021 stellt
2. Gebihren fur antragstellende Unternehmen, selbstandige und nichtselbstandige Unternehmensteile,
die Wasserstoff herstellen, nach den §§ 63, 64a EEG 2021
2.1 Grundgebdihr je antragstellenden Unternehmen, selbstandigen oder nichtselbstandigen Unternehmensteil mit | 1 300 Euro
einer Abnahmestelle
2.2 | je weiterer beantragter Abnahmestelle zusatzlich 170 Euro
23 Geblhr fur Antrag nach § 64a Absatz 3 Satz 2 EEG 2021 — (Héchstbetrag) zusétzlich 340 Euro
2.4 | je erstmals zu prifendem Nachweisjahr, das tiber das letzte abgeschlossene Geschéftsjahr hinausgeht (bei zusatzlich 340 Euro
Antrag nach § 64a Absatz 3 Satz 2 EEG 2021)
2.5 | je antragstellendem Unternehmen, fiir das eine Umwandlung nach § 3 Nummer 45 EEG 2021 und § 67 EEG | zusétzlich 1 230 Euro
2021 geprft wurde
2.6 | je antragstellendem Unternehmen, das einen Antrag als selbstandiger Unternehmensteil nach § 64a Absatz 5 | zusatzlich 820 Euro
EEG 2021 stellt
2.7 | je antragstellendem Unternehmen, das einen Antrag alternativ nach 8 64a Absatz 6 EEG 2021 als nichtselb- | zusétzlich 410 Euro
standiger Unternehmensteil stellt
2.8 | je antragstellendem Unternehmen, das einen Antrag als neugegriindetes Unternehmen nach § 64a Absatz 4 zusitzlich 510 Euro®.
EEG 2021 stellt
3 Gebuhren fur antragstellende Schienenbahnen nach den 88 63, 65, 103 EEG 2021
31 Grundgeblihr je antragstellender Schienenbahn 1160 Euro




Drucksache 763/20

_73—
Gebuhrentatbestand Gebuhrensatz
3.2 | je Antrag einer Schienenbahn aufgrund von prognostizierten Stromverbrauchsmengen nach § 65 Absatz 3 zusétzlich 510 Euro
und 4 EEG 2021
3.3 | je Antrag einer Schienenbahn als neugegriindete Schienenbahn nach § 65 Absatz 5 EEG 2021 zusétzlich 510 Euro
3.4 | je Antrag einer Schienenbahn, fiir die eine Umwandlung nach § 3 Nummer 45 EEG 2021 und § 67 EEG zusétzlich 1 230 Euro
2021 gepruft wurde
4 Gebuhren fur antragstellende Verkehrsunternehmen mit elektrisch betriebenen Bussen im Linienver-
kehr nach den §§ 63, 65a EEG 2021
41 Grundgebdihr je antragstellendem Verkehrsunternehmen 1160 Euro
4.2 | je Antrag eines Verkehrsunternehmens aufgrund von prognostizierten Stromverbrauchsmengen nach § 65a zusétzlich 510 Euro
Absatz 3 und 4 EEG 2021
4.3 | je Antrag eines Verkehrsunternehmens als neugegriindetes Verkehrsunternehmen nach § 65a Absatz 5 EEG | zusétzlich 510 Euro
2021
4.4 | je Antrag eines Verkehrsunternehmen, fiir die eine Umwandlung nach § 3 Nummer 45 EEG 2021 und § 67 zusétzlich 1 230 Euro
EEG 2021 gepriift wurde
5 Gebdihren fur antragstellende Landstromanlagen nach den §§ 63, 65b EEG 2021
5.1 Grundgebdhr je antragstellender Landstromanlage 700 Euro
5.2 | je Antrag einer Landstromanlage nach Neuinbetriebnahme nach § 65b Absatz 4 EEG 2021 zusétzlich 300 Euro
6 Gebuhrenbestandteil nach Stromverbrauchsmenge
6.1 | fiir ein stromkostenintensives Unternehmen oder einen selbstandigen Unternehmensteil je Stromverbrauchs- | zusétzlich zu den Num-
menge Uber 1 Gigawattstunde an einer beantragten Abnahmestelle nach § 64 Absatz 1 EEG 2021 und § 103 | mern 1.1 bis 1.9
Absatz 4 EEG 2021 im letzten abgeschlossenen Geschaftsjahr; maRgeblich ist die angefangene und an der 70 Euro je GWHh, je an-
Abnahmestelle selbst verbrauchte Gigawattstunde tragstellendem Unterneh-
men hdchstens jedoch
100 000 Euro
6.2 fur ein Unternehmen, das einen Antrag nach § 64 Absatz 5a EEG 2021 stellt je Stromverbrauchsmenge, die | zusatzlich zu den Num-
im letzten abgeschlossenen Geschéftsjahr selbst verbraucht wurde; maRgeblich ist die angefangene selbst mern 1.1 bis 1.9
verbrauchte Gigawattstunde des Unternehmens 60 Euro je GWh, je an-
tragstellendem Unterneh-
men hdchstens jedoch
100 000 Euro
6.3 fur eine Schienenbahn je Stromverbrauchsmenge an der betreffenden Abnahmestelle nach § 65 Absatz 1 zusétzlich zu den Num-
EEG 2021 im letzten abgeschlossenen Geschaftsjahr; maRgeblich ist die angefangene und an der Abnahme- | mern 2.1 bis 2.3
stelle selbst verbrauchte Gigawattstunde 70 Euro je GWh, je an-
tragstellender Schienen-
bahn héchstens jedoch
100 000 Euro
6.4 | fur ein Verkehrsunternehmen je Stromverbrauchsmenge an der betreffenden Abnahmestelle nach § 65a Ab- | zusétzlich zu den Num-
satz 1 EEG 2021 im letzten abgeschlossenen Geschéftsjahr; malgeblich ist die angefangene und an der Ab- | mern 4.1 bis 4.3
nahmestelle selbst verbrauchte Gigawattstunde . .
70 Euro je GWh, je an-
tragstellendem Verkehrs-
unternehmen, hdchstens
jedoch 100 000 Euro
7 Umschreibung und Ubertragung von Begrenzungsbescheiden
7.1 Umschreibung eines Begrenzungsbescheides, soweit die Umschreibung nicht allein infolge eines Wechsels 170 Euro
des Energieversorgungsunternehmens oder des Ubertragungsnetzbetreibers beantragt wird
7.2 Ubertragung eines Begrenzungsbescheides nach § 67 Absatz 3 Satz 1 EEG 2021 1230 Euro“.
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Artikel 9

Anderung der EEG- und Ausschreibungsgebiihrenverordnung

Die Anlage zur EEG- und Ausschreibungsgebihrenverordnung vom 6. Februar 2015 (BGBI. I S. 108, 120),
die zuletzt durch Artikel 2 der Verordnung vom 20. Januar 2020 (BGBI. | S. 106) geéndert worden ist, wird wie
folgt geéndert:

In Nummer 1 werden die Worter ,,, nach § 7 der Verordnung zu den gemeinsamen Ausschreibungen® gestri-
chen.

In Nummer 2 wird nach der Angabe ,,§ 38 die Angabe ,,oder § 38h* eingefiigt.

In Nummer 3 wird nach der Angabe ,,§ 32 die Angabe ,,oder § 36d“ eingefligt und werden die Woérter
,»» Nach § 7 der Verordnung zu den gemeinsamen Ausschreibungen® gestrichen.

In Nummer 4 wird nach der Angabe ,,§ 32 die Angabe ,,oder § 39d* eingefligt und werden nach den Wortern
,.fiir Biomasseanlagen* die Worter ,,oder fiir Biomethananlagen nach Teil 3 Abschnitt 3 Unterabschnitt 6
eingefugt.

Artikel 10

Anderung der Erneuerbare-Energien-Verordnung

Die Erneuerbare-Energien-Verordnung vom 17. Februar 2015 (BGBI. | S. 146), die zuletzt durch Artikel 1
der Verordnung vom 15. Juli 2020 (BGBI. | S. 1696) geéndert worden ist, wird wie folgt gedndert:

§ 3 wird wie folgt geéndert:

a)

b)

d)

Absatz 1 wird folgender Satz angefligt:

,Die nach Absatz 11 abgegrenzten Einnahmen und Ausgaben dirfen bei der Ermittlung nach Satz 1
nicht beriicksichtigt werden.*

Absatz 4 wird wie folgt geandert:
aa) Nummer 4 wird wie folgt gefasst:
»A4.  (weggefallen)™.
bb) In Nummer 8 wird das Wort ,,und*“ am Ende gestrichen
cc) In Nummer 9 wird der Punkt am Ende durch das Wort ,,und* ersetzt.
dd) Folgende Nummer wird angefligt:
,»10. geleistete Erstattungen nach § 36k des Erneuerbare-Energien-Gesetzes.*

In Absatz 8 Satz 2 werden nach den Wortern ,,Absatz 3 Nummer 3a‘“ die Worter ,,und die nach Ab-
satz 11 abgegrenzten Einnahmen und Ausgaben‘ eingeflgt.

Folgender Absatz 11 wird angeftigt:

,(11) Bei der Ermittlung der EEG-Umlage nach Absatz 1 sind die Einnahmen und Ausgaben nach
den Absatzen 3 und 4 fiir die Vermarktung des nach § 19 Absatz 1 Nummer 2 in Verbindung mit § 21
Absatz 1 Nummer 3 Buchstabe b des Erneuerbare-Energien-Gesetzes vergiiteten Stroms aus ausgefor-
derten Anlagen einschlief3lich der Zahlungen fir diesen Strom eindeutig von den sonstigen Einnahmen
und Ausgaben nach den Absdtzen 3 und 4 abzugrenzen. Die eindeutige Abgrenzung nach Satz 1 ist
durch eine gesonderte Buchfiihrung zu gewéhrleisten.*
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Nach § 3 wird folgender § 3a eingefigt:

»$ 3a
Ermittlung des Abzugs fiir Strom aus ausgeférderten Anlagen

Die Ubertragungsnetzbetreiber ermitteln den Wert des Abzugs fiir Strom aus ausgeforderten Anlagen
nach 8 53 Absatz 2 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes in entsprechender Anwendung der Bestimmungen
nach § 3. Dabei ist der Wert des Abzugs so zu bestimmen, dass sich die nach § 3 Absatz 1 Satz 4 bei der
Ermittlung der EEG-Umlage nicht beriicksichtigten Einnahmen und Ausgaben ausgleichen.*

In 8 4 werden nach der Angabe ,,§ 3* die Worter ,,oder § 3a‘“ eingefligt.
§ 5 Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt gedndert:

a) Der Nummer 1 wird das Wort ,,und* angefligt.

b)  Nummer 2 wird aufgehoben.

¢) Nummer 3 wird Nummer 2.

Nach § 5 wird folgender § 5a eingefigt:

»$ oa
Veroffentlichung des Abzugs fiir Strom aus ausgeforderten Anlagen

Die Ubertragungsnetzbetreiber miissen bis zum 15. Oktober eines Kalenderjahres den Wert des Abzugs
fur Strom aus ausgeforderten Anlagen nach 8 53 Absatz 2 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes fur das fol-
gende Kalenderjahr auf ihren Internetseiten verdffentlichen. Im Ubrigen ist § 5 entsprechend anzuwenden.*

§ 9 wird wie folgt geéndert:
a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1.
b) Folgender Absatz 2 wird angefligt:

»(2) Ein Herkunftsnachweis fur Strom aus erneuerbaren Energien, der in hocheffizienten KWK-
Anlagen erzeugt worden ist, muss dartiber hinaus folgende Angaben enthalten:

thermische Leistung,

Nutzung der Wérme,

unterer Heizwert,

prozentualer Anteil an Primdrenergieeinsparung,
Menge an Primérenergieeinsparung,

gesamte Primarenergieeinsparung,

erzeugte CO2-Emissionen,

eingesparte CO2-Emissionen,

© ©® N o g B~ w b e

Nutzwarme aus KWK,

[EY
©

elektrischer Wirkungsgrad,
11. thermischer Wirkungsgrad und

-
N

. Angaben dazu, ob, in welcher Art und in welchem Umfang fiir die Strommenge eine Férderung
im Sinn von Artikel 2 Nummer 18 der Richtlinie 12/27/EU des européischen Parlamentes und des
Rates vom 25. Oktober 2012 zur Energieeffizienz, zur Anderung der Richtlinien 2009/125/EG und
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2010/30/EU und zur Aufhebung der Richtlinien 2004/8/EG und 2006/32/EG (Abl L 315 vom
14.11.2012, S. 1) gezahlt oder erbracht wurde.

7. In§11 Absatz 2 Satz 1 wird das Wort ,,zwolf durch die Angabe ,,18% ersetzt.
8. 8§13 wird wie folgt gedndert:

a)

b)
c)

Nummer 5 Buchstabe b wird wie folgt gedndert:

aa) Die Worter ,,Wert der Stundenkontrakte fiir die Preiszone fiir Deutschland am Spotmarkt der

Stromborse* werden durch die Worter ,,Spotmarktpreis nach § 3 Nummer 42a des Erneuerbare-
Energien-Gesetzes* ersetzt.

bb) Das Komma am Ende wird durch das Wort ,,und* ersetzt.

In Nummer 6 wird das Komma am Ende durch einen Punkt ersetzt.

Nummer 7 wird aufgehoben.

Artikel 11

Anderung der Besondere-Ausgleichsregelung-Durchschnittsstrompreis-Verordnung

Die Besondere-Ausgleichsregelung-Durchschnittsstrompreis-Verordnung vom 17. Februar 2016 (BGBI. |
S. 241), die durch Artikel 12 des Gesetzes vom 22. Dezember 2016 (BGBI. | S. 3106) geéndert worden ist, wird
wie folgt gedndert:

1. §2 wird wie folgt gedndert:

a)

b)

In Nummer 3 werden die Worter ,,EEG-Kosten des antragstellenden Unternehmens und den EEG-Kos-
ten durch die Worter ,,EEG-Umlagekosten des antragstellenden Unternehmens und den EEG-Umla-
gekosten™ ersetzt.

Nach Nummer 3 werden die folgenden Nummern 4 und 5 eingefiigt:

4.

,.fiktive KWKG-Kosten* die Differenz zwischen den tatsdchlichen KWKG-Umlagekosten des
antragstellenden Unternehmens und den KWKG-Umlagekosten, die dem Unternehmen bei Zu-
grundelegung der vollen oder anteiligen im Nachweiszeitraum geltenden KWKG-Umlage nach
8§ 26 des Kraft-Warme-Kopplungsgesetzes entstanden waren; Unternehmen, die im Nachweis-
zeitraum keine Begrenzung in Anspruch genommen haben, kdnnen keine fiktiven KWKG-Kos-
ten geltend machen,

,fiktive Offshore-Netzkosten“ die Differenz zwischen den tatsichlichen Offshore-Netzumlage-
kosten des antragstellenden Unternehmens und den Offshore-Netzumlagekosten, die dem Unter-
nehmen bei Zugrundelegung der vollen oder anteiligen im Nachweiszeitraum geltenden Off-
shore-Netzumlage nach § 17f Absatz 5 des Energiewirtschaftsgesetzes entstanden waren; Unter-
nehmen, die im Nachweiszeitraum keine Begrenzung in Anspruch genommen haben, kénnen
keine fiktiven Offshore-Netzkosten geltend machen,*.

Die bisherigen Nummern 4 und 5 werden die Nummern 6 und 7.

Die bisherige Nummer 6 wird Nummer 8 und die Worter ,,die Kosten* werden durch die Worter ,,die
Umlagekosten® ersetzt.

Nach der neuen Nummer 8 werden die folgenden Nummern 9 und 10 eingefiigt:

”9~

Htatsdchliche KWKG-Kosten™ die Umlagekosten, die dem antragstellenden Unternehmen im
Nachweiszeitraum durch Zahlung der begrenzten, vollen oder anteiligen KWKG-Umlage tatsach-
lich entstanden sind,
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10. ,tatsdchliche Offshore-Netzkosten™ die Umlagekosten, die dem antragstellenden Unternehmen
im Nachweiszeitraum durch Zahlung der begrenzten, vollen oder anteiligen Offshore-Netzum-
lage tatséchlich entstanden sind,".

f)  Die bisherige Nummer 7 wird Nummer 11.
§ 3 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 1 wird wie folgt gedndert:

aa) In Satz 1 Nummer 2 werden nach der Angabe ,,EEG-Kosten* die Worter ,,, der tatsdchlichen und
der fiktiven KWKG-Kosten und der tatséchlichen und der fiktiven Offshore-Netzkosten* einge-
fugt.

bb) In Satz 2 werden nach der Angabe Wort ,,EEG-Umlage* die Worter ,,, die KWKG-Umlage und
die Offshore-Netzumlage* eingefuigt und werden die Worter ,,begrenzt war* durch die Worter ,,be-
grenzt waren* ersetzt.

b) In Absatz 2 werden nach der Angabe , EEG-Kosten“ die Worter ,,, der tatsdchlichen und fiktiven
KWKG-Kosten und der tatsachlichen und der fiktiven Offshore-Netzkosten“ eingefiigt.

c) In Absatz 4 Satz 1 werden nach der Angabe ,,Erneuerbare-Energien-Gesetzes* die Worter ,,, der vollen
KWKG-Umlage nach § 26 des Kraft-Wérme-Kopplungsgesetzes und der vollen Offshore-Netzumlage
nach § 17f Absatz 5 des Energiewirtschaftsgesetzes eingefigt.

§ 5 Absatz 2 wird wie folgt gedndert:
a) Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefligt:

,Fir die Begrenzungsjahre 2022 bis 2024 ist bei der Berechnung nach Satz 1 § 103 Absatz 1 in Ver-
bindung mit § 64 Absatz 6 Nummer 3 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes anzuwenden.

b) Indem neuen Satz 4 wird die Angabe ,,Satz 2* durch die Angabe ,,Satz 3 ersetzt.
§ 6 wird wie folgt geéndert:

a) In Absatz 1 Satz 1 werden nach der Angabe ,,§ 66 Absatz 1 die Worter ,,und Absatz 3 in Verbindung
mit § 64a Absatz 2 Nummer 2 eingefiigt.

b) In Absatz 2 Nummer 2 werden nach den Wortern , fiktiven EEG-Kosten* die Worter ,,, den fiktiven
KWKG-Kosten und den fiktiven Offshore-Netzkosten* eingefiigt.

Artikel 12
Anderung der Grenziiberschreitende-Erneuerbare-Energien-Verordnung

Die Grenziiberschreitende-Erneuerbare-Energien-Verordnung vom 10. August 2017 (BGBI. | S. 3102), die

durch Artikel 19 des Gesetzes vom 13. Mai 2019 (BGBI. | S. 706) gedndert worden ist, wird wie folgt geéndert:

1.

In der Inhaltstibersicht wird die Angabe zu § 17 wie folgt gefasst:
»$ 17  (weggefallen)“.
In 8 6 Absatz 3 Satz 2 wird die Angabe ,,10 durch die Angabe ,,20* ersetzt.

In § 10 Absatz 1 Nummer 2 werden die Worter ,,nach Nummer 1 oder Nummer 3 der Anlage zur Ausschrei-
bungsgebiihrenverordnung® ersetzt durch die Woérter ,,, die fiir die Durchfiihrung des Zuschlagsverfahrens
zu erheben ist,*

8 17 wird aufgehoben.

In § 18 Absatz 2 Satz 2 werden die Worter ,,einmalig unter den in § 36e Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 und 2
und Satz 2 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes genannten Voraussetzungen® durch die Worter ,,unter den in
8 36e Absatz 2 und 3 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes genannten Voraussetzungen® ersetzt.
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In § 24 Absatz 1 wird wie folgt geéndert:.

a)

b)

Nummer 2 wird wie folgt gefasst:
»2. (weggefallen)®.
Nummer 3 wird die Angabe ,,10° durch die Angabe ,,20* ersetzt.

In § 37 Satz 2 werden die Worter ,,und § 36¢c Absatz 6 Satz 2 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes* gestri-
chen.

Artikel 13

Anderung der Herkunfts- und Regionalnachweis-Durchfiihrungsverordnung

Die Herkunfts- und Regionalnachweis-Durchfiihrungsverordnung vom 8. November 2018 (BGBI. | S. 1853)
wird wie folgt gedndert:

§ 2 Nummer 11 Buchstabe a wird wie folgt geandert:

a)
b)
c)

In Doppelbuchstabe bb wird das Wort ,,oder am Ende gestrichen.
In Doppelbuchstabe cc wird das Wort ,,sowie* durch das Wort ,,oder ersetzt.
Nach Doppelbuchstabe cc wird folgender Doppelbuchstabe dd eingeftigt:

,,dd) eine Zulassung flr den Bereich Warmeversorgung entsprechend dem Zulassungsbereich 35.30.6
nach dem Anhang zur UAG-Zulassungsverfahrensverordnung, sowie*

§ 6 wird wie folgt gedndert:

a)

b)

Dem Absatz 3 wird folgender Satz angefugt:

,Abweichend von Satz 1 und Satz 2 ist eine Vertretung durch einen Dienstleister zuldssig, wenn der
Antragsteller als Anlagenbetreiber fungieren will.

Absatz 5 wird wie folgt gedndert:
aa) In Satz 3 werden nach dem Wort ,,Antragstellers“ die Worte ,,oder seines Vertreters* eingeflgt.
bb) Nach Satz 4 wird folgender Satz eingefligt:

,,Jm Fall des Absatzes 3 Satz 3 ist ein Identitatsnachweis des Dienstleisters nicht erforderlich; die
Pflicht des Dienstleisters zum Identitatsnachweis im Rahmen der Dienstleisterregistrierung nach
§ 8 Absatz 5 bleibt unberiihrt.*

§ 7 Absatz 2 wird wie folgt gedndert:

a)

b)

Satz 2 wird wie folgt gefasst:

»Abweichend davon ist ein Identitdtsnachweis nicht erforderlich, wenn die Identitdt des Antragstellers
oder seines Vertreters bereits bei der Erdffnung eines Kontos im Herkunftsnachweisregister nachge-
wiesen wurde.*

Satz 3 wird aufgehoben.

§ 8 wird wie folgt geéndert:

a)

b)

In Absatz 1 Satz 3 werden nach den Wortern ,, Kontos im* die Worter ,, Herkunftsnachweisregister oder
im“ eingeflgt.

In Absatz 5 Satz 3 wird die Angabe ,,Nummer 1¢ gestrichen.

§ 12 wird wie folgt gedndert:

a)

Absatz 1 Nummer 5 wird aufgehoben.
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Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 1a eingefugt:

,»(1a) Auf Antrag des Anlagenbetreibers enthélt der Herkunftsnachweis zusétzlich die Angabe, dass
der Strom in einer hocheffizienten KWK-Anlage erzeugt wurde. Bei Anlagen mit einer installierten
Leistung von mehr als 100 Kilowatt muss hierfiir ein Umweltgutachter oder eine Umweltgutachteror-
ganisation vor der Ausstellung die Erzeugung des Stroms in hocheffizienten KWK-Anlagen sowie die
folgenden Angaben bestétigt haben:

1. die Nutzung der Wérme,

den unteren Heizwert,

die prozentuale Primérenergieeinsparung,
die absolute Primérenergieeinsparung,

die Gesamtprimérenergieeinsparung,

die erzeugten COz-Emissionen,

die absoluten CO,-Emissionseinsparungen,

die Nutzwarme aus Kraftwérmekopplung,
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den elektrischen Wirkungsgrad und
10. den thermischen Wirkungsgrad.

Die Registerverwaltung kann fur die Nachweisflihrung nach Satz 2 in den Nutzungsbedingungen nach
8 52 Satz 1 vereinfachte Vorgaben treffen. Im Fall der nicht fristgerechten Erfuillung der Pflichten nach
8§ 42a Absatz 1 gelten diese Strommengen nicht als in hocheffizienter Kraft-Wé&rme-Kopplung produ-
zierte Strommengen.“

In Absatz 4 Nummer 2 werden die Worter ,.ein Herkunftsnachweis nach § 31 Absatz 1 des Kraft-
Waérme-Kopplungsgesetzes oder gestrichen.

8 16 Absatz 1 wird wie folgt geéndert:

a)
b)

Nach der Angabe ,,§ 9« wird die Angabe ,,Absatz 1 eingefiigt.
Folgender Satz 2 wird angefigt:

,Herkunftsnachweise mit der zusitzlichen Angabe, dass der Strom in hocheffizienten KWK-Anlagen
erzeugt worden ist, enthalten zusatzlich die Angaben nach § 9 Absatz 2 der Erneuerbare-Energien-Ver-
ordnung.*

Nach § 21 Absatz 1 wird folgender Absatz 1a eingefligt:

,»(1a) Bei hocheffizienten KWK-Anlagen muss der Anlagenbetreiber dariiber hinaus die thermische

Leistung der Anlage tibermitteln.*

8 22 wird wie folgt geandert:

a)

b)

Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 1a eingefugt:

,(1a) Hocheffiziente KWK-Anlagen mit einer installierten Leistung tiber 100 Kilowatt werden erst
registriert, wenn der Anlagenbetreiber die Richtigkeit der nach § 21 Absatz 1 Satz 2 und Absatz 1a
Ubermittelten Daten durch einen Umweltgutachter oder eine Umweltgutachterorganisation bestétigen
lassen hat und diese Bestétigung der Registerverwaltung vorliegt.

In Absatz 2 wird nach der Angabe ,,Absatz 1 die Angabe ,,und Absatz 1a“ “eingefugt.

8 24 wird wie folgt geandert:

a)
b)

In Absatz 1 wird nach der Angabe ,,§ 21 Absatz 1 Satz 2* die Angabe ,,, Absatz 1a*“ “eingefiigt.

In Absatz 2 wird nach der Angabe ,,§ 21 Absatz 1 Satz 2 Nummer 4, 5, 8 und 9,“ die Angabe ,,Ab-
satz 1a,” eingefugt.
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10. In 8 34 Satz 1 wird das Wort ,,zwolf durch die Angabe ,,18* ersetzt.

11. In 8§ 36 Absatz 1 Satz 1 werden die Worter ,,aus der Schweiz an,* durch die Worter ,,aus Drittlindern, wenn
die Européische Union mit diesem Drittland ein Abkommen (iber die gegenseitige Anerkennung von in der
Europdischen Union ausgestellten Herkunftsnachweisen und in diesem Drittland eingerichteten kompatiblen
Herkunftsnachweissystemen geschlossen hat, und Energie direkt ein- oder ausgefiihrt wird und* ersetzt.

12. Nach § 42 wird folgender § 42a eingefigt:

»$ 42a
Begutachtungspflichten bei im Herkunftsnachweisregister registrierten hocheffizienten KWK-Anlagen

(1) Betreiber von Anlagen nach § 12 Absatz 1a Satz 2, die die Ausstellung von Herkunftsnachweisen
mit der zusatzlichen Angabe, dass der Strom in hocheffizienten KWK-Anlagen erzeugt worden ist, beantra-
gen, missen vor der Ausstellung mindestens einmal im Kalenderjahr die Angaben nach 8 12 Absatz l1a
Satz 2 durch einen Umweltgutachter oder eine Umweltgutachterorganisation ermitteln und der Registerver-
waltung Ubermitteln lassen. Die Registerverwaltung kann priifen, ob die Strommengen, fiir die die Ausstel-
lung von Herkunftsnachweisen mit der Zusatzangabe nach § 12 Absatz 1a beantragt worden ist, in hocheffi-
zienten KWK-Anlagen erzeugt worden sind.

(2) Die Pflichten nach § 42 bleiben hiervon unberiihrt.“
13. §43 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geandert:
a) Nach der Angabe ,,22 Absatz 1° wird die Angabe ,,, 1a“ eingefugt.
b) Nach der Angabe ,,§ 12 Absatz 1 Satz 1 Nummer 8 und 9* wird die Angabe ,,und Absatz 1a“ eingefligt.
14. Nach § 53 wird folgender § 54 angefiigt:

»§ 54
Ubergangsbestimmung

Fir Anlagen, die im Zeitraum vom 1. Februar bis 31. Mérz 2021 im Herkunftsnachweisregister regis-
triert worden sind, gilt § 12 Absatz 1 Nummer 2 mit der MaRgabe, dass Herkunftsnachweise auch flir Strom-
mengen ausgestellt werden diirfen, die in der Anlage seit dem 1. Januar 2021 erzeugt worden sind. Die
Registerverwaltung kann durch Allgemeinverfiigung, die im Bundesanzeiger bekannt gemacht wird, den in
Satz 1 genannten Zeitraum verlangern.«

Artikel 14
Anderung der Herkunfts- und Regionalnachweis-Gebiihrenverordnung

8 2 Absatz 2 der Herkunfts- und Regionalnachweis- Geblihrenverordnung vom 17. Dezember 2012 (BGBI. |
S. 2703), die zuletzt durch Artikel 2 der Verordnung vom 8. November 2018 (BGBI. I S. 1853) gedndert worden
ist, wird wie folgt gefasst:

»(2) Vertritt ein Dienstleister einen Anlagenbetreiber bei der Kontoeréffnung im Herkunftsnachweisregister
oder im Regionalnachweisregister und gibt dieser Dienstleister gegeniiber der Registerverwaltung die Erklarung
ab, dass er samtliche im Zusammenhang mit der Nutzung des jeweiligen Registers entstehenden Kosten ber-
nimmt, so ist neben dem Schuldner nach Absatz 1 auch der Dienstleister zur Zahlung der entstehenden Kosten
verpflichtet.*
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Artikel 15
Anderung der Innovationsausschreibungsverordnung

Die Innovationsausschreibungsverordnung vom 20. Januar 2020 (BGBI. | S. 106) wird wie folgt gedndert:
In § 2 wird nach Nummer 1 folgende Nummer 1a eingefigt:

,»la. ,besondere Solaranlagen® eine Solaranlage, die der Festlegung der Bundesnetzagentur nach § 15 ent-
spricht,”.

§ 3 wird wie folgt gedndert:

a) In Absatz 3 wird die Angabe ,,§§ 53b bis 54 durch die Angabe ,,§§ 53b und 53¢* ersetzt.
b) Absatz 4 wird aufgehoben.

c) Die Absétze 5 und 6 werden die Absétze 4 und 5.

8 4 wird wie folgt gefasst:

-S4
Teilnahmeberechtigte Anlagen
In den Innovationsausschreibungen kénnen nur Gebote fiir Anlagenkombinationen abgegeben werden.*
§ 5 Absatz 3 wird aufgehoben.
§ 6 wird wie folgt gedndert:

a) In Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 werden die Worter ,,§§ 36, 36a, 36¢ bis 36f, 37, 37a, 37c und 37d oder
der 88 39, 39a, 39c bis 39e und 39h Absatz 1 und 2* durch die Worter ,,§§ 36, 36¢, 36f, 36i, 37 und 37¢
oder der 88 39, 39c, 39¢, 39f, 39h und 39i Absatz 1 und 2¢ ersetzt.

b) In Absatz 3 werden die Worter ,,, Solaranlagen und* durch das Wort ,,oder* ersetzt.
c) Absatz 4 wird aufgehoben.

d) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 4.

8 10 wird wie folgt gefasst:

»$ 10
Hochstwert
(1) Der Hoéchstwert betragt 7,5 Cent pro Kilowattstunde.

(2) Der Hochstwert verringert sich ab dem 1. Januar 2022 um 1 Prozent pro Kalenderjahr gegentiber
dem im jeweils vorangegangenen Kalenderjahr geltenden Hochstwert und wird auf zwei Stellen nach dem
Komma gerundet. Fir die Berechnung der Héhe des Hochstwerts aufgrund einer erneuten Anpassung nach
Satz 1 ist der nicht gerundete Wert zugrunde zu legen.*

8 11 wird wie folgt geandert:

a) Absatz 3 wird aufgehoben.

b) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 3.

8 12 Absatz 1 Nummer 2 wird wie folgt geéndert:

a) In Buchstabe b wird das Wort ,,und* am Ende gestrichen.
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b) In Buchstabe ¢ wird der Punkt am Ende durch das Wort ,,und* ersetzt.
c) Folgender Buchstabe d wird angefligt:
»d) den Registernummern der bezuschlagten Anlagen.*
d) Der Nummer 2 werden folgende Nummern angefugt:
,1. die niedrigste und die hdchste fixe Marktpramie, die einen Zuschlag erhalten hat, und
2. die mengengewichtete, durchschnittliche fixe Marktpramie.*
§ 13 wird wie folgt geéndert:
a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

»(1) Zuschlage fir Anlagenkombinationen erléschen 30 Monate nach der 6ffentlichen Bekannt-
gabe des Zuschlags, sofern die Anlagenkombinationen die Voraussetzungen des 8 2 Nummer 1 zu die-
sem Zeitpunkt nicht erfiilllen oder soweit die Anlagen nicht bis zu diesem Zeitpunkt in Betrieb genom-
men worden sind.*

b) Absatz 2 wird wie folgt geandert:

aa) In Satz 2 werden nach dem Wort ,,entfallen” die Worter ,,und diese installierte Leistung nicht in
einem Missverhéltnis zur vorgehaltenen Kapazitit steht” eingefligt.

bb) Nach Satz 2 wird folgender Satz eingefligt:

,,Ein Missverhiltnis ist bei Speichern nicht gegeben, wenn die Energiespeicherkapazitét der Anla-
genkombination mindestens eine Einspeicherung Uber zwei Stunden bei Nennleistung der Ener-
giespeichertechnologie ermoglicht.*

¢) Absatz 3 wird wie folgt gedndert:

aa) In Satz 1 werden die Worter ,,in Hohe der nach § 6 Absatz 5 hinterlegten Sicherheit* gestrichen
und wird das Wort ,,soweit* durch das Wort ,,sofern ersetzt.

bb) Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefligt:

,»Die Hohe der Ponale berechnet sich aus der entwerteten Gebotsmenge multipliziert mit 60 Euro
pro Kilowatt.*

d) Folgender Absatz wird angefugt:

,(6) Sofern die Anlagenkombination auch Windenergieanlagen an Land enthalt, ist § 36k des Er-
neuerbare-Energien-Gesetzes mit der MalRgabe anzuwenden, dass die gesamte in der Anlagenkombina-
tion erzeugte und eingespeiste Strommenge Grundlage fiir die Ermittlung der Zuwendungen sein darf.“

Nach 8§ 13 wird folgender § 13a eingefugt:

,»$ 13a
Erstattung von Sicherheiten

(1) Die Bundesnetzagentur gibt unverziglich die hinterlegte Sicherheit flr ein bestimmtes Gebot zu-
rick, wenn der Bieter

1. fir dieses Gebot keinen Zuschlag nach § 11 erhalten hat oder
2.  fir dieses Gebot eine POnale nach § 13 Absatz 3 geleistet hat.

(2) Die Bundesnetzagentur erstattet die hinterlegte Sicherheit fur ein bestimmtes Gebot auch, soweit
die Voraussetzungen des 8§ 13 Absatz 1 erfullt sind und soweit der Netzbetreiber entsprechende Bestétigun-
gen nach § 13 Absatz 2 der Marktstammdatenregisterverordnung tibermittelt hat. Sind nicht mehr als 5 Pro-
zent der Gebotsmenge des bezuschlagten Gebots entwertet worden, erstattet die Bundesnetzagentur die Si-
cherheit in voller Hohe.*
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8 14 wird wie folgt gedndert:

a) InAbsatz 1 werden nach den Woértern ,,31. Dezember 2021 die Worter ,,und danach zum 31. Dezember
2024 eingefugt.

b) Folgender Absatz wird angefligt:

»(4) In dem Bericht, der bis zum 31. Dezember 2024 vorzulegen ist, ist insbesondere auf die be-
sonderen Solaranlagen und deren Realisierung einzugehen.*

§ 15 wird durch die folgenden 88 15 bis 20 ersetzt:

»$15
Festlegung zu besonderen Solaranlagen

Die Bundesnetzagentur legt zum 1. Oktober 2021 die VVoraussetzungen, die an die besonderen Solaran-
lagen zu stellen sind, fest. Hierbei sollen insbesondere die Anforderungen bestimmt werden, die zu stellen
sind an

1. Solaranlagen auf Gewassern,
2. Solaranlagen auf Ackerflachen bei gleichzeitigem Nutzpflanzenanbau auf der Flache und

3. Solaranlagen auf Parkplatzflachen.

§16
Weitere Anforderungen an Gebote fiir besondere Solaranlagen

(1) Ein Gebot fiir eine Anlagenkombination, die auch eine besondere Solaranlagen enthélt, muss eine
MindestgrélRe von 100 Kilowatt umfassen, es darf eine Gebotsmenge von 2 Megawatt nicht (iberschreiten.

(2) 837 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes ist fur die Gebote der besonderen Solaranlagen nicht an-
zuwenden.

§17
Zuschlagsverfahren fiir besondere Solaranlagen

(1) Die Bundesnetzagentur vergibt zum Gebotstermin 1. April 2022 ein Gebotsvolumen von hdchs-
tens 50 Megawatt vorrangig an Gebote fiir Anlagenkombinationen, die besondere Solaranlagen enthalten.

(2) Zum Gebotstermin 1. April 2022 erfolgt das Zuschlagsverfahren abweichen von § 11 wie folgt:

1. Die Bundesnetzagentur pruft die Zuléssigkeit der Gebote nach den 88 33 und 34 des Erneuerbare-Ener-
gien-Gesetzes und nach den 88 5 und 6.

2. Die Bundesnetzagentur separiert die zugelassenen Gebote, die auch fiir besondere Solaranlagen abge-
geben wurden, und sortiert diese Gebote nach § 32 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes, wobei die ge-
botene fixe Marktpramie den Gebotswert ersetzt.

3. Die Bundesnetzagentur ermittelt die eingereichte Gebotsmenge und erteilt die Zuschlage wie folgt:

a) Sofern die eingereichte Gebotsmenge der zugelassenen Gebote mit besonderen Solaranlagen unter
der 50 Megawatt liegt, erteilt die Bundesnetzagentur allen nach Nummer 2 separierten Geboten
einen Zuschlag im Umfang ihres Gebots, bis eine Zuschlagsmenge von 40 Megawatt durch den
Zuschlag zu einem Gebot erreicht oder erstmalig Uberschritten ist.
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b) Sofern die eingereichte Gebotsmenge der zugelassenen Gebote mit besonderen Solaranlagen min-
destens 50 Megawatt betrégt, erteilt die Bundesnetzagentur allen nach Nummer 2 separierten Ge-
boten einen Zuschlag im Umfang ihres Gebots, bis eine Zuschlagsmenge von 50 Megawatt durch
den Zuschlag zu einem Gebot erreicht oder erstmalig Uberschritten ist.

Samtliche zugelassenen Gebote, die nicht bereits nach Nummer 3 einen Zuschlag erhalten haben, wer-
den nach § 32 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes sortiert, wobei die gebotene fixe Marktprémie den
Gebotswert ersetzt.

8 11 Absatz 2 Nummer 2 wird mit folgender Mal3gabe angewendet: Die Zuschlagsbegrenzung ent-
spricht 80 Prozent der Gebotsmenge der zugelassenen und nicht nach Nummer 3 bezuschlagten Gebote,
wenn die Gebotsmenge aller zugelassenen und nicht nach Nummer 3 bezuschlagten Gebote weniger als
die Differenz aus ausgeschriebener Menge und der nach Nummer 3 bezuschlagten Gebotsmenge ent-
spricht.

Die Bundesnetzagentur erteilt allen Geboten nach Nummer 4 einen Zuschlag im Umfang ihres Gebots,
bis entweder die Zuschlagsbegrenzung nach Nummer 5 greift oder die Differenz aus ausgeschriebener
Menge und der nach Nummer 3 bezuschlagten Gebotsmenge durch den Zuschlag zu einem Gebot er-
reicht oder Uberschritten ist.

§18
Weitere Bestimmung zu besonderen Solaranlagen

Anlagenkombinationen, die aufgrund eines Zuschlags nach § 17 die fixe Marktpramie enthalten, mis-

sen beziiglich der besonderen Solaranlagen den nach § 15 festgelegten Anforderungen wéhrend der gesamten
Dauer des Anspruchs auf die fixe Marktprdmie entsprechen; ansonsten verringert sich die fixe Marktpramie
fiir das betreffende Kalenderjahr auf null.

§19
Ubergangsvorschrift

Fir Strom aus Anlagen, deren Zuschlage im Jahr 2020 erteilt wurden, sind mit Ausnahme von § 6 Ab-

satz 2, § 13 Absatz 3 und § 13a die Vorschriften dieses Gesetzes in der am 1. September 2020 geltenden
Fassung anzuwenden.

§20
Aulerkrafttreten
Diese Verordnung tritt zum 31. Dezember 2028 auBer Kraft.

Artikel 16

Anderung der Kraft-Warme-Kopplungsgesetz-Gebiihrenverordnung

In der FuBnote zu Anlage 1 (zu § 1 Absatz 2) des Gebuhrenverzeichnisses der Kraft-Wérme-Kopplungs-
Gebuhrenverordnung vom 02.04.2002 (BGBI. 1 S. 1231), die zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 8. August
2020 (BGBI. I S. 1818) geéndert worden ist, wird die Angabe ,,§ 10 Absatz 5“ durch die Angabe ,,§ 10 Absatz 6

ersetzt.
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Artikel 17

Anderung des Kraft-Warme-Kopplungsgesetzes

Das Kraft-Wérme-Kopplungsgesetz vom 21. Dezember 2015 (BGBI. | S. 2498), das zuletzt durch Artikel 7
des Gesetzes vom 8. August 2020 (BGBI. I S. 1818) geéndert worden ist, wird wie folgt gedndert:

Die Abkiirzung des Gesetzes wird wie folgt gefasst:

,KWKG 2020°.

Das Inhaltsverzeichnis wird wie folgt geéndert:

2)

b)

Die Angabe zu § 7d wird wie folgt gefasst:
»7d (weggefallen)*.
Nach der Angabe zu § 27c wird folgende Angabe zu § 27d eingefiigt:

,»$ 27d Herstellung von griinem Wasserstoff™.

§ 5 wird wie folgt geéndert:

a)

b)

Absatz 1 wird wie folgt geéndert:

aa) Nummer 1 Buchstabe a und Buchstabe b wird jeweils die Angabe ,,1* durch die Worter ,,500 Ki-
lowatt* ersetzt.

bb) Nummer 2 wird wie folgt geandert:

aaa) In Buchstabe a wird die Angabe ,,1¢ durch die Worter ,,500 Kilowatt“ ersetzt.

bbb)  In Buchstabe b werden die Worter ,,1 Megawatt“ durch die Worter ,,500 Kilowatt* ersetzt.
Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

»(2) Innovative KWK-Systeme mit einer elektrischen Leistung von mehr als 1 bis einschlielich
10 Megawatt haben Anspruch auf eine finanzielle Férderung nach den 8§ 7c und 8b in Verbindung mit
einer Rechtsverordnung nach § 33b. Innovative KWK-Systeme mit einer elektrischen Leistung von
mehr als 10 Megawatt haben unbeschadet eines Anspruchs auf Zuschlagszahlung nach Absatz 1 An-
spruch auf eine finanzielle Férderung nach den 88 7a und 7b.«

8 6 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geéndert:

a)

b)

Nummer 1 wird wie folgt gefasst:
,1. die Anlagen
a) biszum 31. Dezember 2026 in Dauerbetrieb genommen worden sind,

b) Uber einen in einem Zuschlagsverfahren nach § 11 der KWK-Ausschreibungsgebihrenver-
ordnung erteilten Zuschlag verfiigen, der nicht nach § 16 der KWK-Ausschreibungsverord-
nung entwertet wurde, oder

€) nach dem 31. Dezember 2026, aber vor dem 1. Januar 2030 in Dauerbetrieb genommen
wurden,”.

Nummer 5 wird wie folgt gefasst:

,5. die Anlagen, soweit es sich um Anlagen mit einer installierten Leistung im Sinn von § 3 Num-
mer 31 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes von mehr als 1 Kilowatt handelt, die Anforderungen
nach 8 9 Absatz 1, 1a oder 2 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes erfiillen, und“.

8 7 wird wie folgt geéndert:

a)

Absatz 1 wird wie folgt geéndert:
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aa) Nummer 5 wird wie folgt gefasst:

bb)

0. fur den KWK-Leistungsanteil von mehr als 2 Megawatt
a) fir neue KWK-Anlagen 3,4 Cent je Kilowattstunde,
b)  fir modernisierte KWK-Anlagen 3,4 Cent je Kilowattstunde,
c) fur nachgeriistete KWK-Anlagen 3,1 Cent je Kilowattstunde.*
Folgender Satz wird angeflgt:

,Der Zuschlag nach Satz 1 Nummer 5 Buchstabe a erhdht sich ab dem 1. Januar 2023 um 0,5 Cent
je Kilowattstunde, soweit das Bundesministerium fur Wirtschaft und Energie im Jahr 2022 die
Angemessenheit der Erhdhung tberpriift und festgestellt hat, dass mit der Erhéhung der Zuschlage
die Differenz zwischen den Gesamtgestehungskosten der Stromerzeugung der KWK-Anlagen und
dem Marktpreis nicht iberschritten wird und dies im Bundesanzeiger ver6ffentlicht hat.*

b) Absatz 4 wird aufgehoben.
Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 4.

c)
d)

Der bisherige Absatz 6 wird Absatz 5 und in dessen Satz 1 werden die Worter ,,der Stundenkontrakte
fiir die Preiszone Deutschland am Spotmarkt der Strombdrse im Sinn des § 3 Nummer 43a des Erneu-
erbare-Energien-Gesetzes* durch die Worter ,,des Spotmarktpreises nach § 3 Nummer 42a des Erneu-
erbare-Energien-Gesetzes* ersetzt.

§ 7a wird wie folgt geandert:

a)

In Absatz 1 wird die Angabe ,,1 Megawatt“ durch die Angabe ,,10 Megawatt“ ersetzt.

b) Absatz 2 wird aufgehoben.

c)

Die bisherigen Absétze 3 und 4 werden die Abséatze 2 und 3.

§ 7b wird wie folgt geéndert:

a)
b)

In Nummer 1 wird die Angabe ,,80 durch die Angabe ,,30* ersetzt.

Nummer 2 wird wie folgt gefasst:

”2'

die KWK-Anlage nach dem 31. Dezember 2024 in Dauerbetrieb genommen worden ist und*.

8 7c wird wie folgt geéndert:

a)

b)

Absatz 1 Satz 4 wird wie folgt gefasst:
,,Keine bestehende KWK-Anlage im Sinn dieser Vorschrift ist eine KWK-Anlage,

1.

fir die
a) ein Gebot nach § 21 des Kohleverstromungsbeendigungsgesetzes bezuschlagt wurde oder

b) nach dem 31. Mai 2021 ein Gebot in den Ausschreibungen nach Teil 3 des Kohleverstro-
mungsbeendigungsgesetzes abgegeben wurde,

die in Anlage 2 des Kohleverstromungsbeendigungsgesetzes genannt ist oder

die Uber eine elektrische KWK-Leistung verfugt, die weniger als zehn Prozent der elektrischen
Leistung der KWK-Anlage betragt.*

Absatz 2 Nummer 1 wird wie folgt gefasst:

”1'

wenn die bestehende KWK-Anlage nach dem 31. Dezember 1974, aber vor dem 1. Januar 1985
erstmals in Betrieb genommen worden ist,

a) 20 Euro, wenn die neue KWK-Anlage den Dauerbetrieb bis zum 31. Dezember 2023 aufge-
nommen hat,
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b) 15 Euro, wenn die neue KWK-Anlage den Dauerbetrieb bis zum 31. Dezember 2024 aufge-
nommen hat,

¢) 10 Euro, wenn die neue KWK-Anlage den Dauerbetrieb bis zum 31. Dezember 2025 aufge-
nommen hat,

d) 5 Euro, wenn die neue KWK-Anlage den Dauerbetrieb bis zum 31. Dezember 2026 aufge-
nommen hat,*.

§ 7d wird wie folgt gefasst:

»§ 7d

(weggefallen)“.

In 8 7e Satz 1 und 3 werden jeweils die Worter ,,bis 7d* durch die Worter ,,bis 7¢* ersetzt.
In § 8a Absatz 3 Satz 2 werden die Worter ,,Absatz 6 und 7 durch die Worter ,,Absatz 4 und 5 ersetzt.
In 8 8b Absatz 3 werden die Worter ,,Absatz 6 und 7* durch die Worter ,,Absatz 4 und 5* ersetzt.
In 8 9 Absatz 1 Satz 2 wird die Angabe ,,Absatz 6 durch die Angabe ,,Absatz 5 ersetzt.
§ 10 wird wie folgt geéndert:
a) In Absatz 1 werden die Worter ,,§§ 7a bis 7d*“ durch die Worter ,,§§ 7a bis 7¢* ersetzt.
b) In Absatz 2 wird wie folgt ge&ndert:

aa) In Nummer 5 werden die Worter ,,§§ 7a bis 7d* durch die Worter ,,§§ 7a bis 7c* ersetzt.

bb) In Nummer 6 wird die Angabe ,,§ 9 Absatz 1 durch die Worter ,,§ 9 Absatz 1, 1a oder 2* ersetzt.
¢) Nach Absatz 4 wird folgender Absatz 5 eingefligt:

»(5) Die Zulassung von KWK-Anlagen mit einer elektrischen KWK-Leistung von mehr als 300
Megawatt darf erst nach beihilferechtlicher Genehmigung durch die Europaische Kommission erteilt
werden. In den Féllen des § 11 Absatz 4 Satz 1 ist Satz 1 entsprechend anzuwenden.*

d) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 6.
In § 12 Absatz 1 werden die Worter ,,§§ 7a bis 7d*“ durch die Worter ,,§§ 7a bis 7c* ersetzt.
In 8§ 13 Absatz 4 Satz 3 wird die Angabe ,,Absatz 7* durch die Angabe ,,Absatz 5 ersetzt.

In 8 15 Absatz 4 Satz 1 wird die Angabe ,,Absatz 7* durch die Angabe ,,Absatz 5 ersetzt und es werden die
Wodrter ,,in dem die Stundenkontrakte null oder negativ gewesen sind* durch die Worter ,,in dem der Spot-
marktpreis nach § 3 Nummer 42a des Erneuerbare-Energien-Gesetzes null oder negativ gewesen ist“ ersetzt.

8 18 wird wie folgt geandert:
a) Absatz 1 wird wie folgt gedndert:
aa) Nummer 1 Buchstabe a wird wie folgt gefasst:
,»a) inden Fallen der Nummer 2 Buchstabe a und b
aa) bis zum 31. Dezember 2026 oder
bb) nach dem 31. Dezember 2026, aber vor dem 1. Januar 2030 oder*.
bb) In Nummer 2 Buchstabe b wird das Wort ,,und“ durch das Wort ,,,oder* ersetzt.
b) In Absatz 2 wird nach der Angabe ,,Buchstabe b* die Angabe ,,und c* eingefiigt
§ 22 Absatz 1 Nummer 1 wird wie folgt gefasst:
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die Inbetriebnahme des neuen Wérmespeichers erfolgt

bis zum 31. Dezember 2026 oder
nach dem 31. Dezember 2026, aber vor dem 1. Januar 2030,.

In § 26a Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe ¢ werden die Wérter ,,§§ 7a bis 7d*“ durch die Worter ,,§§ 7a bis 7¢*
ersetzt.

§ 27 wird wie folgt geéndert:

2)

b)

Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

»(1) Fur stromkostenintensive Unternehmen ist die KWKG-Umlage nach § 26 in den Kalender-

jahren begrenzt, in denen die EEG-Umlage flr sie begrenzt ist nach

1.
2.

8 63 Nummer 1 in Verbindung mit 8 64 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes oder

8 63 Nummer 1a in Verbindung mit § 64a des Erneuerbare-Energien-Gesetzes

In den Féllen des Satz 1 Nummer 1 wird die Hohe der KWKG-Umlage in entsprechender Anwendung
des § 64 Absatz 2 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes mit den MaRgaben ermittelt, dass

1.

die Bezugsgrofie in § 64 Absatz 2 Nummer 2 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes die KWKG-
Umlage ist und

abweichend von § 64 Absatz 2 Nummer 4 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes die Begrenzung nur
insoweit erfolgt, dass die von dem stromkostenintensiven Unternehmen zu zahlende KWKG-Um-
lage fir den Stromanteil tiber 1 Gigawattstunde den Wert von 0,03 Cent pro Kilowattstunde nicht
unterschreitet.

In den Fallen des Satz 1 Nummer 2 wird die Hhe der KWKG-Umlage in entsprechender Anwendung
des § 64a Absatz 2 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes mit den MalRgaben ermittelt, dass

1.

die Bezugsgrofie in § 64a Absatz 2 Nummer 1 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes die KWKG-
Umlage ist und

abweichend von 8§ 64a Absatz 2 Nummer 3 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes die Begrenzung
nur insoweit erfolgt, dass die von dem stromkostenintensiven Unternehmen zu zahlende KWKG-
Umlage fur den Stromanteil Uber 1 Gigawattstunde den Wert von 0,03 Cent pro Kilowattstunde
nicht unterschreitet.*

In Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe ¢ werden nach den Wortern ,,Buchstabe a oder b* die Worter
,oder § 64a Absatz 2 Nummer 3“ eingefiigt.

Nach 8§ 27c wird folgender § 27d eingefiigt:

,»§ 27d

Herstellung von Griinem Wasserstoff

Fir Strom, der von einem Unternehmen zur Herstellung von Griinem Wasserstoff verbraucht wird,
verringert sich die KWKG-Umlage unabhéngig vom Verwendungszweck des hergestellten Wasserstoffs
nach Mal3gabe des § 69b des Erneuerbare-Energien-Gesetzes auf null.

In § 28 Absatz 5 Satz 2 Nummer 5 werden die Worter ,,§§ 7a bis 7d“ durch die Worter ,,§§ 7a bis 7c* ersetzt.

In § 30 Absatz 1 Nummer 1 wird die Angabe ,,§ 7a Absatz 3 Satz 1* durch die Angabe ,,§ 7a Absatz 2
Satz 1 ersetzt.

In § 31 Absatz 1 werden nach der Angabe ,,KWK-Anlagen* die Wérter ,,mit Ausnahme von Anlagen, die
erneuerbare Energietréger einsetzen, eingefigt.

8 31b Absatz 3 wird aufgehoben.
§ 32a wird wie folgt gedndert:
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Absatz 4 wird wie folgt geéndert:
aa) Satz 1 wird wie folgt gedndert:
aaa)  Nummer 1 wird durch die folgenden Nummern 1 und 2 ersetzt:

,»1.  schiedsgerichtliche Verfahren unter den VVoraussetzungen des Zehnten Buches der
Zivilprozessordnung durchfiihren,

2. sonstige Verfahren zwischen den Verfahrensparteien auf ihren gemeinsamen An-
trag durchfiihren; § 204 Absatz 1 Nummer 11 des Burgerlichen Gesetzbuches ist
entsprechend anzuwenden, oder™.

bbb)  Die bisherige Nummer 2 wird Nummer 3.

bb) In Satz 3 wird nach dem Wort ,,Anlagenbetreiber,* das Wort ,,Bilanzkreisverantwortliche, einge-
fugt.

Absatz 5 wird wie folgt geéndert:

aa) In Satz 1 werden nach den Wortern ,,ein Anlagenbetreiber,” die Worter ,,ein Bilanzkreisverant-
wortlicher,* eingefugt.

bb) Folgender Satz wird angefligt:

,»Soweit die Zustindigkeit der Bundesnetzagentur von der Frage betroffen ist, erfolgt eine Abstim-
mung zwischen der Clearingstelle und der Bundesnetzagentur.*

Absatz 6 Satz 1 und 2 wird wie folgt gefasst:

»Die Wahrnehmung der Aufgaben nach den Absétzen 3 bis 5 erfolgt nach Mallgabe der Verfahrensvor-
schriften, die die Clearingstelle verabschiedet. Die Verfahrensvorschriften missen Regelungen enthal-
ten,

1. die es der Clearingstelle ermdglichen, als Schiedsgericht ein Schiedsverfahren nach MaRgabe des
Zehnten Buches der Zivilprozessordnung und unter Berticksichtigung der Abséatze 7 und 10 durch-
zufithren und

2. wie die Abstimmung mit der Bundesnetzagentur nach Absatz 5 Satz 3 erfolgt.*

28. 8 33 Absatz 2 wird wie folgt gedndert:

29.

a)
b)

In Nummer 1 wird die Angabe ,,§ 7 Absatz 4 durch die Angabe ,,§ 7 Absatz 3“ ersetzt.
In Nummer 2 wird die Angabe ,,§ 7 Absatz 3 und 4“ durch die Angabe ,,§ 7 Absatz 2 und 3¢ ersetzt.

In 8 33a Absatz 1 wird wie folgt gedndert:

a)

b)

c)

Nummer 1 Buchstabe ¢ wird wie folgt gefasst:

,C) das Ausschreibungsvolumen abweichend § 8c zu regeln, wobei bestimmt werden kann, dass das
Ausschreibungsvolumen pro Jahr um bis zu 50 Megawatt verringert oder erhéht werden kann;
soweit dies zur Sicherstellung von hinreichendem Wettbewerb in den Ausschreibungen erforder-
lich ist, kann eine Uber die in Teilsatz 1 genannten Grenzen hinausgehende Anpassung des Aus-
schreibungsvolumens nach § 8c geregelt werden; soweit nach der Evaluierung nach § 34 Absatz 2
die Erreichung der Ziele nach 8 34 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 nicht gesichert erscheint, kann das
Ausschreibungsvolumen nach § 8c um bis zu 100 Megawatt erh6ht werden,*.

In Nummer 2 Buchstabe b Doppelbuchstabe cc werden die Worter ,,Absatz 6 und 7* durch die Worter
,,Absatz 4 und 5 ersetzt und es werden die Worter ,,der Stundenkontrakte fiir die Preiszone fiir Deutsch-
land am Spotmarkt der Stromborse* durch die Worter ,,des Spotmarktpreises nach § 3 Nummer 42a des
Erneuerbare-Energien-Gesetzes* ersetzt.

In Nummer 5 Buchstabe e werden die Worter ,,§§ 7a bis 7d“ durch die Worter ,,§§ 7a bis 7c* ersetzt.
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30. §33b Absatz 1 wird wie folgt gedndert:

31.

32.

a)

b)

a)
b)

c)

a)

b)

In Nummer 3 Buchstabe b werden die Worter ,,Absatz 6 und 7 durch die Worter ,,Absatz 4 und 5
ersetzt und es werden die Worter ,,der Stundenkontrakte fiir die Preiszone fiir Deutschland am Spot-
markt der Stromborse* durch die Worter ,,des Spotmarktpreises nach § 3 Nummer 42a des Erneuerbare-
Energien-Gesetzes“ ersetzt.

In Nummer 6 Buchstabe d werden die Worter ,,§§ 7a bis 7d“ durch die Worter ,,§§ 7a bis 7c* ersetzt.

§ 34 wird wie folgt geéndert:

In Nummer 6 wird das Wort ,,und“ am Ende gestrichen.
In Nummer 7 wird der Punkte am Ende durch das Wort ,,und* ersetzt.
Folgende Nummer wird angeflgt:

,»3. in der Evaluierung im Jahr 2022 die Option, den Bonus fiir innovative erneuerbare Warme ab-
weichend von § 7a im Wege von Ausschreibungen zu vergeben.*

§ 35 wird wie folgt geéndert:

Absatz 17 werden folgende Satze angefugt

,,Abweichend von Satz 1 ist § 15 Absatz 4 Satz 3 ab dem 1. Januar 2020 auch auf KWK-Anlagen mit
einer elektrischen Leistung von bis zu 50 Kilowatt anzuwenden, die bis zum 13. August 2020 in Dau-
erbetrieb genommen worden sind. Abweichend von Satz 4 ist § 15 Absatz 4 Satz 3 auch schon vor dem
1. Januar 2020 auf KWK-Anlagen anzuwenden, die bis zum 13. August 2020 in Dauerbetrieb genom-
men worden sind, soweit fur das betreffende Kalenderjahr noch keine Mitteilung nach § 15 Absatz 4
des Kraft-Warme-Kopplungsgesetzes in der am 12. August 2020 geltenden Fassung durch den Betrei-
ber der KWK-Anlage erfolgt ist. Soweit in den Fallen des Satzes 4 und 5 § 15 Absatz 4 Satz 3 anzu-
wenden ist, ist auch § 7 Absatz 6 Satz 2 mit der MaRgabe entsprechend anzuwenden, dass § 7 Absatz 7
des Kraft-Warme-Kopplungsgesetzes in der am 13. August 2020 geltenden Fassung auf KWK-Anlagen
mit einer elektrischen Leistung bis zu 50 Kilowatt nicht anzuwenden ist.*

Die folgenden Abséatze 18 bis 21 werden angeftigt:

,»(18) 8 7 Absatz 1 Satz 2 ist nicht anzuwenden auf KWK-Anlagen, die vor dem 1. Januar 2023 in
Betrieb genommen worden sind.

(19) Die Bestimmungen nach § 6 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe ¢, § 7b, § 18 Absatz 1 Nummer 1
Buchstabe a Doppelbuchstabe bb und § 22 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe b dirfen erst nach der bei-
hilferechtlichen Genehmigung durch die Europdische Kommission und nur nach MalRgabe der Geneh-
migung angewandt werden.

(20) § 7 Absatz 1 Nummer 5 ist anzuwenden auf KWK-Anlagen, die nach dem 31. Dezember
2020 den Dauerbetrieb aufgenommen oder nach einer erfolgten Modernisierung wieder aufgenommen
haben. § 7 Absatz 4 des Kraft-Warme-Kopplungsgesetzes in der am 31. Dezember 2020 geltenden Fas-
sung ist anzuwenden auf KWK-Anlagen, die vor dem 1. Januar 2021 den Dauerbetrieb aufgenommen
haben oder nach einer erfolgten Modernisierung wieder aufgenommen haben.

(21) 85 Absatz 1 in der am 31. Dezember 2020 geltenden Fassung ist anzuwenden auf KWK-
Anlagen mit einer elektrischen Leistung von mehr als 500 Kilowatt bis einschlieflich 1 Megawatt, die
vor dem 1. Juni 2021 den Dauerbetrieb aufgenommen haben oder nach einer erfolgten Modernisierung
wieder aufgenommen haben.*

33. Die Anlage zu den §§ 7b und 7d wird aufgehoben.
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Artikel 18
Anderung der KWK-Ausschreibungsverordnung

Die KWK-Ausschreibungsverordnung vom 10. August 2017 (BGBI. | S. 3167), die zuletzt durch Artikel 8

des Gesetzes vom 8. August 2020 (BGBI. I S. 1818) geéndert worden ist, wird wie folgt gedndert:

1.
2.

In 8 2 Nummer 12 Buchstabe ¢ wird die Angabe ,,5“ durch die Angabe ,,4* ersetzt.
8 3 werden folgende Absétze angefligt:

,»(5) Liegtin zwei aufeinander folgenden Gebotsterminen der Ausschreibungen fir KWK-Anlagen je-
weils die Gebotsmenge aller in der Ausschreibung fristgerecht eingegangenen Gebote unter dem Ausschrei-
bungsvolumen, verringert sich das Ausschreibungsvolumen nach Absatz 2, 3 oder 4 fir den darauffolgenden
Gebotstermin auf den rechnerischen Durchschnittswert der Gebotsmengen der in den beiden vorangegange-
nen Gebotsterminen fristgerecht eingegangenen Gebote abzliglich 10 Prozent.

(6) Liegtin zwei aufeinander folgenden Gebotsterminen der Ausschreibungen fiir KWK-Anlagen die
Gebotsmenge aller zulassigen Gebote oberhalb des Ausschreibungsvolumens und wurde zu einem friiheren
Gebotstermin in wenigstens einem Fall das Ausschreibungsvolumen nach Absatz 5 verringert, erhoht sich
das Ausschreibungsvolumen nach Absatz 2, 3 oder 4 fur den néchsten Gebotstermin um das in friiheren
Gebotsterminen aufgrund von Absatz 5 nicht zur Ausschreibung zugelassene Ausschreibungsvolumen, ma-
ximal jedoch um weitere 10 Prozent des insgesamt fiir diesen Gebotstermin nach Absatz 1 vorgesehenen
Ausschreibungsvolumens.*

§ 8 wird wie folgt geéndert:

a) In Absatz 1 Nummer 12 Buchstabe a, Doppelbuchstabe bb, Dreifachbuchstabe bbb und Buchstabe b,
Doppelbuchstabe bb, Dreifachbuchstabe bbb werden jeweils die Worter ,,50 Megawatt* durch die Wor-
ter ,,in den Fillen der Ausschreibungen fiir KWK-Anlagen 50 Megawatt und in den Fallen der Aus-
schreibungen fir innovative KWK-Systeme 10 Megawatt‘ ersetzt.

b) In Absatz 3 Satz 1 und 2 wird jeweils die Angabe ,,1 000“ durch die Angabe ,,500° ersetzt.
8 12 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geéndert:

a) In Nummer 2 werden die Worter ,,nach Nummer 5 der Anlage zur Ausschreibungsgebiihrenverord-
nung‘ ersetzt durch die Wérter ,,, die fiir die Durchfiihrung des Zuschlagsverfahrens zu erheben ist,.

b)  Nummer 4 wird wie folgt gefasst:
4. die elektrische Leistung der KWK-Anlagen in den Féllen der Ausschreibungen

a) fiur KWK-Anlagen nicht zwischen mehr als 500 Kilowatt bis einschlieRlich 50 000 Kilowatt
liegt,

b) fir innovative KWK-Systeme nicht zwischen mehr als 1 000 bis einschlielich 10 000 Ki-
lowatt liegt,".

8 16 Absatz 1 Nummer 4 wird wie folgt gefasst:
4. wenn in den Fallen der Ausschreibungen

a) fur KWK-Anlagen die elektrische Leistung der KWK-Anlage mit Aufnahme des Dauerbetriebs
bei 500 Kilowatt oder darunter oder oberhalb von 50 Megawatt liegt,

b) flr innovative KWK-Systeme die elektrische Leistung der KWK-Anlage des innovativen KWK-
Systems mit Aufnahme des Dauerbetriebs bei 1 Megawatt oder darunter oder oberhalb von
10 Megawatt liegt,”.

8 19 Absatz 8 wird wie folgt geéndert:
a) In Satz 1 wird die Angabe ,,Absatz 1 durch die Angabe ,,Absatz 2 ersetzt.
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b) In Satz 2 werden die Worter ,,.Die Boni nach den §§ 7c und 7d* durch die Worter ,,.Der Bonus nach
§ 7¢“ und es wird die Angabe ,,Absatz 1 durch die Angabe ,,Absatz 2 ersetzt.

In 8 26 Absatz 2 Nummer 2 wird die Angabe ,,Absatz 7 durch die Angabe ,,Absatz 5 ersetzt.
§ 27 wird wie folgt geéndert:
a) In Absatz 3 Nummer 3 wird die Angabe ,,Absatz 7 durch die Angabe ,,Absatz 5 ersetzt.

b) In Absatz 4 Satz 2 Nummer 5 Buchstabe a wird die Angabe ,,§ 9 Absatz 1 durch die Worter ,,§ 9 Ab-
satz 1, 1a oder 2 ersetzt.

Artikel 19
Anderung des Windenergie-auf-See-Gesetzes

Das Windenergie-auf-See-Gesetz vom 13. Oktober 2016 (BGBI. S. 2258), das zuletzt durch Artikel 1 des

Gesetzes vom 3. Dezember 2020 (BGBI. | S. 2682) geéndert worden ist, wird wie folgt geandert:

1.

4.

In § 24 Absatz 1 Nummer 2 und Absatz 2 Satz 1 wird jeweils nach der Angabe ,,§ 25 die Angabe ,,Absatz 1*
eingefugt.

In § 37 Absatz 1 Nummer 1 und Absatz 2 Satz 1 wird jeweils nach der Angabe ,,§ 25¢ die Angabe ,,Absatz 1
eingefigt.

Dem § 60 Absatz 2 wird folgender Satz angefligt:

»Auf Zuschldge nach § 34 ist § 60 Absatz 2 Nummer 2 in der am ... [einfligen: Tag der Verkiindung des
Gesetzes zur Anderung des Windenergie-auf-See-Gesetzes und anderer VVorschriften] geltenden Fassung an-
zuwenden.*

In 8 69 Absatz 4 Satz 2 wird nach der Angabe ,,§ 25 die Angabe ,,Absatz 1 eingefligt.

Artikel 20

Anderung der Verordnung zur Anrechnung von strombasierten Kraftstoffen und mitverarbeiteten

biogenen Olen auf die Treibhausgasquote

Die Verordnung zur Anrechnung von strombasierten Kraftstoffen und mitverarbeiteten biogenen Olen auf

die Treibhausgasquote vom 15. Mai 2017 (BGBI. I S. 1195) wird wie folgt geandert:

1.

8 3 wird wie folgt geéndert:
a) Absatz 2 Satz 3 Nummer 2 wird wie folgt gefasst:

2. aus einem Netz nach 8 3 Nummer 35 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes entnommen worden ist
und die Anlage zur Herstellung der Kraftstoffe ausschlieBlich auf Grundlage eines Vertrages nach
8 13 Absatz 6 des Energiewirtschaftsgesetzes vom 7. Juli 2005 (BGBI. 1 S. 1970, 3621), das zu-
letzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom ... [einsetzen: Datum und Fundstelle des Gesetzes zur
Anderung des Windenergie-auf-See-Gesetzes und anderer Vorschriften] geandert worden ist, be-
trieben wird.*

b) In Absatz 5 Satz 2 wird die Angabe ,,5“ durch die Angabe ,,4 ersetzt.
8 6 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geéndert:

a) In Nummer 3 wird das Komma am Ende durch das Wort ,,und* ersetzt.
b)  Nummer 4 wird aufgehoben.

¢) Nummer 5 wird Nummer 4.
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Artikel 21

Anderung des Gesetzes zur Beschleunigung des Energieleitungsausbaus

Das Gesetz zur Beschleunigung des Energieleitungsausbaus vom 13. Mai 2019 (BGBI. | S. 706) wird wie

folgt geéndert:

1.

Avrtikel 1 Nummer 10 Buchstabe b Absatz 2 wird wie folgt gedndert:
a) In Satz 3 Nummer 5 werden die Worter ,,95 Prozent der* durch das Wort ,,die* ersetzt.
b) Satz 5 wird aufgehoben.
Acrtikel 5 wird wie folgt gedndert:
a) In Nummer 4 wird die Angabe ,,§ 20 Absatz 4 durch die Angabe ,,§ 10b Absatz 3* ersetzt.
b)  Nummer 7 wird wie folgt gefasst:
»7. (weggefallen)

¢) InNummer 8 werden die Worter ,,Absatz 2 Satz 2 und Absatz 3 Satz 2* “jeweils durch die Worter ,,Ab-
satz 3 Satz 2° ersetzt.

d) Nummer 14 wird wie folgt geéndert:
aa) Buchstabe a wird wie folgt gefasst:
»a)  Nummer 1 wird wie folgt gefasst: ,,1. (weggefallen)™.
bb) Buchstabe b wird aufgehoben.

cc) Buchstabe ¢ wird Buchstabe b, in dem Anderungsbefehl werden die Worter ,,bisherige und ,,wird
Nummer 4 und* gestrichen, und in dem Normtext wird die Angabe ,,4.* durch die Angabe ,,6.
ersetzt.

e) Nummer 15 Buchstabe b wird wie folgt gefasst:
,»b) (weggefallen).

In Artikel 25 Absatz 2 wird nach den Wortern ,, Artikel 5 Nummer 1 bis 5,“ die Angabe ,,7 bis 10“ durch die
Angabe ,,8 bis 10 ersetzt.

Artikel 22
Anderung des Kohleverstromungsbeendigungsgesetzes

Das Gesetz zur Reduzierung und zur Beendigung der Kohleverstromung vom 8. August 2020 (BGBI. |

S. 1818), das zuletzt durch Artikel 3a des Gesetzes vom 3. Dezember 2020 (BGBI. | S. 2682) geédndert worden
ist, wird wie folgt gedndert:

1.

Die Inhaltsiibersicht wird wie folgt geéndert:
a) Die Angabe zu 8§ 50 wird wie folgt gefasst:
»$ 50  Zeitlich gestreckte Stilllegung™.
b) Folgende Angabe wird angefligt:
»Anlage 3  Vergitung Zeitlich gestreckte Stilllegung*.
§ 12 Absatz 1 Satz 2 Nummer 6 wird wie folgt gefasst:
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,»6. der Anlagenbetreiber hat dem Bundesamt fur Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle durch Vorlage einer
verbindlichen Erklarung nachgewiesen, dass er fiir die Steinkohleanlage, fiir die er

a) bis einschlieRlich 31. Mai 2021 ein Gebot in der Ausschreibung abgibt, den Kohleersatzbonus
nach § 7 Absatz 2 des Kraft-Wéarme-Kopplungsgesetzes in der am 13. August 2020 geltenden
Fassung oder nach § 7c des Kraft-Wéarme-Kopplungsgesetzes fiir den Fall eines Zuschlags nach
8 21 ab Bestandskraft des Zuschlags nicht in Anspruch nimmt (bedingte Verzichtserklarung),

b) nach dem 31. Mai 2021 ein Gebot in der Ausschreibung abgibt, den Kohleersatzbonus nach § 7
Absatz 2 des Kraft-Warme-Kopplungsgesetzes in der am 13. August 2020 geltenden Fassung
oder nach 8 7c des Kraft-Warme-Kopplungsgesetzes unabhangig davon, ob ein Zuschlag nach
8 21 erteilt wird, nicht in Anspruch nimmt (unbedingte Verzichtserklarung).

§ 40 wird wie folgt geéndert:

a) In Absatz 1 wird das Wort ,,Sicherheitsbereitschaft durch die Worter ,,Zeitlich gestreckte Stilllegung*
und werden die Worter ,,§ 13g Absatz 9 des Energiewirtschaftsgesetzes* durch die Angabe ,,§ 50 er-
setzt.

b) In Absatz 2 Satz 2 werden die Worter ,,in die Sicherheitsbereitschaft* durch die Worter ,,in die Zeitlich
gestreckte Stilllegung® und die Worter ,,Zeitraum in der Sicherheitsbereitschaft durch die Worter
»Zeitraum in der gestreckten Stilllegung™ ersetzt.

In 8§41 Absatz 1, § 42 Absatz 1 und 2 und 8 45 Absatz 1 wird jeweils das Wort ,,Sicherheitsbereitschaft*
durch die Worter ,,Zeitlich gestreckte Stilllegung* ersetzt.

§ 47 wird wie folgt geéndert:

a) InAbsatz 1 wird das Wort ,,Sicherheitsbereitschaft* durch die Worter ,,Zeitlich gestreckten Stilllegung*
ersetzt.

b) In Absatz 2 Satz 1 und 2 wird jeweils das Wort ,,Sicherheitsbereitschaft* durch die Worter ,,Zeitlich
gestreckte Stilllegung™ ersetzt.

§ 50 wird wie folgt gefasst:

» 850
Zeitlich gestreckte Stilllegung

(1) Braunkohleanlagen werden, sofern und solange dies nach § 40 in Verbindung mit Anlage 2 vor-
gesehen ist, vorlaufig stillgelegt und damit in eine zeitlich gestreckte Stilllegung tberfiihrt und anschlieBend
endgultig stillgelegt (Zeitlich gestreckte Stilllegung). Die Anlagenbetreiber erhalten fir die Zeitlich ge-
streckte Stilllegung einer Braunkohleanlage eine Vergutung, die nach der Formel in Anlage 3 zu berechnen
ist.

(2) Die Braunkohleanlagen in der Zeitlich gestreckten Stilllegung stehen jeweils ab dem nach § 40 in
Verbindung mit Anlage 2 malRgeblichen Tag der vorlaufigen Stilllegung bis zu ihrer endgultigen Stilllegung
ausschlieRlich fiir Anforderungen der Ubertragungsnetzbetreiber nach MaRgabe des § 1 Absatz 6 der
Elektrzitatssicherungsverordnung zur Verfiigung. Dabei diirfen die Ubertragungsnetzbetreiber die Braun-
kohleanlage nur entsprechend den zeitlichen Vorgaben nach Absatz 3 Satz 1 anfordern. Der Einsatz von
Braunkohleanlagen in der Zeitlich gestreckten Stilllegung durch die Ubertragungsnetzbetreiber erfolgt nach-
rangig zu anderen geeigneten MalRnahmen nach § 13 Absatz 1 des Energiewirtschaftsgesetzes, soweit diese
zur Gewadbhrleistung der Sicherheit und Zuverlassigkeit des Elektrizitatsversorgungssystems ausreichend
sind.

(3) Wahrend der Zeitlich gestreckten Stilllegung miissen die Anlagenbetreiber jederzeit sicherstellen,
dass die Braunkohleanlagen in der Zeitlich gestreckten Stilllegung die folgenden Voraussetzungen erfillen:

1. die Braunkohleanlagen miissen bei einer Vorwarnung durch den zustandigen Ubertragungsnetzbetrei-
ber innerhalb von 240 Stunden betriebsbereit sein und
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2. die Braunkohleanlagen missen nach Herstellung ihrer Betriebshereitschaft ab Anforderung durch den
zustandigen Ubertragungsnetzbetreiber innerhalb von 11 Stunden auf Mindestteilleistung und innerhalb
von weiteren 13 Stunden auf Nettonennleistung angefahren werden kdnnen.

Die Anlagenbetreiber miissen dem zustandigen Ubertragungsnetzbetreiber vor Beginn der Zeitlich gestreck-
ten Stilllegung nachweisen, dass ihre Braunkohleanlagen in der Zeitlich gestreckten Stilllegung die VVoraus-
setzungen nach Satz 1 Nummer 2 erfillen.

(4) Wahrend der Zeitlich gestreckten Stilllegung darf in den Braunkohleanlagen Strom nur im Fall
eines Einsatzes nach Absatz 2 Satz 1 oder im Fall eines mit dem zustindigen Ubertragungsnetzbetreiber
abgestimmten Probestarts erzeugt werden. Die Ubertragungsnetzbetreiber miissen die aus den Braunkohle-
anlagen in der Zeitlich gestreckten Stilllegung eingespeisten Strommengen in ihren Bilanzkreisen fiihren,
diirfen die Strommengen aber nicht auf den Strommérkten verauRern. Die Ubertragungsnetzbetreiber infor-
mieren die Marktteilnehmer unverziglich und auf geeignete Art und Weise uber die Vorwarnung und die
Anforderung zur Einspeisung einer Braunkohleanlage in der Zeitlich gestreckten Stilllegung.

(5) Die Ubertragungsnetzbetreiber rechnen Bilanzkreisunterspeisungen und Bilanzkreistiberspeisun-
gen flr die Fahrplanviertelstunden, in denen ein Abruf einer Braunkohleanlage in der Zeitlich gestreckten
Stilllegung erfolgt ist, im Rahmen der Ausgleichsenergieabrechnung nach 8 8 Absatz 2 der Stromnetzzu-
gangsverordnung ab. Nimmt der Ubertragungsnetzbetreiber eine Braunkohleanlage in der Zeitlich gestreck-
ten Stilllegung in Anspruch, betragen die Preise fiir die Ausgleichsenergie, die den Bilanzkreisverantwortli-
chen fir Bilanzkreisunterspeisungen in den Fahrplanviertelstunden in Rechnung gestellt werden, in denen
ein Abruf einer Braunkohleanlage in der Zeitlich gestreckten Stilllegung erfolgt ist, mindestens das Zweifa-
che des im untertdgigen Borsenhandel hdchsten zuldssigen Gebotspreises, wenn

1. der fur die Bilanzkreisabrechnung verdffentlichte Saldo des deutschen Netzregelverbundes fiir die ent-
sprechende Fahrplanviertelstunde gréRer als die flr die Ubertragungsnetzbetreiber zu diesem Zeitpunkt
insgesamt verfligbare positive Sekundarregelleistung und positive Minutenreserveleistung war und

2. ein Abruf der Braunkohleanlage in der Zeitlich gestreckten Stilllegung erfolgt ist.

(6) Wenn eine Braunkohleanlage in der Zeitlich gestreckten Stilllegung bei einer Vorwarnung durch
den Ubertragungsnetzbetreiber nicht innerhalb von 288 Stunden ab der Vorwarnung nach Absatz 3 Satz 1
Nummer 1 betriebsbereit ist oder nicht innerhalb der Anfahrzeiten nach Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 die an-
geforderte Leistung im Bereich der tiblichen Schwankungen einspeist, ist der Anlagenbetreiber der betref-
fenden Braunkohleanlage

1. zur Zahlung von 150.000 EUR pro Tag ab dem 13. Tag an den Ubertragungsnetzbetreiber verpflichtet,
wenn und solange die Voraussetzungen aus arbeitsschutz- oder immissionsschutzrechtlichen Griinden
nicht erfillt werden, oder

2. zur Zahlung von jeweils 5.000.000 EUR in einem Jahr der Zeitlich gestreckten Stilllegung an den Uber-
tragungsnetzbetreiber verpflichtet, wenn die Voraussetzungen aus anderen Griinden nicht erfillt wer-
den.

Wenn eine Braunkohleanlage in der Zeitlich gestreckten Stilllegung die Voraussetzungen der Zeitlich ge-
streckten Stilllegung voriibergehend nicht erfiillen kann, ist der Anlagenbetreiber der betreffenden Braun-
kohleanlage ebenfalls ab dem 13. Tag solange zur Zahlung von 150.000 EUR pro Tag verpflichtet, bis die
Voraussetzungen wieder erfiillt werden kénnen. Dies gilt nicht fiir mit dem Ubertragungsnetzbetreiber ab-
gestimmte Wartungs- und Instandsetzungsarbeiten. Unbeschadet des Absatzes 1 und 6 Satze 1 bis 3 werden
den Anlagenbetreibern einer Braunkohleanlage in der Zeitlich gestreckten Stilllegung nach Malgabe des
Absatzes 8 Satz 5 die im Fall einer Vorwarnung oder der Anforderung zur Einspeisung durch den Ubertra-
gungsnetzbetreiber oder im Fall eines Probestarts entstehenden Erzeugungsauslagen erstattet.

(7) Eine Braunkohleanlage in der Zeitlich gestreckten Stilllegung kann nach Ablauf von 18 Monaten
in der Zeitlich gestreckten Stilllegung vorzeitig endgiiltig stillgelegt werden. In diesem Fall bleibt die Ver-
glitung fur die Zeitlich gestreckte Stilllegung unverandert. Die vorzeitige endgultige Stilllegung muss der
Anlagenbetreiber dem zustandigen Ubertragungsnetzbetreiber spatestens ein halbes Jahr vorher anzeigen.
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(8) Die Hohe der Vergiitung nach Absatz 1 wird durch die Bundesnetzagentur festgesetzt. Der Anla-
genbetreiber einer Braunkohleanlage in der Zeitlich gestreckten Stilllegung hat gegen den zusténdigen Uber-
tragungsnetzbetreiber einen Verglitungsanspruch in der von der Bundesnetzagentur festgesetzten Hohe. Die
Vergltung nach Absatz 1 Satz 2 wird jahrlich im Voraus gezahlt, zahlbar monatlich in zwdlf gleichen Ab-
schlagen. Die endgultige Abrechnung eines Bereitschaftsjahres erfolgt — soweit erforderlich — spétestens
zum 1. Januar des folgenden Kalenderjahres. Die Erzeugungsauslagen nach Absatz 6 Satz 4 werden von den
Ubertragungsnetzbetreibern nach Ablauf eines Bereitschaftsjahres spatestens zum 1. Januar des folgenden
Kalenderjahres gesondert erstattet.

(9) Die Ubertragungsnetzbetreiber diirfen die ihnen nach Absatz 1 entstehenden Kosten nach Abzug
der entstehenden Erl6se und etwaiger Sanktionszahlungen nach Absatz 6 (ber die Netzentgelte geltend ma-
chen. Die Kosten mit Ausnahme der Erzeugungsauslagen nach Absatz 6 Satz 4 gelten als dauerhaft nicht
beeinflussbare Kostenanteile nach § 11 Absatz 2 Satz 1 der Anreizregulierungsverordnung. Im Ubrigen ist
8 13e Absatz 3 Satz 5 und 6 des Energiewirtschaftsgesetzes entsprechend anzuwenden.

(10) Ergibt die Uberprifung im Jahr 2026 gemaR § 47 Absatz 2 und den §8 54 und 56, dass eine Uber-
fiihrung von Braunkohleanlagen in eine Zeitlich gestreckte Stilllegung fur die Zeit nach dem 31. Dezember
2028 nicht erforderlich ist, dann werden Braunkohleanlagen, die sich noch Uber diesen Zeitpunkt hinaus in
der Zeitlich gestreckten Stilllegung befinden, bis zum 31. Dezember 2029 endgiiltig stillgelegt.*

In § 61 Absatz 2 werden nach den Wdortern ,,dem Bundesministerium fiir Wirtschaft und Energie* die Worter
,»» dem Bundesamt fiir Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle® und werden nach den Wértern ,,des Bundesminis-
teriums fir Wirtschaft und Energie* die Worter ,,, des Bundesamtes fiir Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle®
eingefugt.

In Anlage 2 wird das Wort ,,Sicherheitsbereitschaft* durch die Worter ,,Zeitlich gestreckte Stilllegung® er-
setzt.

Folgende Anlage wird angefigt:

»Anlage 3 (zu § 50)
Vergutung Zeitlich gestreckte Stilllegung

Die Vergitung von vorlaufig Stillzulegenden Anlagen nach § 50 wird nach folgender Formel festgesetzt:

C.
V, = Pt+RDl~+REi+0i+Wi—(RHBi+EL* EUAt>]*Ei

Im Sinne dieser Anlage ist oder sind:

Vit

die Vergutung, die ein Betreiber fiir eine stillzulegende Anlage i in einem Jahr t der Zeitlich gestreckten
Stilllegung erhdlt, in Euro,

Pt

der rechnerisch ermittelte jahresdurchschnittliche Preis aller verfligbaren Handelstage im Zeitraum vom
1. Juli des Jahres T-1 bis zum 30. Juni des Jahres T fur die fiir das jeweilige Jahr der Zeitlich gestreckten
Stilllegung t relevanten Phelix-Base-Futures am Terminmarkt der Energiebdrse European Energy Exchange
AG in Leipzig fir die jeweilige Preiszone in Euro je Megawattstunde, soweit an der Energieborse noch kein
Preis des Futures fir ein relevantes Lieferjahr ermittelt wurde, wird der Preis flr das letzte verfligbare rele-
vante Lieferjahr in Ansatz gebracht,

RD;j

die fir eine stillzulegende Anlage i von dem Betreiber nachgewiesenen Erldse flir Anpassungen der Einspei-
sung nach § 13a Energiewirtschaftsgesetz als jahrlicher Durchschnitt im Zeitraum 1. Juli des Jahres T-3 bis
30. Juni des Jahres T in Euro je Megawattstunde,

RE;
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die flr eine stillzulegende Anlage i von dem Betreiber nachgewiesenen Regelenergieerldse als jahrlicher
Durchschnitt im Zeitraum 1. Juli des Jahres T-3 bis 30. Juni des Jahres T in Euro je Megawattstunde,

Oi

die fir eine stillzulegende Anlage i von dem Betreiber nachgewiesenen Optimierungsmehrerlose im Zeit-
raum 1. Juli des Jahres T-3 bis 30. Juni des Jahres T gegeniiber dem jahresdurchschnittlichen Spotmarktpreis
als jahrlicher Durchschnitt im Zeitraum 1. Juli des Jahres T-3 bis 30. Juni des Jahres T in Euro je Megawatt-
stunde,

Wi

die flr eine stillzulegende Anlage i von dem Betreiber nachgewiesenen Wérmelieferungserlose als jahrlicher
Durchschnitt im Zeitraum 1. Juli des Jahres T-3 bis 30. Juni des Jahres T in Euro je Megawattstunde,

RHB;

die flr eine stillzulegende Anlage i von dem Betreiber nachgewiesenen kurzfristig variablen Betriebskosten
flr Brennstoffe, Logistik sowie sonstige Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe zur Erzeugung einer Megawatt-
stunde Strom — einschliellich der Betriebskosten der damit verbundenen Wéarmeauskopplung als jahrlicher
Durchschnitt der T-3 bis T-1 in Euro je Megawattstunde; bei konzernintern bezogenen Lieferungen und
Leistungen bleiben etwaige Margen aufer Betracht (Zwischenergebniseliminierung); wenn Kraftwerksbe-
trieb und Tagebaubetrieb bei verschiedenen Gesellschaften liegen, sind fiir Brennstoffe und Logistik die
variablen Forder- und Logistikkosten der Tagebaugesellschaften zu beriicksichtigen,

Ci

die fir eine stillzulegende Anlage i von dem Betreiber zur Erzeugung der Strommenge E; nachgewiesenen
Kohlendioxidemissionen als jahrlicher Durchschnitt des Zeitraums 1. Juli des Jahres T-3 bis 30. Juni des
Jahres T in Tonnen Kohlendioxid,

Ei

die flr eine stillzulegende Anlage i von dem Betreiber nachgewiesene an das Netz der allgemeinen Versor-
gung und in Eigenversorgungsnetze abgegebene Strommenge der stillzulegenden Anlage (Netto-Stromer-
zeugung) als jéhrlicher Durchschnitt des Zeitraums 1. Juli des Jahres T-3 bis 30. Juni des Jahres T in Mega-
wattstunden,

EUA;

der rechnerisch ermittelte jahresdurchschnittliche Preis aller verfligbaren Handelstage im Zeitraum vom
1. Juli des Jahres T-1 bis zum 30. Juni des Jahres T flr die fur das jeweilige Jahr t der Zeitlich gestreckten
Stilllegung relevanten Jahresfutures flir Emissionsberechtigungen (EUA) am Terminmarkt der Energiebdrse
European Energy Exchange AG in Leipzig flr die jeweilige Preiszone in Euro je Tonne Kohlendioxid, so-
weit an der Energiebdrse noch kein Preis des Jahresfutures fiir ein relevantes Lieferjahr ermittelt wurde, wir
der Preis fiir das letzte verfiigbhare relevante Lieferjahr in Ansatz gebracht,

i

die jeweilige stillzulegende Anlage,

T

das Jahr der Uberfiihrung in die Zeitlich gestreckte Stilllegung zum 31. Dezember wie in Anlage 2,
t

das jeweilige Jahr der Zeitlich gestreckten Stilllegung, das sich jeweils auf den Zeitraum vom 1. Januar bis
zum Datum der endgiiltigen Stilllegung gem&R Anlage 2 des Kohleverstromungsheendigungsgesetzes be-
zieht.*
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Artikel 23

Anderung des Gesetzes zur Reduzierung und zur Beendigung der Kohleverstromung und zur
Anderung weiterer Gesetze

Das Gesetz zur Reduzierung und zur Beendigung der Kohleverstromung und zur Anderung weiterer Gesetze
vom 8. August 2020 (BGBI. I S. 1818) wird wie folgt ge&ndert:

1. Artikel 7 wird wie folgt geéndert:
a) Nummer 6 Buchstabe a Doppelbuchstabe bb wird aufgehoben.
b)  Nummer 28 wird aufgehoben.

2. Artikel 11 Absatz 3 wird aufgehoben.

Artikel 24
Inkrafttreten, AuRerkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Absatzes 2 mit Wirkung vom 1. Januar 2021 in Kraft. Gleichzeitig
tritt die Verordnung zu den gemeinsamen Ausschreibungen vom 10. August 2017 (BGBI. | S. 3167, 3180), die
zuletzt durch Artikel 3 der Verordnung vom 20. Januar 2020 (BGBI. | S. 106) geandert worden ist, auler Kraft.

(2) Abweichend von Absatz 1 Satz 1

treten Artikel 1 Nummer 99 und 100 ruckwirkend zum 1. Januar 2019 in Kraft.

tritt Artikel 1 Nummer 129 und Nummer 147 Buchstabe a zum 30. September 2021 in Kraft,
tritt Artikel 1 Nummer 147 Buchstabe b zum 31. Dezember 2020 in Kraft und

treten Artikel 10 Nummer 6 und 7, Artikel 13 Nummern 1, 5 bis 13 und Artikel 17 Nummer 25 am 1. Juli
2021 in Kraft.

e
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	Artikel 2
	Änderung des Energiewirtschaftsgesetzes
	Das Energiewirtschaftsgesetz vom 7. Juli 2005 (BGBl. I S. 1970), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 3. Dezember 2020 (BGBl. I S. 2682) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. In der Inhaltsübersicht wird die Angabe zur Anlage 2 (zu § 13g) gestrichen.
	2. In § 13i Absatz 3 Nummer 3 werden die Wörter „Übertragungsnetzbetreiber in dem Netzausbaugebiet nach § 36c des Erneuerbare-Energien-Gesetzes zum Abschluss von vertraglichen Vereinbarungen in einem bestimmten Umfang zu verpflichten und“ gestrichen.
	3. § 13g Absatz 9 wird aufgehoben.
	4. § 17e wird wie folgt geändert:
	5. § 111e wird wie folgt geändert:
	6. Anlage 2 (zu § 13g) wird aufgehoben.


	Artikel 3
	Änderung der Stromnetzzugangsverordnung
	Dem § 12 der Stromnetzzugangsverordnung vom 25. Juli 2005 (BGBl. I S. 2243), die zuletzt durch Artikel 14 des Gesetzes vom 13. Mai 2019 (BGBl. I S. 706) geändert worden ist, wird folgender Absatz 5 angefügt:

	Artikel 4
	Änderung der Marktstammdatenregisterverordnung
	Die Marktstammdatenregisterverordnung vom 10. April 2017 (BGBl. I S. 842), die zuletzt durch Artikel 9 des Gesetzes vom 8. August 2020 (BGBl. I S. 1728) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. In § 5 Absatz 2 Nummer 3 werden nach dem Wort „sind“ die Wörter „oder die nicht zu Stromerzeugungseinheiten mit einer installierten Leistung von mindestens 10 Megawatt gehören“ eingefügt.
	2. § 19 Absatz 1 Nummer 2 wird wie folgt geändert:
	3. In § 25 Absatz 6 wird die Angabe „1. Juli 2017“ durch die Angabe „1. Februar 2019“ und das Wort „anzuwenden“ durch die Wörter „und danach mit der Maßgabe anzuwenden, dass die Ansprüche nicht fällig werden, solange die Betreiber die Einheiten nicht ...
	4. Tabelle II der Anlage wird wie folgt geändert:


	Artikel 5
	Änderung des Messstellenbetriebsgesetzes
	In § 60 des Messstellenbetriebsgesetzes vom 29. August 2016 (BGBl. I S. 2034), das zuletzt durch Artikel 90 des Gesetzes vom 20. November 2019 (BGBl. I S. 1626) geändert worden ist, wird in Absatz 3 in den Nummern 1 Buchstabe b), 2 Buchstabe b), 3 Buc...

	Artikel 6
	Änderung der Biomassestrom-Nachhaltigkeitsverordnung
	Die Biomassestrom-Nachhaltigkeitsverordnung vom 23. Juli 2009 (BGBl. I S. 2174), die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 26. Juni 2018 (BGBl. I S. 872) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. In § 3 Absatz 1 Nummer 3 werden die Wörter „§ 93 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes“ durch die Wörter „§ 111f des Energiewirtschaftsgesetzes“ ersetzt.
	2. § 67 Absatz 1 Nummer 1 wird wie folgt gefasst:
	3. In § 73 Absatz 2 werden die Wörter „oder mit den Daten im Anlagenregister nach § 6 Absatz 2 Satz 1 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes“ gestrichen.


	Artikel 7
	Änderung der Erneuerbare-Energien-Ausführungsverordnung
	Die Erneuerbare-Energien-Ausführungsverordnung vom 22. Februar 2010 (BGBl. I S. 134), die zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 25. Mai 2020 (BGBl. I S. 1070) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. In § 3 Absatz 1 Satz 3 wird das Wort „ist“ durch das Wort „sind“ ersetzt und werden nach den Wörtern „der Erneuerbare-Energien-Verordnung“ die Wörter „und Einnahmen und Ausgaben, die nach § 3 Absatz 11 der Erneuerbare-Energien-Verordnung abzugrenze...
	2. In § 7 Absatz 2 Satz 3 werden die Wörter „Market-Clearing-Preis der jeweiligen Stunde der Day-Ahead-Auktion an der European Power Exchange“ durch die Wörter „Spotmarktpreis nach § 3 Nummer 42a des Erneuerbare-Energien-Gesetzes“ ersetzt.
	3. In § 8 Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „an der Strombörse“ durch die Wörter „an einer der Strombörsen“ und die Wörter „an dem Spotmarkt einer Strombörse“ durch die Wörter „an den Spotmärkten dieser Strombörsen“ ersetzt.
	4. Abschnitt 2 wird aufgehoben.


	Artikel 8
	Änderung der Besondere-Ausgleichsregelung-Gebührenverordnung
	Die Anlage zur Besondere-Ausgleichsregelung-Gebührenverordnung vom 5. März 2013 (BGBl. I S. 448), die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 17. Dezember 2018 (BGBl. I S. 2500) geändert worden ist, wird wie folgt gefasst:

	Artikel 9
	Änderung der EEG- und Ausschreibungsgebührenverordnung
	Die Anlage zur EEG- und Ausschreibungsgebührenverordnung vom 6. Februar 2015 (BGBl. I S. 108, 120), die zuletzt durch Artikel 2 der Verordnung vom 20. Januar 2020 (BGBl. I S. 106) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. In Nummer 1 werden die Wörter „, nach § 7 der Verordnung zu den gemeinsamen Ausschreibungen“ gestrichen.
	2. In Nummer 2 wird nach der Angabe „§ 38“ die Angabe „oder § 38h“ eingefügt.
	3. In Nummer 3 wird nach der Angabe „§ 32“ die Angabe „oder § 36d“ eingefügt und werden die Wörter „, nach § 7 der Verordnung zu den gemeinsamen Ausschreibungen“ gestrichen.
	4. In Nummer 4 wird nach der Angabe „§ 32“ die Angabe „oder § 39d“ eingefügt und werden nach den Wörtern „für Biomasseanlagen“ die Wörter „oder für Biomethananlagen nach Teil 3 Abschnitt 3 Unterabschnitt 6“ eingefügt.


	Artikel 10
	Änderung der Erneuerbare-Energien-Verordnung
	Die Erneuerbare-Energien-Verordnung vom 17. Februar 2015 (BGBl. I S. 146), die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 15. Juli 2020 (BGBl. I S. 1696) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. § 3 wird wie folgt geändert:
	2. Nach § 3 wird folgender § 3a eingefügt:
	„§ 3a
	Ermittlung des Abzugs für Strom aus ausgeförderten Anlagen


	3. In § 4 werden nach der Angabe „§ 3“ die Wörter „oder § 3a“ eingefügt.
	4. § 5 Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt geändert:
	5. Nach § 5 wird folgender § 5a eingefügt:
	„§ 5a
	Veröffentlichung des Abzugs für Strom aus ausgeförderten Anlagen


	6. § 9 wird wie folgt geändert:
	7. In § 11 Absatz 2 Satz 1 wird das Wort „zwölf“ durch die Angabe „18“ ersetzt.
	8. § 13 wird wie folgt geändert:


	Artikel 11
	Änderung der Besondere-Ausgleichsregelung-Durchschnittsstrompreis-Verordnung
	Die Besondere-Ausgleichsregelung-Durchschnittsstrompreis-Verordnung vom 17. Februar 2016 (BGBl. I S. 241), die durch Artikel 12 des Gesetzes vom 22. Dezember 2016 (BGBl. I S. 3106) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. § 2 wird wie folgt geändert:
	2. § 3 wird wie folgt geändert:
	3. § 5 Absatz 2 wird wie folgt geändert:
	4. § 6 wird wie folgt geändert:


	Artikel 12
	Änderung der Grenzüberschreitende-Erneuerbare-Energien-Verordnung
	Die Grenzüberschreitende-Erneuerbare-Energien-Verordnung vom 10. August 2017 (BGBl. I S. 3102), die durch Artikel 19 des Gesetzes vom 13. Mai 2019 (BGBl. I S. 706) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. In der Inhaltsübersicht wird die Angabe zu § 17 wie folgt gefasst:
	2. In § 6 Absatz 3 Satz 2 wird die Angabe „10“ durch die Angabe „20“ ersetzt.
	3. In § 10 Absatz 1 Nummer 2 werden die Wörter „nach Nummer 1 oder Nummer 3 der Anlage zur Ausschreibungsgebührenverordnung“ ersetzt durch die Wörter „, die für die Durchführung des Zuschlagsverfahrens zu erheben ist,“
	4. § 17 wird aufgehoben.
	5. In § 18 Absatz 2 Satz 2 werden die Wörter „einmalig unter den in § 36e Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 und 2 und Satz 2 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes genannten Voraussetzungen“ durch die Wörter „unter den in § 36e Absatz 2 und 3 des Erneuerbare-Energi...
	6. In § 24 Absatz 1 wird wie folgt geändert:.
	7. In § 37 Satz 2 werden die Wörter „und § 36c Absatz 6 Satz 2 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes“ gestrichen.


	Artikel 13
	Änderung der Herkunfts- und Regionalnachweis-Durchführungsverordnung
	Die Herkunfts- und Regionalnachweis-Durchführungsverordnung vom 8. November 2018 (BGBl. I S. 1853) wird wie folgt geändert:
	1. § 2 Nummer 11 Buchstabe a wird wie folgt geändert:
	2. § 6 wird wie folgt geändert:
	3. § 7 Absatz 2 wird wie folgt geändert:
	4. § 8 wird wie folgt geändert:
	5. § 12 wird wie folgt geändert:
	6. § 16 Absatz 1 wird wie folgt geändert:
	7. Nach § 21 Absatz 1 wird folgender Absatz 1a eingefügt:
	8. § 22 wird wie folgt geändert:
	9. § 24 wird wie folgt geändert:
	10. In § 34 Satz 1 wird das Wort „zwölf“ durch die Angabe „18“ ersetzt.
	11. In § 36 Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „aus der Schweiz an,“ durch die Wörter „aus Drittländern, wenn die Europäische Union mit diesem Drittland ein Abkommen über die gegenseitige Anerkennung von in der Europäischen Union ausgestellten Herkunft...
	12. Nach § 42 wird folgender § 42a eingefügt:
	„§ 42a
	Begutachtungspflichten bei im Herkunftsnachweisregister registrierten hocheffizienten KWK-Anlagen


	13. § 43 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert:
	14. Nach § 53 wird folgender § 54 angefügt:
	„§ 54
	Übergangsbestimmung




	Artikel 14
	Änderung der Herkunfts- und Regionalnachweis-Gebührenverordnung
	§ 2 Absatz 2 der Herkunfts- und Regionalnachweis- Gebührenverordnung vom 17. Dezember 2012 (BGBl. I S. 2703), die zuletzt durch Artikel 2 der Verordnung vom 8. November 2018 (BGBl. I S. 1853) geändert worden ist, wird wie folgt gefasst:

	Artikel 15
	Änderung der Innovationsausschreibungsverordnung
	Die Innovationsausschreibungsverordnung vom 20. Januar 2020 (BGBl. I S. 106) wird wie folgt geändert:
	1. In § 2 wird nach Nummer 1 folgende Nummer 1a eingefügt:
	2. § 3 wird wie folgt geändert:
	3. § 4 wird wie folgt gefasst:
	„§ 4
	Teilnahmeberechtigte Anlagen


	4. § 5 Absatz 3 wird aufgehoben.
	5. § 6 wird wie folgt geändert:
	6. § 10 wird wie folgt gefasst:
	„§ 10
	Höchstwert


	7. § 11 wird wie folgt geändert:
	8. § 12 Absatz 1 Nummer 2 wird wie folgt geändert:
	9. § 13 wird wie folgt geändert:
	10. Nach § 13 wird folgender § 13a eingefügt:
	„§ 13a
	Erstattung von Sicherheiten


	11. § 14 wird wie folgt geändert:
	12. § 15 wird durch die folgenden §§ 15 bis 20 ersetzt:
	„§ 15
	Festlegung zu besonderen Solaranlagen

	§ 16
	Weitere Anforderungen an Gebote für besondere Solaranlagen

	§ 17
	Zuschlagsverfahren für besondere Solaranlagen

	§ 18
	Weitere Bestimmung zu besonderen Solaranlagen

	§ 19
	Übergangsvorschrift

	§ 20
	Außerkrafttreten




	Artikel 16
	Änderung der Kraft-Wärme-Kopplungsgesetz-Gebührenverordnung
	In der Fußnote zu Anlage 1 (zu § 1 Absatz 2) des Gebührenverzeichnisses der Kraft-Wärme-Kopplungs-Gebührenverordnung vom 02.04.2002 (BGBl. I S. 1231), die zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 8. August 2020 (BGBl. I S. 1818) geändert worden ist, w...

	Artikel 17
	Änderung des Kraft-Wärme-Kopplungsgesetzes
	Das Kraft-Wärme-Kopplungsgesetz vom 21. Dezember 2015 (BGBl. I S. 2498), das zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 8. August 2020 (BGBl. I S. 1818) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. Die Abkürzung des Gesetzes wird wie folgt gefasst:
	2. Das Inhaltsverzeichnis wird wie folgt geändert:
	3. § 5 wird wie folgt geändert:
	4. § 6 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert:
	5. § 7 wird wie folgt geändert:
	6. § 7a wird wie folgt geändert:
	7. § 7b wird wie folgt geändert:
	8. § 7c wird wie folgt geändert:
	9. § 7d wird wie folgt gefasst:
	„§ 7d
	(weggefallen)“.

	10. In § 7e Satz 1 und 3 werden jeweils die Wörter „bis 7d“ durch die Wörter „bis 7c“ ersetzt.
	11. In § 8a Absatz 3 Satz 2 werden die Wörter „Absatz 6 und 7“ durch die Wörter „Absatz 4 und 5“ ersetzt.
	12. In § 8b Absatz 3 werden die Wörter „Absatz 6 und 7“ durch die Wörter „Absatz 4 und 5“ ersetzt.
	13. In § 9 Absatz 1 Satz 2 wird die Angabe „Absatz 6“ durch die Angabe „Absatz 5“ ersetzt.
	14. § 10 wird wie folgt geändert:
	15. In § 12 Absatz 1 werden die Wörter „§§ 7a bis 7d“ durch die Wörter „§§ 7a bis 7c“ ersetzt.
	16. In § 13 Absatz 4 Satz 3 wird die Angabe „Absatz 7“ durch die Angabe „Absatz 5“ ersetzt.
	17. In § 15 Absatz 4 Satz 1 wird die Angabe „Absatz 7“ durch die Angabe „Absatz 5“ ersetzt und es werden die Wörter „in dem die Stundenkontrakte null oder negativ gewesen sind“ durch die Wörter „in dem der Spotmarktpreis nach § 3 Nummer 42a des Erneue...
	18. § 18 wird wie folgt geändert:
	19. § 22 Absatz 1 Nummer 1 wird wie folgt gefasst:
	20. In § 26a Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe c werden die Wörter „§§ 7a bis 7d“ durch die Wörter „§§ 7a bis 7c“ ersetzt.
	21. § 27 wird wie folgt geändert:
	22. Nach § 27c wird folgender § 27d eingefügt:
	„§ 27d
	Herstellung von Grünem Wasserstoff


	23. In § 28 Absatz 5 Satz 2 Nummer 5 werden die Wörter „§§ 7a bis 7d“ durch die Wörter „§§ 7a bis 7c“ ersetzt.
	24. In § 30 Absatz 1 Nummer 1 wird die Angabe „§ 7a Absatz 3 Satz 1“ durch die Angabe „§ 7a Absatz 2 Satz 1“ ersetzt.
	25. In § 31 Absatz 1 werden nach der Angabe „KWK-Anlagen“ die Wörter „mit Ausnahme von Anlagen, die erneuerbare Energieträger einsetzen,“ eingefügt.
	26. § 31b Absatz 3 wird aufgehoben.
	27. § 32a wird wie folgt geändert:
	28. § 33 Absatz 2 wird wie folgt geändert:
	29. In § 33a Absatz 1 wird wie folgt geändert:
	30. § 33b Absatz 1 wird wie folgt geändert:
	31. § 34 wird wie folgt geändert:
	32. § 35 wird wie folgt geändert:
	33. Die Anlage zu den §§ 7b und 7d wird aufgehoben.


	Artikel 18
	Änderung der KWK-Ausschreibungsverordnung
	Die KWK-Ausschreibungsverordnung vom 10. August 2017 (BGBl. I S. 3167), die zuletzt durch Artikel 8 des Gesetzes vom 8. August 2020 (BGBl. I S. 1818) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. In § 2 Nummer 12 Buchstabe c wird die Angabe „5“ durch die Angabe „4“ ersetzt.
	2. § 3 werden folgende Absätze angefügt:
	3. § 8 wird wie folgt geändert:
	4. § 12 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert:
	5. § 16 Absatz 1 Nummer 4 wird wie folgt gefasst:
	6. § 19 Absatz 8 wird wie folgt geändert:
	7. In § 26 Absatz 2 Nummer 2 wird die Angabe „Absatz 7“ durch die Angabe „Absatz 5“ ersetzt.
	8. § 27 wird wie folgt geändert:


	Artikel 19
	Änderung des Windenergie-auf-See-Gesetzes
	Das Windenergie-auf-See-Gesetz vom 13. Oktober 2016 (BGBl. S. 2258), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 3. Dezember 2020 (BGBl. I S. 2682) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. In § 24 Absatz 1 Nummer 2 und Absatz 2 Satz 1 wird jeweils nach der Angabe „§ 25“ die Angabe „Absatz 1“ eingefügt.
	2. In § 37 Absatz 1 Nummer 1 und Absatz 2 Satz 1 wird jeweils nach der Angabe „§ 25“ die Angabe „Absatz 1“ eingefügt.
	3. Dem § 60 Absatz 2 wird folgender Satz angefügt:
	4. In § 69 Absatz 4 Satz 2 wird nach der Angabe „§ 25“ die Angabe „Absatz 1“ eingefügt.


	Artikel 20
	Änderung der Verordnung zur Anrechnung von strombasierten Kraftstoffen und mitverarbeiteten biogenen Ölen auf die Treibhausgasquote
	Die Verordnung zur Anrechnung von strombasierten Kraftstoffen und mitverarbeiteten biogenen Ölen auf die Treibhausgasquote vom 15. Mai 2017 (BGBl. I S. 1195) wird wie folgt geändert:
	1. § 3 wird wie folgt geändert:
	2. § 6 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert:


	Artikel 21
	Änderung des Gesetzes zur Beschleunigung des Energieleitungsausbaus
	Das Gesetz zur Beschleunigung des Energieleitungsausbaus vom 13. Mai 2019 (BGBl. I S. 706) wird wie folgt geändert:
	1. Artikel 1 Nummer 10 Buchstabe b Absatz 2 wird wie folgt geändert:
	2. Artikel 5 wird wie folgt geändert:
	3. In Artikel 25 Absatz 2 wird nach den Wörtern „Artikel 5 Nummer 1 bis 5,“ die Angabe „7 bis 10“ durch die Angabe „8 bis 10“ ersetzt.


	Artikel 22
	Änderung des Kohleverstromungsbeendigungsgesetzes
	Das Gesetz zur Reduzierung und zur Beendigung der Kohleverstromung vom 8. August 2020 (BGBl. I S. 1818), das zuletzt durch Artikel 3a des Gesetzes vom 3. Dezember 2020 (BGBl. I S. 2682) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:
	2. § 12 Absatz 1 Satz 2 Nummer 6 wird wie folgt gefasst:
	3. § 40 wird wie folgt geändert:
	4. In § 41 Absatz 1, § 42 Absatz 1 und 2 und § 45 Absatz 1 wird jeweils das Wort „Sicherheitsbereitschaft“ durch die Wörter „Zeitlich gestreckte Stilllegung“ ersetzt.
	5. § 47 wird wie folgt geändert:
	6. § 50 wird wie folgt gefasst:
	§ 50 „
	Zeitlich gestreckte Stilllegung


	7. In § 61 Absatz 2 werden nach den Wörtern „dem Bundesministerium für Wirtschaft und Energie“ die Wörter „, dem Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle“ und werden nach den Wörtern „des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie“ die Wörter ...
	8. In Anlage 2 wird das Wort „Sicherheitsbereitschaft“ durch die Wörter „Zeitlich gestreckte Stilllegung“ ersetzt.
	9. Folgende Anlage wird angefügt:
	„Anlage 3 (zu § 50)
	Vergütung Zeitlich gestreckte Stilllegung




	Artikel 23
	Änderung des Gesetzes zur Reduzierung und zur Beendigung der Kohleverstromung und zur Änderung weiterer Gesetze
	Das Gesetz zur Reduzierung und zur Beendigung der Kohleverstromung und zur Änderung weiterer Gesetze vom 8. August 2020 (BGBl. I S. 1818) wird wie folgt geändert:
	1. Artikel 7 wird wie folgt geändert:
	2. Artikel 11 Absatz 3 wird aufgehoben.


	Artikel 24
	Inkrafttreten, Außerkrafttreten
	(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Absatzes 2 mit Wirkung vom 1. Januar 2021 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Verordnung zu den gemeinsamen Ausschreibungen vom 10. August 2017 (BGBl. I S. 3167, 3180), die zuletzt durch Artikel 3 der Verordnung ...
	(2) Abweichend von Absatz 1 Satz 1
	1. treten Artikel 1 Nummer 99 und 100 rückwirkend zum 1. Januar 2019 in Kraft.
	2. tritt Artikel 1 Nummer 129 und Nummer 147 Buchstabe a zum 30. September 2021 in Kraft,
	3. tritt Artikel 1 Nummer 147 Buchstabe b zum 31. Dezember 2020 in Kraft und
	4. treten Artikel 10 Nummer 6 und 7, Artikel 13 Nummern 1, 5 bis 13 und Artikel 17 Nummer 25 am 1. Juli 2021 in Kraft.





